
II. Die Europa-Union in der Nachkriegszeit
(1945-1970)

1. Euphorie und Aufbau: die frühen Jahre
(1946-1952)

Die verschiedenen Wurzeln des west-europäischen Denkens, also auf der einen
Seite organisatorische Vorläufer in der Weimarer Republik, auf der anderen Seite
die Erfahrung von Verfolgung und Lagerhaft, von Exil und dem Leben in liberal-
demokratischen Gesellschaften angelsächsischer Prägung, schließlich aber auch
industrielle Interessen an einer westeuropäischen Zusammenarbeit, nahmen nicht
gleichzeitig Einfluß auf die Konzepte der Europa-Union, sondern in zwei Schü-
ben. In einer ersten Phase prägten vor allem Protagonisten den Verband, die, wie
Eugen Kogon, im „Dritten Reich" Verfolgung ausgesetzt gewesen waren, wäh-rend die Remigranten und Industriellen erst zu einem späteren Zeitpunkt ihrenEinfluß durchsetzten.
Diese ersteWirkungsphase der Europa-Union, um die es auf den folgenden Sei-

ten gehen wird, war eng verbunden mit jener Europa-Begeisterung in der deut-schen Gesellschaft nach 1945, die im Zusammenhang mit der abendländischen
Idee bereits angesprochen wurde.1 In den ersten Jahren nach dem Krieg verban-den sich individual-biographische Erfahrungen von Gewalt und Verfolgung miteiner weitverbreiteten Stimmung, die unter anderem dem Nationalstaat die Ver-
antwortung für die „deutsche Katastrophe", für Krieg und Völkermord gab. Dar-
aus entwickelte sich die stark emotional, ja euphorisch geprägte Hoffnung, miteinem baldigst zu gründenden europäischen Staat den Europäern ein für alle MalSchutz vor Gewaltherrschaft und Krieg zu gewähren. Überall in Europa gründe-
ten sich Organisationen, die dieses „Europa" vorantreiben wollten. Nur in
Deutschland blieb zunächst jede außenpolitische Betätigung verboten. Als dannaber ab Herbst 1945 in den westlichen Besatzungszonen langsam wieder Vereins-
und Parteigründungen gestattet wurden, bemühten sich die Europaorganisatio-
nen aus den europäischen Nachbarländern, darunter nicht zuletzt die Schweizer
Europa-Union, auf die entstehenden Verbände in Westdeutschland, unter ihnen
auch die Europa-Union, Einfluß zu nehmen. Bevor sich die Arbeit jedoch derGründungsgeschichte der Europa-Union und ihrer ersten Wirkungsphase zu-
wendet, ist es wichtig, kurz die Frühgeschichte der internationalen europäischenBewegungen zu schildern.

1 Vgl. Teil I, Kap. II. 1.
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Aus dem Geist des Widerstands: die Gründung der internationalen europäischen
Bewegungen

Bereits in den Jahren des Zweiten Weltkrieges hatte der Gedanke einer europäi-
schen Einigung in europäischen Widerstandskreisen Fuß gefaßt.2 Die einzelnen
Widerstandsgruppen, welche aufgrund der deutschen Besatzungsherrschaft kaum
in der Lage waren, untereinander Kontakt aufzunehmen, hatten zwar unter-
schiedliche Vorstellungen über den politischen und gesellschaftlichen Aufbau des
zukünftigen Europas beziehungsweise seine geographische Gestalt, übereinstim-
mend jedoch forderten sie für die Zukunft eine föderative, supranationale Orga-
nisation des Kontinents. Der Nationalstaat schien seine Unfähigkeit, den Bürgern
Schutz und Wohlstand zu garantieren, endgültig bewiesen zu haben. Eine euro-
päische Föderation, mehr oder weniger stark eingebunden in eine „Weltfödera-
tion", sollte dem Kontinent künftig Sicherheit gewähren, indem sie die nationalen
Rivalitäten und Spannungen beseitigte, einen größeren Wirtschaftsraum schuf
und die Europäer vor dem Einfluß der immer deutlicher aufsteigenden Super-
mächte einerseits, vor der deutschen Gefahr andererseits schützte. Die Wider-
standskreise, in denen diese Konzepte kursierten, gelten allgemein als Vorläufer
der Einigungsbewegungen nach 1945. Deutsche waren an ihnen allerdings nur in
seltenen Fällen beteiligt.
Nach einer kurzen Phase der Resignation, welche unmittelbar nach Ende des

ZweitenWeltkrieges auf die widrigen Lebensumstände im Europa der Jahre 1945/
46, aber auch auf die Ablehnung einer europäischen Föderation durch die Sieger-
mächte sowie auf die „Restauration" des nationalstaatlichen Systems zurückzu-
führen war,3 gingen die Widerstandsgruppen seit Sommer 1946 daran, miteinan-
der in Kontakt zu treten und übernationale Zusammenschlüsse in dieWege zu lei-
ten.4 Im September 1946 trafen sich im schweizerischen Hertenstein erstmals
rund 80 Vertreter föderalistischer Gruppierungen, darunter die Schweizer Eu-
ropa-Union, der italienische „Movimento Federalista Europeo" (MFE), die nie-
derländische „Europeesche Actie", die belgische „Union Fédérale" und die fran-
zösische Föderalistengruppe „Comité International pour la Fédération Euro-
péenne". Auch wenn die britische „Federal Union" und weitere französische

2 Die Literaturlage zu den europäischen Widerstandsbewegungen ist ausgesprochen gut.Wilfried Loth verweist sogar auf eine gelegentliche Überschätzung der Bedeutung desWi-derstands für die europäische Idee. Vgl. Loth, Die Resistance und die Pläne zu europäi-scher Einigung, S. 47. Insgesamt übersteigt die Anzahl der Quellenbände jene der Mono-graphien bei weitem. Vgl. (in Auswahl): Behring, Demokratische Außenpolitik für
Deutschland. Documents on the History of European Integration. Lipgens (Hg.), Eu-ropa-Föderationspläne der Widerstandsbewegungen. Loth, Die Résistance und die Pläne
zu europäischer Einigung. Ders., Sozialismus und Internationalismus. Niess, Die Ur-
sprünge der europäischen Idee aus dem Geist des Widerstands. Voigt (Hg.), Friedens-sicherung und europäische Einigung. Ders., Die Genfer Föderalistentreffen.

3 Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 263-268.
4 Auch hier folgt nur eine knappe Darstellung, da der Weg, den die einzelnen Widerstands-
gruppen in den ersten Nachkriegesjahren nahmen, durch umfangreiche Quelleneditionen,Monographien und Aufsätze nachgezeichnet ist. Vgl. zum folgenden vor allem: Ebenda.Vgl. auch: Lipgens (Hg.), Documents on the History of European Integration, Bd. 3 undBd. 4.
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Gruppen fehlten, kam der Hertensteiner Konferenz und dem dort verabschiede-
ten „Hertensteiner Programm" entscheidende Bedeutung zu, übernahmen doch
die europäischen Föderalisten, unter ihnen später auch die deutsche Europa-
Union, das Programm als Leitsätze. Der Text ging nicht näher auf politische De-
tails ein, sondern „beschränkte sich auf die in ihrer Einfachheit bestechend präzise
Darstellung der Notwendigkeit der Föderation Europas als Akt demokratischer
Selbstrettung und Baustein künftiger Weltfriedensorganisation".5 Gefordert
wurde ein eindeutiger Verzicht auf nationale politische, wirtschaftliche und mili-
tärische Souveränitätsrechte und die Bildung einer europäischen Föderation, die
allen europäischen Völkern, „die ihre Grundgesetze anerkennen", offenstehen
sollte. Diese Grundgesetze sollten in einer „Erklärung europäischer Bürger-
rechte" fixiert werden. Als regionale Untergliederung eingebunden in die Verein-
ten Nationen, sollte die europäische Föderation auf „jede Machtpolitik verzich-
ten", aber andererseits auch niemals „Werkzeug irgendeiner fremdenMacht" wer-
den. Angesichts der zunehmenden Spannungen zwischen den Alliierten und des
Vorgehens der Sowjetunion in den von ihr besetzen ost- und mitteleuropäischen
Ländern sollte eine solche Föderation verhindern, daß Europa zum Spielball der
Großmächte würde. Deutlich zog hier die Idee eines Europas der „Dritten Kraft",
weltanschaulich und politisch zwischen den beiden Lagern in Ost und West ange-
siedelt und vermittelnd zwischen beiden tätig, am Horizont herauf.6 In Herten-
stein betonten die Vertreter der Föderalistenverbände außerdem, daß nur eine
Eingliederung Deutschlands die deutsche Frage dauerhaft würde lösen können.
Nach der Hertensteiner Konferenz beschlossen die bis dahin entstandenen Eu-

ropa-Gruppen im Dezember 1946 in Paris die Gründung einer „Union Euro-
péenne des Fédéralistes".7 Spätestens nach der Amsterdamer Tagung im April
1947, auf welcher Henri Brugmans zum Präsidenten und Alexandre Marc zum
Generalsekretär gewählt wurden, war die UEF der wichtigste übernationale Ver-band von europaföderalistischen Organisationen, in den sich auch die Europa-
Union eingliedern sollte. Sie koordinierte die Arbeit der verschiedenen nationalen
Verbände, führte ihre Protagonisten zusammen und bot ideelle Vorgaben (auf der
Grundlage des Hertensteiner Programms). In Amsterdam klärte sich auch die po-litische und ideelle Position der UEF, wobei vor allem die französischen Födera-
listen erheblichen Einfluß ausübten. Die seit Kriegsende unter Mitwirkung vonAlexandre Marc, aber auch von André Voisin, Raymond Aron und anderen ent-
wickelte Idee eines „integralen Föderalismus" spielte dabei die entscheidende

3 Vgl. Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 301. Zum Ablauf der
Hertensteiner Konferenz und den Anwesenden siehe auch ebenda. S. 298-305. Die fol-
genden Zitate ebenda, S. 302.

6 Vgl. zum Europa der „Dritten Kraft": Schwan, Europa als Dritte Kraft.
7 Bei der Sitzung anwesend waren: H. Brugmans als Vertreter der holländischen „Europee-sche Actie", Miss Josephy für die „Federal Union", A. Allard für die belgische „Unionfédérale", H. Koch für die luxemburgische „Union fédérale", H. Schiess für die schweize-rische „Europa Union", für die französische „La Fédération" A. Voisin und mit Cl.-M.
Hyrte, Fr. Gérard, G. Riou, J. Larmeroux, M. Belley weitere Vertreter französischer Fö-deralistenverbände. Die Anwesenden konstituierten sich als „Comité central". Zur Grün-
dung der UEF vgl. ebenda, S. 361-363.
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Rolle. Dem integralen Föderalismus, der seine Ursprünge in der katholischen So-
ziallehre und im Personalismus hatte, wohnte eine antietatistische Komponente
inne, die vor allem in Frankreich auf eine Dezentralisierung und Föderalisierung
der Gesellschaft hinauslief.8 Man sah die Familie als „Urzelle" der Gesellschaft,
welche subsidiar aufgebaut, dem Staat nur jene Rechte zugestehen sollte, die ge-
sellschaftliche Teileinheiten nicht übernehmen konnten. Eine berufsständische
Ordnung sollte im integralen Föderalismus das kapitalistische System ersetzen
und zu einem „humanen und freien Sozialismus" führen. Diese freiheitlich-sozia-
listische Ordnung positionierte das föderativ geeinte Europa in den Augen ihrer
Vorkämpfer zwischen dem kapitalistischen Westen und dem kommunistischen
Osten.9
Der Begriff „Föderalismus" diente in der unmittelbaren Nachkriegszeit als das

„politische Leitwort" schlechthin und stellte eine der entscheidenden Theorie-
strömungen der Nachkriegszeit dar.10 Ihr Einfluß etwa auf die abendländische
Idee in den späten vierziger Jahren ist bereits deutlich geworden. In dieser Zeit
vertraten selbst die sonst im rechtskonservativen Spektrum angesiedelten Abend-
länder erstaunlich „linke" Ideen und hingen vorübergehend dem „christlichen
Sozialismus" an

-

auch wenn sich diese Orientierung bald wieder verlor. Die Zeit-
gebundenheit der Theorie des „integralen Föderalismus" ist offensichtlich. Das
verzweifelte Ringen der Europäer, nicht in die Blockkonfrontation von Ost und
West einbezogen zu werden einerseits, andererseits aber auch der Glaube, vor
allem der ungebändigte Kapitalismus habe die Diktaturen der Zwischenkriegszeit
befördert und müsse daher durch ein gemäßigt-sozialistisches System ersetzt wer-

den, spiegeln sich in ihr. Damit war aber spätestens 1948 klar, daß der Idee kaum
mehr eine Chance auf Realisierung zukam. Und so verschwand die Theorie vom
„integralen Föderalismus" Ende der vierziger Jahre wieder und es trat, vor allem
in den fünfziger Jahren die Rede von der „Integration" an ihre Stelle.11
Das gesamte Konzept des „integralen Föderalismus" beinhaltete ein

-

im
Sprachgebrauch der Europabewegten

-

„revolutionäres", gesellschaftsverändern-
des Element: Es ging darum, eine neue Gesellschaft zu schaffen, nicht allein eine
politische Lösung für die europäischen Probleme zu finden. Somit beantwortete
auch die UEF „die Frage, welches Europa [...] gewollt werde, nicht einfach nur
mit der Zusammenschlußthese, sondern mit positiver innen- und gesellschafts-
politischer Auffüllung mit Föderalismus als durchgängigem Ordnungsprinzip

8 Vgl. zum Personalismus u.a.: Kinsky/Knipping (Hg.), Le fédéralisme personnaliste. Roy,Alexandre Marc et la Jeune Europe. Zu den Kontakten zwischen deutschen und französi-
schen Personalisten in der Zwischenkriegszeit vgl. Keller, Les médiateurs personnalistes.
Ders., Die Personalismen der Zwischenkriegszeit und die deutsch-französischen Bezie-
hungen. Hellmann/Roy, Le personalisme et les contacts entre non-conformistes de France
et d'Allemagne.

9 Zum Integralen Föderalismus vgl. vor allem: Roemheld, Integraler Föderalismus. Siehe
auch: Greilshammer, Les mouvements fédéralistes, vor allem S. 151-203. Lipgens, Die An-fänge der europäischen Einigungspolitik, S. 347-360.

10 Herbst, Die zeitgenössische Integrationstheorie, S. 163 und S. 197. Merkel, Die europäi-sche Integration und das Elend der Theorie.
11 Herbst, Die zeitgenössische Integrationstheorie, S. 163 und S. 197.
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[.. .]".12 Die im Inneren neu geordnete gesamteuropäische Föderation, welche die
UEF anstrebte, sollte die Spaltung Europas (und damit der Welt) in zwei ideolo-
gisch und machtpolitisch rivalisierende Blöcke verhindern und statt dessen einen
beiden Seiten freundlich gegenüberstehenden neutralen Puffer schaffen. Damit
ging ein Verzicht auf „Machtpolitik" alten Stils einher, so daß Europa zu einer
„Brücke" zwischen Ost und West würde, welche zum Abbau der Spannungen
und zu einer dauernden weltweiten Friedenssicherung beitragen könne.13 Eine
solch optimistische Konzeption hatte angesichts der sich verschärfenden Span-
nungen zwischen den USA und der UdSSR bereits im April 1947, als die Amster-
damer Tagung der UEF stattfand, einen utopischen Beigeschmack und scheiterte
bald darauf endgültig. Bereits im August 1947 mußte die UEF-Führung ent-
täuscht akzeptieren, daß mit dem Aufbau einer föderalistischen Union vorerst nur
im Westen Europas begonnen werden konnte. Die gesellschaftspolitischen Über-
zeugungen blieben bei dieser Beschränkung jedoch zunächst unangetastet.14
Ziel der UEF als übernationaler Organisation war es, „Hilfen für die Mitglieds-

verbände zur möglichst zügigen Verbreiterung ihrer populären Basis" zu leisten,
damit die „Entwicklung der föderalistischen Aktion und Propaganda" zu fördern
sowie „andere Bewegungen, wo es solche gibt, zu entdecken und ihren Anschluß
an die UEF zu erleichtern, [und] bei der Gründung von Föderalisten-Verbänden
in Ländern, wo noch keine existieren, behilflich zu sein, insbesondere in den ost-
europäischen Ländern".15 Dieses Aktionsprogramm aus dem April 1947, welches
noch die Hoffnungen auf eine Einbeziehung der osteuropäischen Länder in eine
europäische Föderation spiegelt, führte auch zum Engagement der UEF bzw.
ihres schweizerischen Mitgliedsverbandes Europa-Union bei der Gründung, Or-
ganisation und Zusammenfassung von Europa-Verbänden in den deutschen (oder
wie sich bald herausstellte, in den westdeutschen) Besatzungszonen.
Neben der UEF entstanden in den ersten Nachkriegsjahren weitere, allerdings

zahlenmäßig weniger starke Europa-Verbände: im Januar 1947 das „United Eu-
rope Committee" unter Vorsitz Winston Churchills, imMärz desselben Jahres auf
Initiative Paul van Zeelands die „Ligue Indépendante de Coopération Euro-
péenne" und im Juli 1947 der „Conseil français pour l'Europe unie" Edouard
Herriots. Hinzu kam die „Europäische Parlamentarier-Union" Coudenhove-Ka-
lergis (EPU).16 Auch wenn bis auf die EPU keine dieser Gruppierungen expliziteinen föderalistisch-supranationalen Zusammenschluß Europas forderte, sondernvielmehr eine engere Kooperation der einzelnen Staaten anstrebte, schien eine Zu-
sammenarbeit und organisatorische Annäherung der verschiedenen Europa-Ver-bände unerläßlich, um in der Öffentlichkeit effektiv für „Europa" zu werben.17
Auf langwierige Verhandlungen folgte im Mai 1948 schließlich der Kongreß in
Den Haag, auf dem die unterschiedlichen Europa-Konzeptionen

-

hier grob als

12 Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 372.13 Zum „Dritte-Kraft-Konzept" der UEF 1947/48 vgl. ebenda, S. 381-386.
14 Zum Kongreß von Montreux vgl. ebenda, S. 514-545.
15 Ebenda, S. 379.
16 Posselt, Richard Coudenhove-Kalergi.17 Vgl. zum folgenden: Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 610-638.
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staatenbündisch oder bundesstaatlich kategorisiert
-

aufeinandertrafen. Auch
wenn eine Annäherung zwischen diesen beiden Polen kaum möglich war, grün-
dete sich auf dem Haager Kongreß die Europäische Bewegung (EB), welche in
den folgenden Jahren alle Europabewegungen unterschiedlicher politischer Pro-
venienz, unter ihnen die UEF, und damit auch die Europa-Union, unter ihrem
Dach versammelte.18

Neubeginn in Deutschland: die Gründungsgeschichte der Europa-Union
Auch in Deutschland schössen ab Mitte 1946 Europagrüppchen wie Pilze aus dem
Boden. Vorher waren politische Aktivitäten durch die Alliierten erschwert, Kon-
takte über die jeweilige Besatzungszone hinaus kaum möglich, an Reisen war
nicht zu denken, Papier war knapp. Außerdem verboten es „Unkenntnis infolge
hermetischer Absperrung und Postverbote, aber auch Scham [...], bereits wieder
von einem Konzept, das auch andere Völker betraf, zu sprechen".19 So domi-
nierte, wir haben es am Beispiel der Abendland-Idee bereits gesehen, in den ersten
beiden Nachkriegsjahren „weltanschauliche Neubesinnung", wenn von Europa
die Rede war. Doch angesichts der schwierigen, teils hoffnungslosen Lage bildete
gerade „Europa" vielen Deutschen so etwas wie den emotionalen „Rettungsan-
ker".20 Die Einsicht in die Tatsache, daß nur ein Miteinander den europäischen
Staaten dauerhafte Sicherheit garantierten würde, griff auch in Deutschland um

sich, ergänzt um die Erkenntnis, daß die Deutschen angesichts ihrer politisch hilf-
losen Lage alles daran setzen mußten, in einen zukünftigen europäischen Verbund
integriert zu werden.
Die Briten gestatteten seit Anfang 1946 als erste westliche Besatzungsmacht

wieder politische Verbandstätigkeiten in ihrer Zone, und so verwundert es nicht,
daß die überwiegende Mehrheit der Europa-Grüppchen hier ihren organisatori-
schen Ausgangspunkt hatte. Auch Wilhelm Heile, in der britischen Zone ansässig,
plante schon bald die Wiedergründung seines „Verbandes für europäische Ver-
ständigung". Dabei orientierte er sich bewußt an seinen Erfahrungen aus der Zwi-
schenkriegszeit, sah allerdings ein, daß seine früheren Forderungen nach
(groß)deutscher Gleichberechtigung und Machtposition nun nicht mehr ange-
bracht waren: „Meine Schriften aus der Zeit vor der Nazi-Herrschaft sind zwar
Wort für Wort auch heute noch gültig. Es wäre aber unklug, sie heute so, wie sie

18 Vgl.: Europe Unites. Hick, The European Movement and the Campaign for a EuropeanAssembly. Ders., The European Movement. Brauner/Molenaar, Die Europäische Bewe-
gung-

19 Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 236/237.
20 Loth, Rettungsanker Europa. Walter Lipgens bringt zahlreiche Beispiele für die stark
emotionale „Neubesinnung" der Deutschen auf Europa, in: Ders., Die Anfänge der euro-
päischen Einigungspolitik, S. 231-240 und S. 386-389. Auch im Umfeld der jungen Eu-
ropa-Union findet sich diese emotionale Komponente. So hieß es etwa in einem Rund-
brief an die Mitglieder des Gründungsausschusses der Landesgruppe Schleswig-Holstein
vom 24. 4. 1947: „Lassen Sie uns die heilige Flamme in unseren Herzen nie verlöschen.
Lassen Sie uns kämpfen Schulter an Schulter, als berufene Charaktere zum Bau einer schö-
neren Zukunft und Errettung der Menschheit und ihrer schönen Kultur, die so tragisch in
Glut und Staub versunken war." BA N 1132/73.
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sind, neu drucken zu wollen, weil damals der Kampf ums Selbstbestimmungs-
recht der Völker notwendigerweise so stark von mir betont worden ist, wie man
es heute zweckmäßigerweise nicht mehr tun darf. Nach dieser entsetzlichen
Schreckensherrschaft der Nazis müssen wir heute den ganzen Ton und Stil unse-
rer Werbearbeit für den europäischen Gedanken ganz ausschließlich europäisch
anpacken, wenn wir nicht Mißtrauen und falsche Ausdeutungen unserer Absich-
ten wecken wollen."21 Hatte Heile seine europäischen Aktivitäten in den Jahren
der Weimarer Republik noch klar und eindeutig im Hinblick auf deutsche Inter-
essen (in Form eines „deutschen Selbstbestimmungsrechts") legitimiert, so trat
dieser Aspekt in der unmittelbaren Nachkriegszeit in den Hintergrund. Sicher, die
europäische Einigung sollte weiterhin auch deutschen Interessen dienen, die
starke öffentliche Betonung deutscher Positionen, wie sie noch den „demokrati-
schen Nationalismus" der Zwischenkriegszeit kennzeichnete, war indes nach der
„totalen Niederlage" nicht mehr denkbar. Der ideengeschichtliche Bruch, den der
Mai 1945 in diesem Falle herbeigeführt hatte, ist unübersehbar.
In Kontinuität zur Zwischenkriegszeit stand hingegen, daß Heile

-

im Gegen-
satz zur überwiegenden Mehrheit der Europa-Aktivisten

-

auch nach dem Zwei-
tenWeltkrieg eher für einen europäischen Staatenbund als für einen in die „Verei-
nigten Staaten der Menschheit" eingebundenen Bundesstaat plädierte.22 In einem
anderen Punkt entsprachen Heiles Überzeugungen nach 1945 eher jenen seiner
Zeitgenossen, nämlich im Wunsch, die Europa-Bestrebungen nicht „einseitig
westlich" zu orientieren und damit „in Gegensatz Rußlands [...] zu geraten".
Vielmehr hörte für die ersten Europa-Protagonisten der frühen Nachkriegszeit in
den westlichen Besatzungszonen, unter ihnen auch Heile, „Europa in seiner östli-
chen Begrenzung geographisch und damit auch politisch am Ural auf".23 Für
Heile persönlich allerdings bot es sich an, auch hier auf die Kontinuität zum „Ver-
band für Europäische Verständigung" zu verweisen, der schon in der Zwischen-
kriegszeit Rußland mehr oder weniger miteinbezogen habe

-

ganz im Gegensatz
zu dem „irrtümlich als Paneuropa, d.h. Ganzeuropa, bezeichneten kleineuropäi-
schen Plan des Grafen Coudenhove".24 So ließ Heile auch nach dem Zweiten
Weltkrieg keine Möglichkeit ungenutzt, einer möglichen Aktivität seines Erzriva-
len Coudenhove-Kalergi in Deutschland einen Riegel vorzuschieben. Er warnte,
wo er nur konnte, vor den „Phantastereien" und der „kindhaften Laienhaftigkeit"
Coudenhoves.25 Damit übrigens sollte er bis zu einem gewissen Grade Erfolg
haben: Als Coudenhove-Kalergi Anfang der fünfziger Jahre versuchte, die Pan-
europa-Union in Westdeutschland wiederaufzubauen, hatte sich bereits viel Skep-
sis gegenüber seiner Person aufgebaut.26
21 Brief Heile an Fürbringer, 15. 3. 1947, BA N 1132/73.
22 Vgl. etwa das Telegramm Heiles an Hermes, 8. 1. 1947, BA N 1132/73.
23 Vgl. Brief Heile an Bruno Schmitz-Lenders, 12. 2. 1947, BA N 1132/73 und Informations-
dienst der EU, ohne Datum (etwa März 1947), BA N 1132/98.

24 Rede Heiles auf dem Kongreß der EU in Eutin 1947, abgedruckt in: Für ein föderales
Europa, S. 11-16, hier S. 12.

25 Brief Heiles an von Rheinbaben, 3. 10. 1946, BA N 1132/73; Brief Heile an Hermes, 8. 5.
1947, BAN 1132/73.

26 Vgl. den Brief Amelunxens an Heile, 25. 8. 1946, der für den Erfolg von Heiles Vorgehen
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Im Dezember 1946 gehörte Heile schließlich zum Gründungskreis der Europa-
Union.27 Bereits im Mai 1946 war Heinrich Ritzel, Generalsekretär der schweize-
rischen Europa-Union, durch die westlichen Besatzungszonen gereist, hatte dabei
auch Wilhelm Hermes, den Generalsekretär der späteren deutschen Europa-
Union, getroffen und ihn mit gedrucktem Propagandamaterial des Schweizer Ver-
bandes versorgt. Aus diesem Treffen scheint der Name „Europa-Union" für den
zu gründenden Verband ebenso zu resultieren wie die enge inhaltliche Anlehnung
an die Schweizer, deren Programme und Leitsätze die deutsche Europa-Union
vollständig übernahm. Die Schweizer Europa-Union anerkannte ihr „Ziehkind"
„als ihre einzige autorisierte Vertretung in Deutschland". Die gleichzeitige „An-
meldung dieser Organisation bei der UEF", welche einherging mit der Forde-
rung, keine andere deutsche Europa-Bewegung solle in die UEF aufgenommen
werden, mußte allerdings auf Protest anderer Europa-Verbände im In- und Aus-
land in dieser Form bald wieder zurückgenommen werden.28
Dennoch hatte die Europa-Union aufgrund dieser Kontakte eine exzellente

Ausgangsposition gegenüber anderen Europa-Verbänden im Kampf um Mitglie-
der und Einfluß. Hinzu kam, daß ihr Generalsekretär Hermes ein ausgesproche-
nes organisatorisches Geschick an den Tag legte, so daß sich die Europa-Union
rasch ausbreitete, bald Beitrittsgesuche aus der amerikanischen und der französi-
schen Zone vorlagen, und erste Informationsbriefe und Werbematerial gedruckt
und verteilt werden konnten. Aus dieser recht starken Position heraus bemühte
man sich bald um Kooperation mit anderen existierenden Verbänden. Hermes er-
hob dabei von Anfang an den Anspruch, „daß unsere Richtlinien und unsere Sat-

spricht: „Wir danken [...] für die aufschlußreichen Mitteilungen über Graf Coudenhove-
Kalergi. Unter solchen Umständen kommt eine Zusammenarbeit zwischen diesem Manne
und uns überhaupt nicht in Frage, selbst wenn er seine Ansichten geändert haben sollte.
[...] Seien Sie daher überzeugt von unserem Willen, uns von keinem Scharlatan einseifen
zu lassen

-

er heiße Coudenhove oder anders." BA N 1132/73
Walter Lipgens gibt den 9. 12. 1946 als Gründungsdatum an, vgl. Lipgens, Die Anfängeder europäischen Einigungspolitik, S. 417. Wilhelm Heile schrieb in einem Brief an Ame-
lunxen vom 27. 11. 1946, die Gründung der Europa-Union auf zonaler Basis sei am 25. 11.
1947 erfolgt, vgl. BA N 1132/73. Die Europa-Union selbst bezog sich auf den 9. 12. 1946
als Gründungsdatum. Der Gründungskreis der Europa-Union war eng mit der FDP ver-
bunden: Heile hatte zu den Gründungsmitgliedern der FDP in der britischen Zone gehörtund war auf ihrem ersten Parteitag zu ihrem Präsidenten gewählt worden. Der General-
sekretär der Europa-Union, Wilhelm Hermes, war Generalsekretär der FDP gewesen,hinzu kamen andere Protagonisten der Europa-Union. Alle Beteiligten hatten die FDP al-
lerdings frühzeitig verlassen: Der föderalistisch gesinnte Heile war mit dem nationalliberal
orientierten Vorstand der Partei in Konflikt geraten und zog die anderen bei seinem Aus-
scheiden aus der Partei mit. So kann die Gründung der Europa-Union durchaus als „Ge-gengründung" gelten. Dies verstanden auch die Beteiligten selbst so, vgl. den Brief Her-
mes an Heile, 5. 12. 1946, in dem er schrieb, daß „eineWiederholung der schlechten Erfah-
rungen mit der FDP" vermieden werden müsse, BA N 1132/73. Vgl. zur Gründungsge-schichte der FDP: Gringmuth, Politischer Liberalismus in der britischen Besatzungszone.
Marten, Politischer Liberalismus in Niedersachsen. Schröder, Die FDP in der britischen
Besatzungszone.
Rundschreiben an alle Mitglieder des zentralen Gründungsausschusses der Europa-Liga,
24. 4. 1947, BA N 1132/98. Vgl. auch: Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungs-politik, S. 422.
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zungen anerkannt werden. Die politische Führung muß unter allen Umständen in
Ihren [d.i. Heiles] Händen bleiben, wobei ich mir die Leitung der gesamten Orga-
nisation vorbehalten möchte".29 Nicht zuletzt aufgrund dieses Anspruchs gestal-
teten sich die Vereinigungsbemühungen äußerst langwierig und scheiterten di-
verse Male. Walter Lipgens hat die verschiedenen Bemühungen in den Jahren 1946
und 1947 minutiös nachgezeichnet, daher seien im folgenden die wichtigsten Sta-
tionen vor 1948 nur kurz skizziert.30
Im April 1947 wäre der Zusammenschluß der wichtigsten Europa-Verbände als

„Europa-Liga" beinahe gelungen, wenn sich Hermes im Namen der Europa-
Union nicht im letzten Moment aus Angst vor Machtverlust wieder umentschie-
den hätte.31 Wenige Wochen später fand im Juni ein erster großer Kongreß der
Europa-Union in Eutin statt, der durch Presseberichterstattung in fast allen Zei-
tungen der westdeutschen Besatzungszonen eine deutliche Resonanz erfuhr.
Gleichzeitig forderten Medien und Politik, aber auch die UEF immer wieder ei-
nen Zusammenschluß der unterschiedlichen Gruppen.32 Weitere Verhandlungen
scheiterten im August wiederum an Hermes, andere Verbände jedoch schlössen
sich nun zum „Europa-Bund" zusammen, so daß die Zahl der rivalisierenden Eu-
ropa-Organisationen bereits schrumpfte. Vertreter der verschiedenen Verbände
konnten dann auch

-

zum ersten Mal nach Kriegsende - zu einem internationalen
Kongreß der UEF reisen: 20 Deutsche erhielten eine Einladung zum Kongreß in
Montreux im August 1947, sechs von ihnen, darunter Wilhelm Hermes für die
Europa-Union, gestatteten die Besatzungsmächte die Ausreise.33 Hermes, Eugen
Kogon (Europa-Bund) und Wilhelm Kasting (Paneuropa-Bund) wurden im Ver-
lauf des Kongresses in das Zentralkomitee der UEF gewählt. Die Isolierung der
Deutschen war damit endgültig durchbrochen, und die europäischen Föderalisten

29 Brief Hermes an Heile, 5. 12. 1946, BA N 1132/73. Zur Person Hermes' vgl. Lipgens, Die
Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 419. Auch finanziell lohnte sich der engeKontakt der deutschen Organisation mit den Schweizern: Die „Wirtschafts- und Sozial-
hilfe der Europa-Union", welche ein Paketaktion zugunsten notleidender Deutscher vonder Schweiz aus seit Juni 1946 organisierte, wählte die Mönchengladbacher Europa-Unionals Repräsentantin und Organisatorin in Deutschland. Der Reinerlös kam der deutschen
Europa-Union zugute, hinzu kamen noch die erheblichen Werbemöglichkeiten. Vgl. u.a.:Heinrich Georg Ritzel: Betr.: Praktische Arbeit der Europa-Union, 8. 4. 1946, ADSD NLHeinrich Ritzel/367. Vgl. auch: Ders., Europa und Deutschland.

30 Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 386-434 und S. 592-610. Vgl.auch die zeitgenössische, dennoch aber umfassende Schilderung: Cornides, Die Anfängedes europäischen föderalistischen Gedankens.
31 Vgl. die Informations-Sondernummer der Europa-Union, ohne Datum, in der Hermes

das Scheitern der Verhandlungen begründet, BA N 1132/67. Im Anschluß kam es zu er-
heblichen Spannungen innerhalb der Führung der Europa-Union.32 Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 431 f. Vgl. den Abdruck derRede Wilhelm Heiles in Eutin in: Für ein föderales Europa, S. 11-16.33 Daß Wilhelm Heile keine Reisegenehmigung erhielt, verbitterte ihn sehr: „Man hindert
nicht bloß den Gedankenschöpfer und -träger, sein Werk zu leisten, wenn man ihn tot-
schweigt, sondern man schweigt damit auch die Idee selbst tot." (Brief Heile an Hermes,
26. 11. 1947, BA N 1132/73). Der Ausstieg Heiles aus der Europa-Union hatte damit be-
gonnen und setzte sich in den kommenden Monaten fort. In dem 1949 gewählten Präsi-dium war er dann nicht mehr vertreten.
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setzten ihre Überzeugung, die dauerhafte Ausschaltung eines aggressiven deut-
schen Potentials könne nur im Rahmen einer föderalistischen Neuordnung des
europäischen Kontinents erfolgen, auch in den eigenen Reihen um. Legitimiert
wurde diese Auffassung, die bereits auf der Hertensteiner Konferenz im Septem-
ber 1946 geäußert worden war, auf der Konferenz in Montreux durch eine „Ent-
schließung zur Deutschlandfrage". Darin forderte die UEF die Anwendung des
föderalistischen Prinzips auch auf Deutschland. Außerdem plädierte man, in kon-
sequenter Fortführung der Entscheidung, die europäische Einigung im Westen
beginnen zu lassen, dafür, vorerst nur die westlichen Besatzungszonen in eine Fö-
deration miteinzubeziehen.34 Koordiniert hatte diese

-

so kurz nach Kriegsende
durchaus nicht selbstverständliche - enge Einbindung deutscher „Europäer" in
die Arbeit der UEF im Vorfeld des Kongresses Ernst von Schenck. Dem Schwei-
zer, Präsidialmitglied der dortigen Europa-Union, war auf der Tagung der UEF in
Amsterdam im April 1947 „die Spezialaufgabe der ständigen Kontaktaufnahme
mit den Gruppen und föderalistisch gesinnten Persönlichkeiten in deutschspra-
chigen Ländern übertragen" worden. Bald wandte er sich an die Deutschen mit
der Bitte, „diese Aufgabe [nicht] als eine Art ausländische Kontrollmaßnahme" zu
verstehen. „Trotzdem werden Sie wohl verstehen, daß es ein besonderes Wagnis
darstellt, wenn eine noch in Bildung befindliche internationale Gruppierung poli-
tischer Bewegungen es von vornherein für nötig erachtet, mit deutschen gleichge-
sinnten Gruppen auf dem Fuß der Gleichberechtigung in Kontakt zu treten." So
bat er die Deutschen im Vorfeld des Kongresses in Montreux um Zurückhaltung,
um nicht „den Eindruck aufkommen zu lassen, als drehe sich das ganz Europa-
Problem vor allem oder gar einzig um eine Lösung der deutschen Frage".35
Die Weigerung Hermes', die Kooperationsverhandlungen mit anderen Grup-

pen fortzusetzen, geriet angesichts dieser Einbeziehung Deutscher in die Arbeit
der UEF zunehmend in die Kritik. Daraufhin ergriff die Basis der Europa-Union
die Initiative. Orts- und Kreisgruppen schlössen sich mit dem Europa-Bund zu-
sammen,36 womit am Generalsekretariat vorbei der Weg zur Fusion beschriften
war. Der im Februar 1948 neu konstituierte Verband übernahm den Namen Eu-
ropa-Union und zog von Mönchengladbach nach Stuttgart um. Hermes verließ
daraufhin die Europa-Union und an seine Stelle trat als neuer Generalsekretär der
Sozialdemokrat Erich Roßmann. Damit war nicht nur ein einheitlicher Verband
in den westlichen Besatzungszonen geschaffen (obwohl sich die Orts- und Kreis-

Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 530.Alle Zitate aus: Rundschreiben des Beauftragten des Bureau executif der UEF für die Be-
ziehungen zu den deutschsprachigen Ländern, Juli 1947, BA N 1132/98. Vgl. auch:Schenck, Europa vor der deutschen Frage. Koppe, Das grüne E, S. 20/21. Loth, Die Eu-
ropa-Bewegung in den Anfangsjahren der Bundesrepublik, S. 64/65. Koza, Völkerversöh-
nung und europäisches Einigungsbemühen, S. 149.
So beklagte sich der Landesverband Hannover in einem Rundschreiben vom 22. 10. 1947
angesichts der nichtvollzogenen Fusion mit dem Europa-Bund: „Die EU ist also ein Au-
ßenseiter der Bewegung, und dies ist ganz und gar auf den Widerstand unserer Zentrallei-
tung in M.-Gladbach zurückzuführen. Es ist allerhöchste Zeit, daß mit diesem Zustand
endlich aufgeräumt wird, wenn wir uns nicht weiterhin der Öffentlichkeit gegenüber lä-cherlich machen wollen." Genau einen Monat später teilte das nächste Rundschreiben mit,die Vereinigung sei nun vollzogen. BA N 1132/99/98.
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gruppen in der französischen Zone dem Bundesverband vorerst nicht anschließen
durften), sondern ebenso auch die anfangs deutlich spürbare zentralistische Ten-
denz innerhalb der Europa-Union überwunden: „Die Europa-Bewegung in
Deutschland war auch hinsichtlich ihres eigenen Aufbaus auf den föderalistischen
Weg gebracht."37

„Die eigentliche politische Aufgabe der Europa-Union beginnt erst jetzt!"38:
erste Aktivitäten des Verbandes

Nach dieser erfolgten organisatorischen Vereinheitlichung nahm die Europa-
Union einen deutlichen Aufschwung: 1948 existierten über 200 Kreisverbände,
ein offizielles Mitteilungsblatt erschien regelmäßig. Allerdings wurden all diese
Erfolge durch eine sich aus der Währungsreform ergebende Finanzkrise rasch
wieder in Frage gestellt.39 In dieser Situation sprangen nun amerikanische Geldge-
ber, vor allem das ursprünglich von Richard Coudenhove-Kalergi gegründete
„American Committee for a Free and United Europe" ein.40 Der Paneuropäer
hatte die Jahre des Zweiten Weltkrieges im Exil in New York verbracht, und es

war ihm dort gelungen, eine Reihe von Politikern und Männern des öffentlichen
Lebens für die Idee der europäischen Einigung zu gewinnen. Coudenhove verlor
dort jedoch mehr und mehr seinen Einfluß. Als der Kalte Krieg „ausbrach",
wurde das Committee zu einem Instrument der amerikanischen Europa-Politik.
Unter Vorsitz des ehemaligen Leiters des US-Geheimdienstes OSS General Wil-
liam J. Donovan finanzierte das Committee unter anderem die deutsche Europa-
Union mit CIA-Geldern. Mitte der fünfziger Jahre, als das Ziel der Amerikaner,
in Deutschland und Europa stabile Gesellschaften in einem westlichen Bündnis-
system zu schaffen, verwirklicht war, löste sich das Committee auf.41 Couden-
hove scheint indes von den Geldern der CIA nicht mehr profitiert zu haben, trotz
seiner ursprünglich guten Beziehungen zum „American Committee for a Free and
United Europe". Seine Positionen der fünfziger Jahre, die zunehmend den Bezug
zum realen Integrationsprozeß verloren, waren mit den Zielen der Amerikaner
nicht vereinbar, andere europäische Aktivisten, wie eben die Europa-Union, tra-
ten an seine Stelle.
Damit geriet die Europa-Union in den Bannkreis der amerikanischen „re-ori-

entation"-Politik: Vor dem Hintergund des Kalten Krieges vollzog sich seit 1947

Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigungspolitik, S. 604.
Blessing, Otto: Unsere Zeit kommt!, in: Europa-Union. Mitteilungsblatt des General-
sekretariates der Europa-Union 2 (1949), Heft 4/5, S. If.
Koppe, Das grüne E, S. 23. Vgl. auch: Europa-Union. Mitteilungsblatt des Generalsekre-
tariates der Europa-Union 1 (Sept. 1948)

-

2 (Okt. 1949).
Noch 1947 finanzierte sich die EU angeblich allein aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden(BA N 1132/67). Spätestens nach der Währungsreform übernahmen dann amerikanische
Stellen die Finanzierung: Vgl. Loth, Die Europa-Bewegung in den Anfangsjahren, S. 71.Vgl. auch Gräfin Finckenstein, Vermerk, 5. 6. 1959, betr.: Verhältnis der Europäischen Ju-gendcampagne zum DRdEB und zur EU, PAAA Ref. 201 (IAl)/298. An anderer Stelle
wird auf diese Finanzierung noch einmal zurückzukommen sein, vgl. Teil II, Kap. II.2.
Zu Coudenhoves Bemühungen um das „American Committee for a Free and United Eu-
rope" vgl. Posselt, Richard Coudenhove-Kalergi, S. 42.
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ein Umschwenken der amerikanischen Deutschlandpolitik, zu der auch das Ab-
rücken von den „Punification"-Aspekten der „re-education" gehörte.42 Die „re-
orientation" griff die dem „Re-education"-Konzept zugehörigen Demokratisie-
rungselemente auf und „paßte sie den neuen Gegebenheiten gezielt an". Es ging
darum, liberal-demokratische Werte „traditionell" deutschen, eher autoritär ge-
prägten Ordnungsvorstellungen gegenüberzustellen. Eine „Veränderung der poli-
tischen Kultur" in Deutschland stand als Zielpunkt aller dieser amerikanischen
Bemühungen am Horizont, wobei es sich allerdings keineswegs um „simple Ver-
einnahmung des deutschen Volkes durch den Versuch plumper Adaption" han-
delte, sondern um den Versuch, an deutsche liberale Traditionen anzuknüpfen.43
So unterstützten die Amerikaner eine ganze Reihe staatlicher und nicht-staatli-
cher Institutionen, von denen man annahm, daß die von diesen vertretenen politi-
schen und gesellschaftlichen Positionen ebenso wie die dort tätigen Akteure zur
Veränderung der politischen Kultur in Deutschland beitragen und den ideellen
Wertetransfer vorantreiben würden.44 Die Europa-Union kann als typisches Bei-
spiel einer solchen Gruppe gelten. Eine als Mitgliederbewegung aufgebaute Orga-
nisation sollte ihre Anhänger einerseits zu demokratischer Willensbildung im
Rahmen des Verbandes bewegen und ihre Fähigkeit zur Kompromißfähigkeit
schulen. Darüber hinaus sollte die Europa-Union die deutsche Bevölkerung von
Wert und Bedeutung einer europäischen Verständigung überzeugen und damit die
politischen Versuche der Amerikaner, die europäischen Staaten zu einer Zusam-
menarbeit zu bringen, auch innergesellschaftlich unterstützen. Daher war die Eu-
ropa-Union auch nicht die einzige Europa-Bewegung, die Gelder von den Ame-
rikanern erhielt.45 Die finanzielle Situation der Europa-Union jedenfalls stabili-
sierte sich auf diesem Wege recht schnell.46
Der erste Kongreß der Europa-Union 1949 in Hamburg schloß mit der Verab-

schiedung einer Satzung die organisatorische Aufbauarbeit der ersten Jahre ab.47
Die Basis der Organisation bildeten Kreisverbände, die sich jeweils zu Landesver-
bänden zusammenschlössen; diese wiederum bildeten den Bundesverband. Ein
Hauptausschuß, dem ein Präsidium vorstand, fungierte als Spitze des Bundesver-
bandes, dessen Geschäfte das Generalsekretariat leitete. Als entscheidendes politi-
sches Forum galten der Europa-Union ihre Kongresse. Wichtig war der Hambur-
ger Kongreß auch insofern, als auf ihm die Führungsmannschaft gewählt wurde,

Vgl. zum folgenden: Hochgeschwender, Freiheit in der Offensive, S. 121 f. Siehe auch:
Rupieper, Die Wurzeln der westdeutschen Nachkriegsdemokratie, S. 8-10.
Hochgeschwender, Freiheit in der Offensive, S. 122.
Rupieper, Die Wurzeln der westdeutschen Nachkriegesdemokratie, S. 26.
So erhielt vor allem die UEF, der Mutterverband der Europa-Union, aber auch andere
Europabewegungen Geld von amerikanischen Stellen. Vgl. auch: Teil II, Kap. II.2.Hinzu kamen schon bald auch deutsche Gelder durch die Bundeszentrale für Heimat-
dienst. Vgl. Loth, Die Europa-Bewegung in den Anfangsjahren, S. 71. Vgl. auch die Sit-
zung des Präsidiums der Europa-Union am 9. 9. 1951, auf der über die Finanzierung ver-schiedener Aktionen durch Bonn die Rede war. ADSD EU/87.
Vgl. den Abdruck der in Hamburg verabschiedeten Satzung in: Europa-Union. Mittei-lungsblatt des Generalsekretariates der Europa-Union 2 (1949), Heft 10, S. 15/16. Zum
organisatorischen Aufbau der Europa-Union siehe auch: Ruppert, Die Europa-UnionDeutschland, S. 31^16.
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welche in den kommenden Jahren das Geschick des Verbandes bestimmen sollte;
allen voran Eugen Kogon, der neugewählte Präsident. Für ihn, den Linkskatholi-
ken und Mitherausgeber der Frankfurter Hefte, entsprach die Europa-Union der
frühen Jahre, mit ihrer an der UEF orientierten Ausrichtung auf ein föderalisti-
sches Konzept, welches die Verwirklichung eines freiheitlichen Sozialismus in
sich schloß, genau den eigenen Vorstellungen.48 Er stand seit Kriegsende in engem
Kontakt mit den französischen Föderalisten und entwickelte sich zu einem „der
Wortführer des sozialistischen Föderalismus in Deutschland".49 Ihm zur Seite
standen der bereits im Zusammenhang mit dem englischen Exil erwähnte Remi-
grant Carl Spiecker (Zentrum/CDU) und Carlo Schmid (SPD) als Stellvertreter.50
Damit ist die Tatsache angesprochen, daß nun, nachdem es in den ersten Jahren
eher unbekanntere Aktivisten gewesen waren, die die Europa-Union aufgebaut
hatten, mit wachsendem Einfluß der Organisation auch bekanntere Namen aus

den Reihen der Politik hinzustießen. Dies unterstützte die Führung der Europa-
Union bewußt. Über die Mitgliedschaft von Vertretern aller Parteien wollte man
die angestrebte politische Unabhängigkeit gewährleisten. Vollständig durchge-
setzt wurde dieses Konzept indes nie. In den ersten Jahren fehlte die FDP voll-
ständig, erst 1965 fand mit Erich Mende ein FDP-Politiker ins Präsidium der Eu-
ropa-Union. Und während die SPD anfangs mehrfach vertreten war, sah die Par-
tei eine Mitgliedschaft ihrer Anhänger schon bald nicht mehr gerne.51 Je weiter die
Europa-Union sich in Richtung „Westeuropa" bewegte, desto stärker zeichnete
sich ein Konflikt ab. Spätestens 1952 war dann in der Öffentlichkeit der „Ein-
druck einer scharfen und prinzipiellen Gegensätzlichkeit zwischen ihr und der
obersten Spitze der Sozialdemokratischen Partei entstanden".52 Dies wirkte sich
etwa auf die Haltung Carlo Schmids aus, der 1952 endgültig aus der Europa-
Union ausschied.53 Damit sollte sich die Europa-Union seit Anfang der fünfziger

Zu Kogons Vorstellungen vgl. Teil II, Kap. 1.2.
Loth, Die Europa-Bewegung in den Anfangsjahren der Bundesrepublik, S. 65.
Weitere Mitglieder des Präsidiums waren: Petra Vermehren, Paul W Kuehner, Joachim
Berringer, Anton Rheinländer, Walter Hasemann, Fritz Cahn-Garnier (für ihn, der bald
darauf verstarb, rückte Dieter Roser nach) und Albert Schinzinger. Erich Roßmann wurde
zum Ehrenpräsidenten gewählt, Otto Blessing übernahm an seiner Stelle das Amt des Ge-
neralsekretärs. Vgl. Koppe, Das grüne E, S. 32.
Bereits 1948 bestanden Vorbehalte: Vgl. bspw. Brief Rossmann an Ritzel, 6. 4. 1948, BA N
1011/52, in dem sich der Sozialdemokrat Rossmann bei dem Sozialdemokraten Ritzel
über die Tatsache beschwert, daß „Hannover gegen die Europa-Union sei, weil sie reak-
tionären Elementen Unterschlupf biete". Ebenso stellte Konsul Bernhard auf der Präsi-
dial-Sitzung der Europa-Union am 12. 3. 1948 fest, daß „die SPD es nicht gerne [sieht],daß ihre Mitglieder in unseren Reihen mitwirken". BA N 1132/98. Vgl. Loth, Die Europa-
Bewegung in den Anfangsjahren der Bundesrepublik, S. 66. Rogosch, Vorstellungen von
Europa. Benz, Kurt Schumachers Europa-Konzeption.
Gumppenberg, Max von: Zum Tode Kurt Schumachers, in: Europa-Union 3 (1952), Heft
17, S. 2.
Protokoll über die Sitzung des Hauptausschusses der EU, 20. 1. 1951, BA N 1011/53. Be-
reits 1950 hatte es Konflikte gegeben, weil Schmid sich bei einer öffentlichen Veranstal-
tung nicht auf den Standpunkt der EU, sondern „auf den Parteistandpunkt gestellt" habe.
Dabei war es um die Frage gegangen, ob ausschließlich Delegierte des Bundestages als Ab-geordnete nach Straßburg zu entsenden seien oder auch Vertreter der Europa-Bewegun-
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Jahre zunehmend zu einem Verband entwickeln, der seine Mitglieder vor allem
aus den bürgerlichen Schichten der westdeutschen Bevölkerung gewann. Es wa-
ren die Wähler der Unions-Parteien, die sich hier fanden, nicht jene der SPD. Al-
lein die „Modernisierer" innerhalb der Sozialdemokraten sollten in den fünfziger
Jahren der Europa-Union treu bleiben. Dabei fand die Europa-Union jedoch in
ganz anderen Teilen der Unions-Wählerschaft Unterstützung, als etwa die
Abendländische Bewegung. Der Unterschied zwischen beiden Organisationen,
trotz ihrer gemeinsamen „bürgerlichen" Verankerung, war so deutlich, daß sie
nicht in „Konkurrenz" zueinander traten. Unter dem Dach der Adenauer-Union
fanden sie jedoch beide Platz

-

ein weiterer Hinweis auf die enorme Integrations-
leistung, die hier vollzogen wurde.54
Mit dem Weg der Europa-Union ins politische Leben hinein stand der Verband

1949 vor der Frage, ob es sinnvoll sei, einen Massenverband zu bilden. Immer wie-
der gab es Kritik aus den Reihen der Kreisverbände, die davor warnten, den an-
geblichen Fehler der Zwischenkriegszeit zu wiederholen, „wo die an sich herrli-
che Paneuropabewegung zu einer Angelegenheit gesellschaftlich ästhetischer
Nachmittagstees wurde".55 Dem „integralen Föderalismus" mit seiner antietati-
stischen Komponente entsprach die Überzeugung und die Hoffnung, Europa an

Parlamenten und Regierungen vorbei „von unten" erzwingen zu können, eine
Vorgehensweise, die von den Verantwortlichen in der Europa-Union oder der
UEF immer wieder als „revolutionär" bezeichnet wurde.56 Primärer Ansprech-
partner war daher in den ersten Jahren für die Europa-Union die deutsche Bevöl-
kerung, die man für den europäischen Gedanken mobilisieren wollte. Ziel war es,
eine Massenbewegung zu gründen, welche einen solchen Druck auf die Politik
ausüben würde, daß diese nicht mehr daran vorbeikäme, den europäischen Wün-
schen des Wahlvolkes zu entsprechen. Doch gleichzeitig wollte die Europa-Union
weiterhin auf Regierung, Parteien und Verbände Einfluß nehmen.
Die Vision einer Massenbewegung ließ sich allerdings nicht verwirklichen. Wil-

helm Cornides hat bereits 1951 auf den beschränkten Charakter der frühen Eini-
gungsbewegung verwiesen, die „wesentlich in den Schichten der Akademiker, der
Unternehmer und der gehobenen Angestellten" verwurzelt war. „Wie sollte aus
diesen bürgerlichen Schichten und mit den Organisationsformen, die so aus-
schließlich der bürgerlichen Kulturwelt entstammten [...], die Stoßtrupps und
Kader einer revolutionären Einigungsbewegung gewonnen werden? We sollte
die Masse der Arbeiter und Bauern, die Rentner, vor allem aber die Jugend in allen

gen. Die EU setzte sich dabei vehement für letzteren Standpunkt ein. Vgl. das Protokollder Hauptausschußsitzung der EU vom 31. 7. 1950, ADSD EU/102. Vgl. auch den ver-
traulichen Nachtrag zur Niederschrift vom 16. 6. 1950, wo es heißt, „Exekutiv-Komitee
[des Deutschen Rates der EB] und Europa-Union werden es nicht vermeiden können,
daraufhin ihre Beziehungen zu diesen ihren prominenten Mitgliedern zu überprüfen".
(OA EU Köln: 1950/52 Landesverband). Neben Carlo Schmid war hier Hermann Brill
gemeint. Vgl. auch: Loth, Die Europa-Bewegung in den Anfangsjahren der Bundesrepu-blik, S. 73.
Vgl. hierzu auch die Zusammenfassung.
Brief Scheicher an Oppenheim, 23. 2. 1950, OA EU Köln ab 1949: Allgemeines.
Vgl. die in FN 76 zitierten Sätze Eugen Kogons.
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diesen Schichten von der europäischen Volksbewegung erfaßt werden, die nach
der Vorstellung der UEF die europäische Einigung erzwingen sollte?"57 Auch
Kogon mußte auf dem Kongreß in Esslingen 1952 konstatieren: „Es ist uns bis
heute nicht gelungen, die Wünsche der Völker, die eindeutig mit uns sind, in den
konkreten Willen umzuwandeln, der stark genug ist, das Notwendige in die not-
wendigen Formen zu zwingen."58 Der „revolutionäre" Elan der Europa-Bewe-
gungen beruhte letztlich auf dem Fehlurteil, daß die europabegeisterte, euphori-
sche Stimmung der ersten Nachkriegsjahre in aktives Handeln umzusetzen sei.59
Dabei übersah man, daß es immer nur eine Minderheit war, die zu tatsächlichem
Engagement bereit war. Der Großteil der Bevölkerung in Europa hatte andere
Sorgen. Als die Nationalstaaten sich nach 1945 zunehmend wieder stabilisierten,
begann zusätzlich die „normative Kraft des Faktischen" zu wirken. Die Bevölke-
rung hatte, selbst wenn sie in Meinungsumfragen noch die Auffassung vertrat, der
Nationalstaat sei ein Übergangsphänomen, kein Interesse daran, die gerade wie-
der halbwegs gefestigte politische und gesellschaftliche Situation „revolutionär"
aufzubrechen.
Doch obwohl keine Massenbewegung aus der Europa-Union wurde, waren die

auf den Kongreß von 1949 folgenden Jahre erfolgreich. Was die Mitgliederzahlen
betrifft, erscheinen die Angaben des Generalsekretärs der EU in den sechziger
Jahren, Karlheinz Koppe, von 40000 für 1950 zwar deutlich zu hochgegriffen an-
gesichts der Tatsache, daß 1951 von etwa 11000 aktiven Mitgliedern die Rede war.
Die Zahl der Kreisverbände stieg indes weiter auf über 300.60 Durch die enge Zu-
sammenarbeit mit dem „Bund Europäischer Jugend" (BEJ) nahm auch die Ju-
gendarbeit nun einen eigenständigen Platz ein.61 Schließlich konnte die Europa-
Union kontinuierlich ihren Einfluß auf die übernationalen Sektionen der UEF

Cornides, Die Anfänge des europäischen föderalistischen Gedankens, S. 4257.
Zitiert nach: Loth, Die Europa-Bewegung in den Anfangsjahren der Bundesrepublik,S. 72.
Vgl. auch Lipgens, Die Anfänge der europäischen Einigung, Einleitung.Koppe, Das grüne E, S. 32. Bericht des Generalsekretärs für den Kongreß 1951, der eine
Mitgliederzahl von 11 908 angibt, ASDS EU/1. Vgl. das Protokoll des Kongresses der Eu-
ropa-Union vom 16.-18. 11. 1951 in Frankfurt, in welchem Kogon von 15000 Aktiven
spricht, ASDS EU/1. Am 19. 12. 1951 sprach Gumppenberg vor dem Exekutiv-Komitee
des Deutschen Rates der EB von 13000 Mitgliedern der EU, BA N 1384/112. Allerdingsscheinen bei all diesen Angaben die korporativen Mitglieder nicht mitgezählt worden zusein; rechnet man sie mit ein, könnten die Angaben Koppes möglicherweise zutreffen.
1950/51 waren u.a. eine große Anzahl von Städten und Kreisen ebenso korporative Mit-glieder wie die DAG, die Landesverbände der CDU Bremen und Hessen, oder die Han-
delskammern Frankfurt, Wiesbaden, Darmstadt und Kassel. Hinzu kamen eine Reihe von
Privatfirmen, Vereine usw.: Klöckner-Werke, Castrop-Rauxel, Steinkohlbergwerke Victorund Ickern, Castrop-Rauxel, Chemische Werke Höllriegelskreuth, Süd-Chemie. Berichtdes Generalsekretärs für den Kongreß 1951, ASDS EU/1. Anfang der sechziger Jahre wa-
ren die Mitgliederzahlen auf 21 602 gestiegen. Vgl. Aktennotiz von Gerhard Eickhorn für
Müller und Scheidgen, 29. 3. 1961, ADSD EU/293.
Anfangs hieß die BEF Union Junges Europa (UEJ). Vgl. das Abkommen zwischen der
Europa-Union und dem Bund Europäischer Jugend vom 20. 3. 1951, das die Zusammen-
arbeit und gemeinsame Mitgliedschaften regelte. BA N 1011/53. Vgl. auch: Ruppert, DieEuropa-Union Deutschland, S. 39-44.



306 //. Die Europa-Union in der Nachkriegszeit (1945-1970)

ausweiten: Im Dezember 1950 wurde Kogon zum Präsidenten der UEF gewählt,
und seit 1952 fanden sich mit Ernst Friedländer, Otto Blessing, Albert Schinzin-
ger, Max von Gumppenberg, Otto Bach und Dieter Roser sechs Vizepräsidenten
der Europa-Union im Zentralkomitee der UEF.62 Damit hatte man erreicht, was
sich der Hauptausschuß im Juli 1950 als Ziel gesetzt hatte: „Wir müssen innerhalb
der UEF eine stärkere Vertretung bekommen, damit wir über sie in die mannig-
fachen Aktivitäten der EB einwirken können."63 Tatsächlich wurde Kogon 1950
auch zum Vizepräsidenten der EB gewählt und gab befriedigt zu Protokoll:
„Wenn die Situation reif ist und ich von den Positionen Gebrauch machen sollte,
so ist unsere Position als Europa-Union durch mich [...] im Ausland enorm stark
geworden."64 Das Selbstbewußtsein der deutschen „Europäer" war, einhergehend
mit der Gründung der Bundesrepublik und ihrer Beteiligung am europäischen In-
tegrationsprozeß, wieder groß genug, um sich langsam aus der „Ziehkindrolle"
der westeuropäischen Nachbarn zu lösen. Dies spiegelte sich, nur fünf Jahre nach
dem Krieg, in der starken, teilweise sogar dominierenden deutschen Position in-
nerhalb der Europa-Bewegung.
Die Europäische Bewegung begann sich im Oktober 1948, nach dem Haager

Kongreß, organisatorisch zu konstituieren. Ein internationaler Dachverband ver-
sammelte die Europa-Bewegungen unterschiedlicher Provenienz, die ihre Unab-
hängigkeit jedoch behielten. Nationale Räte der Europa-Bewegung sollten in en-
ger Verbindung mit den bestehenden nationalen Europa-Verbänden, aber zusam-
mengesetzt aus Vertretern aller Parteien und wichtigen Verbände, den Europa-
Gedanken in den verschiedenen Ländern propagandistisch unterstützen. Kogon
übernahm die Organisation des Deutschen Rates, indem er im Januar 1949 zu ei-
ner Tagung in der Nähe von Frankfurt einlud. Aus ihr ging ein Exekutivkomitee
hervor, welches die Gründung des Deutschen Rates vorbereitete. Im Juni 1949
fand schließlich die Wahl zum Rat statt, der mit 252 Personen aus allen Parteien
eine beachtliche Versammlung von Vertretern des westdeutschen politischen Le-
bens darstellte, und dem schon im November mit einer speziellen Deutschen Par-
lamentarischen Sektion der Europäischen Bewegung ein im engeren Sinne politi-
sches Standbein hinzugefügt wurde.65 Beschwerten sich auch anfangs die Verant-
wortlichen der Europa-Union bei Kogon über die Zusammensetzung des Deut-

Koppe, Das grüne E, S. 44 und S. 60.
Protokoll der Sitzung des Hauptausschusses der EU, 30. 7. 1950, ADSD EU/102.
Protokoll der Sitzung des Hauptausschusses der EU, 20. 1. 1951, BA N 1011/53.
Loth, Die Europa-Bewegung in den Anfangsjahren der Bundesrepublik, S. 68. Bereits dieKonstituierung des Deutschen Rates war von heftigen Streitereien um Personen und Par-
teienproporz gekennzeichnet, vgl. Brief Henle an Teusch, 15.6. 1949, BA N 1384/97.
Auch danach schwelte der interne Zank aufgrund parteipolitischer und ideologischer
Konflikte weiter. Carlo Schmid z.B. äußerte in einer Rede: „Wenn wir Sozialdemokraten
von Europa sprechen, dann meinen wir nicht eine Art von internationalen Kartellen, bei
denen sich Monsieur de Wendel und Klöckners Erben die Quote teilen, auch dann nicht,
wenn Klöckners Erben im Bundestag sitzen." Günter Henle, Klöckners Erbe, reagierte
empört und wollte die Zusammenarbeit im Deutschen Rat verweigern. Vgl. Brief Henle
an Kogon, 15. 4. 1950, BAN 1384/108. So entwickelte sich der Deutsche Rat, wie letztlich
auch die Europäische Bewegung insgesamt, niemals zu einem wirkungsvollen Instrument.
Vgl. auch: Palayret, Le mouvement européenne 1954-1969.
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sehen Rates, in welchem sie die Europa-Union zu gering vertreten sahen, so zeigte
sich bald, daß diese Sorge unbegründet war. Der Einfluß der Europa-Union auf
den
-

sich meist durch parteipolitisches Gezänk selbst blockierenden Deutschen
Rat
-

war anfangs vor allem über die Person Kogons, später durch gegenseitige
Verflechtung garantiert.66
Mit der zunehmenden organisatorischen Sicherung der Europa-Union als Ver-

band ging auch eine ideelle Positionierung einher, die in den vierziger Jahren häu-
fig genug durch organisatorische Wirren überdeckt gewesen war und sich unmit-
telbar nach Kriegsende vor allem auf grundsätzliche Berufungen auf Europa be-
schränkt hatte.

Ideen der Europa-Union um 1950

Bei dieser ideellen Positionierung orientierte sich die Europa-Union eng an der
UEF. Auch für die Europa-Union bedeutete ein föderalistisch organisierter euro-
päischer Bundesstaat, an den die Nationalstaaten entscheidende Souveränitäts-
rechte abtreten sollten, das Ziel aller Einigungsbemühungen. Hier wirkte jenes
neue Konzept nach, das sich während des Zweiten Weltkrieges in den Wider-
standsbewegungen entwickelt hatte und über die jungen Europabewegungen auch
seinen Weg nach Deutschland gefunden hatte. Entstanden in Reaktion auf den
ZweitenWeltkrieg und die deutsche Besatzung, handelte es sich um einen tatsäch-
lich neuen Ansatz, der sich von den meist staatenbündischen Konzepten der Zwi-
schenkriegszeit deutlich unterschied. Gleichzeitig galt es, in der unmittelbaren
Nachkriegszeit „alles aufzubieten, um Europa zu einer dritten, die weltpoliti-
schen Gegensätze neutralisierenden Kraft zu machen".67 In den ersten Jahren der
Europa-Union 1946/47 finden sich über dieses recht allgemein formulierte Ziel
hinaus kaum differenziertere Pläne und politische Vorstellungen. Unter der Präsi-
dentschaft Eugen Kogons jedoch entwickelte sich die inhaltliche Stellungnahme
des Verbandes weiter. Sicherlich trug dazu auch die Gründung der Bundesrepu-
blik bei, waren die Deutschen doch nun nicht mehr

-

wie es noch auf dem Kon-
greß in Eutin im Juni 1947 geheißen hatte

-

„der Paria der Welt".68 Vielmehr
konnten auch sie seit dem Mai 1949 mit Vorschlägen zur europäischen Einigung,
an der teilzunehmen für die Bundesrepublik kaum noch in Frage stand, aufwar-
ten, ohne wie unmittelbar nach dem Krieg Gefahr laufen zu müssen, die europäi-
schen Nachbarn zu verschrecken. Betonten die Argumente, welche zugunsten

Vgl. die Briefe Roßmann/Hasemann im Auftrag des Hauptausschusses der EU an Kogon,
22. 2. 1949 und Roßmann an Kogon, 1. 3. 1949, BA N 1011/52. 1953 waren Präsidium und
Hauptausschuß der EU im Exekutivkomitee des DRdEB mit jeweils 6 Mitgliedern vertre-
ten. Vgl. das Protokoll über die Sitzung des HA der EU, 13. 10. 1953, ADSD EU/102. In
den sechziger Jahren

-

und bis heute
-

hatten sich die gegenseitigen Verflechtungen dann
soweit institutionalisiert, daß Europa-Union und DRdEB in einem Haus in Bonn resi-
dierten.
Brief Gumppenberg an Alfred Schütte, 28. 12. 1949, OA EU Köln ab 1949/Allgemein.Rede Joachim Berringers, Die Vereinigten Staaten von Europa. Betrachtungen zur innerenund äußeren Situation des heutigen Europa, gehalten auf dem Europa-Kongreß in Eutin,
21.7. 1947, BAN 1132/99.
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einer Einigung vorgebracht wurden, in den ersten Nachkriegsjahren, ganz der
Zeitströmung entsprechend, überwiegend ethische Prinzipien und kulturelle Le-
gitimationsmuster (etwa „die tiefe Verpflichtung gegenüber dem Geist unserer
europäischen Kultur"69), so war man schon auf dem Kongreß in Hamburg, der
1949 unter dem Motto „Ein geeintes Deutschland in einem geeinten Europa"
stand, weitaus politischer, und dies vor allem in wirtschaftspolitischer Hinsicht.
Man forderte den stufenweisen Abbau der Handelsbeschränkungen und Zoll-
grenzen in Europa, die Einführung einer gemeinsamen Währung und eines euro-
päischen Passes sowie die Abschaffung des Visumszwanges; die Vereinheitlichung
des Warenverkehrs, die Beseitigung aller innereuropäischen Verkehrsbehinderun-
gen, die Schaffung eines europäischen Energie-Verbundsnetzes, ein europäisches
Patentgesetz, die Angleichung des Sozial- und Arbeitsrechtes zur „Hebung des
allgemeinen Lebensstandards" und eine „langfristige europäische Planung" und
Absatzlenkung für die Landwirtschaft. Hinzu traten Anregungen auf kulturellem
Gebiet wie der Ausbau der „persönlichen und kulturellen Beziehungen unter den
europäischen Völkern", europäische Lehrpläne und Lehrmittel, ein europäisches
Abitur sowie Ferienkurse und Lehrerausbildung, „die zur Förderung des euro-
päischen Denkens von überragender Bedeutung ist".70 Ein weiterer Punkt war die
Forderung nach einem europäischen Parlament, einer Regierung und einem Ge-
richtshof. Deutlich ist diesem umfassenden Katalog anzumerken, daß er in einer
Zeit entstand, als die Gründung des Europarates zwar beschlossen, darüber hin-
aus allerdings noch völlig unklar war, wie die europäische Einigung aussehen
würde. So waren die Entschließungen der Europa-Union geprägt von dem in der
frühen Europa-Bewegung weit verbreiteten Idealismus, am besten alles auf einmal
in möglichst kurzer Zeit zu erreichen, und der Hoffnung, „Europa" schaffen zu
können, auch wenn die Restitution der Nationalstaaten auf dem Kontinent späte-
stens mit der Gründung der Bundesrepublik zementiert worden war. Gerade weil
man der Überzeugung war, die Zeit der Nationalstaaten sei zu Ende, spürte man
auf dem Kongreß in Hamburg das Bemühen, die Gründung der Bundesrepublik
in die kommende europäische Einigung einzupassen. Die Verantwortlichen der
Europa-Union hofften, daß „der Zusammenschluß aller Teile Deutschlands in ei-
ner Bundesrepublik, in der die Menschen- und Bürgerrechte gesichert sind, [...]
der Bildung der europäischen Föderation" dienen würde. Von besonderer Bedeu-
tung schien dabei der Artikel 24 des Grundgesetzes, welcher die Übertragung von
Hoheitsrechten an zwischenstaatliche Einrichtungen und die Eingliederung der
Bundesrepublik in ein kollektives Sicherheitssystem ermöglichte. Hierzu würde
der Bund „in die Beschränkung seiner Hoheitsrechte einwilligen, die eine friedli-che und dauerhafte Ordnung in Europa und zwischen den Völkern der Welt her-
beiführen und sichern [würde]".71 Hier spiegelt sich die Hoffnung, auch nach der
„Restauration" der Nationalstaaten noch die freiwillige Abgabe von Souveräni-

69 Ebenda. Vgl. auch die Rede Wilhelm Heiles am 20. 7. 1947, BA N 1132/99.
70 Entschließungen der Delegierten der Europa-Union auf dem vom 19.-22. 5. 1949 in Ham-
burg abgehaltenen ersten Kongreß, BA Z 35/611.

71 Grundgesetz, S. 20/21.
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tätsrechten größeren Umfangs an einen europäischen Bundesstaat erreichen zu

können.
Dabei ging es nicht zuletzt darum, für Deutschland „Gleichberechtigung" zu

erlangen. Auch zu diesem Zeitpunkt, als die Europa-Union stärker als jemals spä-
ter einer nationalstaatlichen Ordnung skeptisch gegenüberstand, verbanden sich
mit der Hoffnung auf eine europäische Einigung also deutsche Interessen. Die
Tatsache, daß man die europäische Integration nicht nur um ihrer selbst Willen,
sondern immer auch als den jeweils nationalen Interessen nutzend beurteilte,
durchzieht die Geschichte der Einigung des Kontinents wie ein roter Faden. Diese
Einsicht beginnt sich indes im Hinblick auf die Geschichtsschreibung der euro-
päischen Einigungsbewegungen erst langsam durchzusetzen. Lange Zeit überwog
gerade beim Blick auf die Nachkriegszeit ein idealistischer Ansatz, der den Euro-
pabewegten nationale Interessen weitgehend absprach.72 Dabei ist das Nachden-
ken über „Europa" vom Nachdenken über „Deutschland" nicht zu trennen. Die
beste Ordnung für Europa sollte auch die beste Ordnung für Deutschland sein. Je
nach Zeitumständen konnte die europäische Ordnung daher mehr oder weniger
hegemonial, mehr oder weniger demokratisch gedacht werden. Im deutschen In-
teresse sollte sie jedoch immer stehen. Dies gilt für die Abendländer ebenso wie
für die West-Europäer.
In der Europa-Union war man unsicher, wie man zu dem angepeilten föderalen

Europa gelangen könne. Kaum Meinungsverschiedenheiten bestanden anfangs
darüber, ob die Einigung „als Frucht reiflicher Berechnung der Diplomaten und
der Geschäftswelt" erfolgen sollte, oder „man in einem revolutionären Akt .gegen
die Regierungen' ein europäisches Staatswesen schaffen [sollte], das sämtliche
Souveränitätsrechte der bisherigen Staaten ablöst".73 Die Sympathie der Europa-
Union

-

und auch der UEF
-

lag eindeutig bei letzterer Option: „Das neue Eu-
ropa wird nie dauerhaften Bestand haben, wenn es lediglich von einigen Politikern
und Finanzexperten zusammengezimmert wird."74 Dies begründete dann im
Selbstverständnis der Europa-Union auch die eigene Legitimation: „Es ist [...] an-
zunehmen, daß die Aufgabe der nationalen Souveränität zugunsten eines europäi-
schen Bundesstaates erst erfolgen wird, wenn die europäischen Völker diese revo-
lutionäre Forderung unabweisbar stellen. Dies ist der Punkt, wo die Arbeit und
Funktion der Europa-Verbände einsetzt."75 Die europäischen Massen mobilisie-
ren, um

-

an den Regierungen und Parlamenten vorbei
-

die Schaffung eines euro-
päischen Bundesstaates zu erreichen, so stellten sich die „Militanten" in der Eu-
ropa-Union die Aufgaben des eigenen Verbandes vor. Zwar war diese Position
niemals unumstritten, entscheidend war jedoch Ende der vierziger, Anfang der
fünfziger Jahre, daß der Präsident der Europa-Union, Eugen Kogon, die „revolu-

Dies kritisiert auch Kaelble, Europabewußtsein, Gesellschaft und Geschichte, S. 1-29,und ders., Europäer über Europa, Einleitung.
Kongreß der Einheit, in: Europa-Union 1 (1948), Heft 5, S. 1.
Hahn, Heinz: Die Politiker allein werden es nicht schaffen, in: Europa-Union 2 (1949),
Heft 4/5, S. 12 f., hier S. 12.
Blessing, Otto: Unsere Zeit kommt!, in: Europa-Union 2 (1949), Heft 4/5, S. If., hier S. 1.
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tionäre" Position vertrat.76 Damit war die Linie des Verbandes festgelegt, wenn
auch in Landesverbänden und Ortsgruppen durchaus andere Stimmen zu hören
gewesen sein mögen.
Nun war mit einer Option für den „revolutionären Akt" allerdings nicht die

Frage beantwortet, wie denn dieser Akt einzuleiten sei. Notwendig schien in
jedem Fall der Ausbau der Europa-Verbände zu Massenorganisationen, eine Ab-
sicht, die allerdings nicht umzusetzenwar. Auch die ersten Schritte der Politik wa-
ren wenig geeignet, zur Ad-hoc-Errichtung eines europäischen Bundesstaates bei-
zutragen. Vor allem die Gründung des Europa-Rates ernüchterte die Föderalisten
angesichts der lediglich beratenden Funktion, die dieser Versammlung zugestan-
den worden war.77 Hier war es nicht gelungen, die erhofften supranationalen Ele-
mente zu verwirklichen, von einer europäischen Konstituante war man ebenso
weit entfernt wie zuvor. Trotz aller Enttäuschung über die in ihren Augen mit
dem Europa-Rat verschenktenMöglichkeiten setzte die UEF, und mit ihr die Eu-
ropa-Union, anfangs noch auf den Rat. Man hoffte auf die in der ersten Sitzung
des Rats im August 1949 verabschiedete Erklärung, nach welcher „Zweck und
Ziel des Europarats die Schaffung einer europäischen politischen Autorität mit
begrenzten Funktionen, aber echten Vollmachten ist".78 Die UEF begriff dies be-
reits als Teilsieg über die in der Europäischen Bewegung rivalisierenden Unioni-
sten, welche

-

vor allem durch englische Kräfte unterstützt - eine staatenbündi-

76 So äußerte Kogon beispielsweise auf dem Kongreß in Hamburg 1949: „Unterstützen Sie
uns mit Gedanken, mit Begeisterung, wenn Sie sie aufbringen können. Wenn Sie noch
mehr tun wollen, wenn Sie können, wenn Sie Zeit haben, wenn Sie Geld haben, dann tre-
ten Sie ein in unsere Reihen, arbeiten Sie konkret mit als die friedlichen Kämpfer für Eu-
ropa. [...] Wenn Sie das tun, [...] dann können Sie einer von jenen Millionen sein, die die
Dinge weitertreiben. Sie sind ein Mitglied der europäischen Revolution, einer konstrukti-
ven Revolution, die unsere Rettung ist, eine ungeheure Leistung in der Geschichte dar-stellt und nicht nur den Krieg zu verhüten, sondern darüber hinaus den Frieden zu bauen
versucht." Zitiert nach Loth, Die Europa-Bewegung in den Anfangsjahren der Bundes-republik, S. 67. Siehe auch: Ruppert, Die Europa-Union Deutschland, S. 52/53. 1951 hieß
es: „Wir können in Europa keine Revolution machen. Niemand kann das, nicht einmal die
Kommunisten. Jede Revolution muß einen Apparat übernehmen, aber Europa als Ganzeshat noch keinen Apparat. Wir müssen erst einen solchen Apparat schaffen. Aber das ist
gerade unsere Revolution. Sie kann sich nicht gegen Schlagbäume richten, die morgen wie-der errichtet werden können; sie muß sich gegen die Parlamente richten. Der Weg dazu ist,daß wir die Sympathien der Völker gewinnen, um damit einen Staatsmann nach dem an-
deren zu einer Minorität der Sympathisierenden zu gewinnen, weil sie einsehen, daß Eu-
ropa wirklich von den Völkern gewollt wird oder, daß es morgen zu spät sein könnte."Rede Kogons, abgedruckt im Protokoll des II. Jahreskongresses der EU am 9./10. 12.1950
in Köln, BAN 1011/53.

77 Vgl. z. B.: Kritik am Europa-Rat, in: Europa-Union 2 (1949), Heft 11, S. 6. Niederschrift v.
Gumppenberg über die nach Meinung der EB wichtigsten Gesichtspunkte zur Entwick-lung der Europapolitik, 16. 6. 1950, OA EU Köln 1950/52 Landesverband. Vorstandssit-
zung der EU Köln, 10. 10. 1950, OA EU Köln: Protokolle. Rede Kogons, abgedruckt imProtokoll des II. Jahreskongresses der EU am 9./10. 12. 1950 in Köln, BA N 1011/53. 1952
nannte die Europa-Union den Rat „Blinddarm der Parlamente" und weigerte sich,„Handlanger des verfehlten Experimentes von Straßburg, mit dem vier kostbare Jahre ver-geudet worden sind", zu sein. Vgl. Schinzinger, Albert: Straßburg

-

Verfehltes Experi-
ment, in: Europa-Union 3 (1952), Heft 14, S. 10.

78 Zitiert nach: Loth, Der Weg nach Europa, S. 75.



1. Euphorie und Aufbau 311

sehe Ordnung, wenn nicht gar nur eine intergouvernementale Zusammenarbeit
der europäischen Länder anstrebten.79 Im Oktober 1949 beschloß die UEF, in
ganz Europa mit einer „Aktion Bundespakt" die öffentliche Meinung zu mobili-
sieren, um auf diese Weise Druck auf den Europa-Rat auszuüben.80
Die Europa-Union übernahm die Durchführung der „Aktion Bundespakt" in

Deutschland in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Rat der Europäischen Be-
wegung. Zweck der ganzen Aktion war es, „gegenüber dem Ministerrat und der
Beratenden Versammlung [des Europa-Rates], den Nachweis zu erbringen, daß
die Repräsentativ-Körperschaften und die öffentliche Meinung in den wichtigsten
europäischen Ländern ein gesamteuropäisches Ordnungssystem unter Verzicht
auf Teile der nationalstaatlichen Souveränität fordern".81 Damit sollte der Eu-
ropa-Rat dazu bewegt werden, auf seiner Sitzung im August 1950 eine konstituie-
rende Versammlung einzusetzen und einen daraus entstehenden Bundespakt, für
den von Seiten der UEF ein Vorschlag vorlag, seinen Mitgliedsstaaten zur An-
nahme zu empfehlen. Man plante, „die parlamentarischen Vertretungskörper-
schaften und die Spitzenverbände aller Art eine Resolution [zum Europäischen
Bundespakt] fassen [zu lassen.] Gleichzeitig soll[t]en in drei Städten verschiedener
Größe, soziologischer Struktur und geographischer Lage Urabstimmungen
durchgeführt werden".82 Eine Unterschriftenaktion wurde hingegen „nach einge-
henden Überlegungen" als untunlich betrachtet: Selbst ein optimales Ergebnis
von „mehreren Millionen Unterschriften" würde aus organisatorischen und fi-
nanziellen Gründen nicht einmal 10 Prozent der Stimmberechtigten erfassen kön-
nen. „Übelwollende Kreise des In- und Auslandes würden daraus die Propagan-
dathese ableiten, nur ein kleiner Prozentsatz der deutschen Bevölkerung bekenne
sich zur europäischen Einheit."83
Tatsächlich gelang es, allerdings viel später als erhofft, den Bundestag am

26. Juli 1950 zur Annahme der Resolution zu bewegen, in der eine wirtschaftliche
Einheit und eine gemeinsame Außenpolitik ebenso gefordert wurden wie ein eu-
ropäischer Gerichtshof.84 Diese Verzögerung verhinderte jedoch, daß die Aktion
vor der August-Sitzung des Europa-Rates greifen konnte, ein Dilemma, das der
Europa-Union durchaus bewußt war: „Die übrigen Institutionen haben den ver-
ständlichen Standpunkt eingenommen, die Zustimmung zu einem Europäischen
Bundespakt sei ein Akt mit außenpolitischem Charakter. Es sei deshalb nicht zu-
lässig, die Entscheidung des Bundestages, der oberster politischer Willens- und
79 Vgl. zur Auseinandersetzung zwischen „Unionisten" und „Föderalisten": Lipgens, Die
Anfänge der europäischen Einigung.

80 UEF Extraordinary General Assembly: Draft of a Federal Pact (Dok. 27), in: Documents
on the History of European Integration, Bd. 4, S. 84-91. Vgl. die Dokumente 26, 29, 30.
Siehe auch: Europäischer Bundespakt. Für Frieden

-

für Freiheit
-

für Wohlstand in Eu-
ropa. Vorgeschlagen von der Union Europäischer Föderalisten, Opladen o. J., BA N1384/
98.

81 Brief Europa-Union an Brentano, 6. 5. 1950, BA N 1384/108.
82 Ebenda.
83 Niederschrift der ersten Sitzung des Aktionsausschusses zur Vorbereitung für den Pacte
fédéral am 2. 2. 1950 in Düsseldorf, BA N 1384/108.

84 Verhandlungen des Deutschen Bundestages. 1. Wahlperiode, Drucksache 1193, Bonn
1949/53. Vgl. auch Loth, Die Anfänge der Europa-Bewegung, S. 69.
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Verantwortungsträger sei, zu präjudizieren."85 Selbst wenn man den ursprüngli-
chen Plan trotz des verschobenen Zeitplans weiterverfolgte, war die Absicht, den
Europa-Rat durch massenhaft gefaßte Resolutionen unter Druck zu setzen, zu-
nichte gemacht. Auch aus Sorge, Großbritannien mit der Resolution vor den Kopf
zu stoßen, nahmen zahlreiche Parlamentarier im Europa-Rat wieder Abstand von
ihrem Plan, die „Aktion Bundespakt" zu unterstützen, so daß sich schließlich nur
19 Abgeordnete für den Bundespakt aussprachen.86 Daran änderten auch die im
Juli 1947 in Breisach und Castrop-Rauxel durchgeführten Urabstimmungen, bei
denen 95,6 Prozent und 95,7 Prozent derjenigen, die sich (bei hoher Wahlbeteili-
gung) an den Abstimmungen beteiligt hatten, für einen europäischen Bundesstaat
stimmten, nichts.87
Trotz dieser Enttäuschung setzten UEF und Europa-Union ihre Hoffnungen

weiter auf den Europa-Rat. Sie stellten ihm im November 1950 einen „Conseil de
Vigilance", einen „Rat der Völker Europas" zur Seite, welcher versuchen sollte,
auf die Abgeordneten im Sinne eines zu verabschiedenden Bundespaktes Einfluß
zu nehmen. Doch lehnte es die Beratende Versammlung des Europa-Rates kurz
darauf endgültig ab, die Kampagne für den Europäischen Bundespakt zu unter-
stützen.88 Die UEF und mit ihr die Europa-Union, insbesondere Kogon, empfan-
den diese Niederlage als äußerst schmerzlich: „Wäre ich in der Versammlung [dem
Conseil de Vigilance] gewesen, ich hätte geheult über diese Einstellung, uns ein-
fach als quantité négligeable zu behandeln. Welch eine Demaskierung, dieses spöt-
tische Lächeln einzelner, dessen sie sich nicht enthalten konnten. Warum hat man
uns nicht als pressure group benützt! Das beste Europäertum war dort beisam-
men."89
Die UEF und mit ihr die Europa-Union blieben in der Folgezeit auf dem ein-

mal eingeschlagenen „revolutionären" Weg, allerdings setzte sie ihre Hoffnungen
nun nicht mehr auf den Europa-Rat. Auf ihrer Konferenz in Lugano im April
1951 veröffentlichte sie einen Satzungsentwurf für eine, von den zu einer Föderie-
rung bereiten Regierungen einzuberufende, konstituierende europäische Bundes-
versammlung, deren Aufgabe die Ausarbeitung eines Bundespaktes sein sollte.
Angesichts der blockierenden Haltung vor allem der Briten gegenüber suprana-tionalen Elementen setzte sich damit in den Reihen der europäischen Föderalisten
die Überzeugung durch: „Kerneuropa ist besser als kein Europa."90 So

85 Bericht Gumppenbergs über die Aktion Europäischer Bundespakt in Deutschland, 20. 8.
1950, BAN 1384/4.

86 Loth, Der Weg nach Europa, S. 88/89.
87 Die Wahlberechtigten mußten folgende Frage mit Ja oder Nein beantworten: „Sind Sie fürdie Beseitigung der politischen und wirtschaftlichen Grenzen innerhalb Europas und fürden Zusammenschluß aller europäischen Völker zu einem europäischen Bundesstaat?"
Die Wahlbeteiligung lag in Breisach bei 87,5% und in Castrop-Rauxel bei 73,02%, vgl.den Bericht Gumppenbergs über die Aktion Europäischer Bundespakt in Deutschland,
20. 8. 1950, BA N 1384/4. Siehe auch Loth, Europa-Bewegung, S. 71.88 Koppe, Das grüne E, S. 43/44.

89 Rede Kogons, Protokoll des II. Jahreskongresses der Europa-Union in Köln am 9./10. 12.
1950, BAN 1011/53.

90 Politische Resolution des II. Jahreskongresses der Europa-Union in Köln am 9./10. 12.
1950, BAN 1011/53.
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schrumpfte das ursprünglich auf den gesamten Kontinent angelegte Konzept der
Europa-Union weiter zusammen auf jene Staaten Westeuropas, die zu einer Eini-
gung bereit waren. Damit einher ging die Übernahme der von den westlichen Re-
gierungen immer wieder vertretenen „Magnettheorie", nach welcher (in den Wor-
ten der Europa-Union) ein wirtschaftlich prosperierendes und politisch geeintes
Westeuropa eine starke „Anziehungskraft ausübt, der man sich auf Dauer nicht
entziehen kann [...]".91 Wir sehen, welche Überzeugungskraft die „Magnettheo-
rie" in der Nachkriegszeit nicht nur für die westdeutsche Politik entwickelte.
Auch die Abendländer verwandten sie, allerdings fiel ihnen die Akzeptanz sicher-
lich leichter. Zwar zeichnete auch die Europa-Union ein lebhafter Antikommu-
nismus aus, doch hatte die Abendländische Bewegung niemals wirklich die Idee
eines Europas als „Dritter Kraft" vertreten. So diente die „Magnettheorie" in der
Europa-Union so manchem als rhetorischer Trost angesichts einer weltpoliti-
schen Lage, die für eine „Dritte Kraft" keinen Raum mehr ließ.
Doch brachte auch dieser, auf der Konferenz von Lugano initiierte Versuch der

UEF, in die Politik zugunsten einer europäischen Bundesverfassung einzugreifen,letztlich nichts. So tröstete man sich zwar, daß „wenn alle Teilaktionen auf die Ei-
nigung unseres Kontinents in Schwierigkeiten geraten sollten, wenn der Schu-
man-Plan auf Schwierigkeiten stößt, die man nicht überwinden kann, dann wird
es klar werden, daß man weitere Schritte unternehmen muß". Also genüge es, „die
Reife einer gewissen Situation abzuwarten, um parat zu sein [.. .]".92 Doch waren
dies bereits Rückzugsgefechte. Ernüchterung griff in der Europa-Union um sich,
als man einsah, „daß es [zwar] selbstverständlich denkbar sei, eine europäische
Verfassung zu entwerfen. Ihre Durchführung sei jedoch unmöglich, da sie von ei-
nem Teil der Kräfte, die man zur praktischen Verwirklichung brauche, abgelehntwerde".93
Noch ein letztes Mal gelang es Kogon, der nun die öffentliche Meinung gezielt

nutzen wollte, seine Mitstreiter auf den „revolutionären" Weg einzuschwören.94
Was man vor einigen Monaten noch abgelehnt hatte, sollte nun den erhofften Er-
folg bringen: die Sammlung von Unterschriften für einen europäischen Bundes-
pakt. Tatsächlich schien die Rechnung aufzugehen. Die Sammlung erbrachte zwi-schen Sommer 1952 und Mai 1953 1,6 Millionen Unterschriften. Doch war das
„revolutionäre" Vorgehen seit Anfang der fünfziger Jahre auch in den Reihen der
Europa-Union nicht mehr unumstritten. Denn mit dem Schuman-Plan war eine
neue Form der Integration entstanden, die auch in der Europa-Union Anhängerfand. Die Führung der Europa-Union, allen voran ihr Präsident Kogon, tat sichjedoch schwer, die sektorale und funktionale Methode, wie sie durch die Montan-
Unión ins Leben gerufen worden war, zu akzeptieren.95 Die Politik hatte mit dem
91 Brief Gumppenberg an Oskar Bornheim, 21. 3. 1950, OA EU Köln ab 1949/Allgemeines.92 Kogon, siehe Protokoll der Sitzung des HA der EU, 5. 5. 1951, BA N 1011/53.
93 Gumppenberg, Protokoll der Sitzung des DRdEB 1951, BA N 1384/110.
94 Kogon, Protokoll über die Sitzung des Präsidiums der EU, 10. 3. 1951, BA N 1011/53.
95 Der Funktionalismus bzw. Neofunktionalismus geht von der Tatsache aus, daß jede su-pranationale Integration allein in wirtschaftlichen Bereichen beginnen könne, da hier dieKonflikte zwischen den nationalen Instanzen kleiner erschienen als in politischen Fragen.Begann man in einem wirtschaftlichen Teilbereich mit einer Integration, so müsse es auto-
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Schuman-Plan einen Weg eingeschlagen, der sich mit dem revolutionären Ziel ei-
ner europäischen Konstituante nicht verbinden ließ. So billigte das Präsidium
zwar den Schuman-Plan, „als einen ersten praktischen Versuch, in Europa ein
übernationales Organ mit wirklichen Machtbefugnissen zu schaffen und im Inter-
esse des Ganzen auf nationale Zusammenhänge zu verzichten, und damit als den
ersten Schritt auf dem notwendig darauf folgenden Wege zu einem europäischen
Bundesstaat".96 Doch eine grundsätzliche Skepsis blieb bestehen. Zu tief war der
Graben zwischen den ursprünglichen Hoffnungen der Europa-Union und dem
schrittweisen Beginn im Rahmen der Montanunion.
So durchzieht die Äußerungen der Europa-Union in den frühen fünfziger Jah-

ren die Überzeugung, „daß die Methode des ,Stück für Stück', isoliert, ohne ge-
meinsame politische Leitung, so wenig zum Erfolg führen kann, wie der Marshall-
Plan ohne Politik zum Zusammenschluß der Staaten geführt hat".97 Insbesondere
die Führungsriege um Kogon war überzeugt, daß „die Völker mehr als Teillösun-
gen" erwarteten. Außerdem warnte der Präsident wiederholt vor den Gefahren,
„die sich aus ihnen [d.i.: Teilintegrationen] gegen eine echte europäische Einigung
ergeben können. Es besteht immer die Drohung, daß sie sich zu supranationalen
Hyperbürokratien entwickeln [...]. Eine echte parlamentarische Kontrolle ist
nicht möglich, wenn die Interessengruppen sich selbst kontrollieren." Man fürch-
tete, daß „Teilgruppen blind fürs Ganze" seien und Teilintegrationen daher vor
allem ihre eigenen Interessen vertreten könnten: „Nichts ist stabiler als gefestigte
Interessen, die eigene Apparate haben, und nichts ist schwerer, als aus solchen
Gruppen allgemeine Parlamente zu entwickeln."98 Angesichts der Auseinander-
setzungen um die EVG im Jahre 1952 hieß es daher: „Schweren Herzens nur ha-
ben die UEF und die EU den Weg der Funktionalisten, zunächst einzelne Sonder-
bereiche übernational zu ordnen, mitgemacht. [...] Die schweren Bedenken ge-
genüber dieser Methode haben nun in der Frage der Militär-Union ihre Bestäti-
gung erhalten."99 Der fehlende politische Überbau einer militärischen Teilintegra-
tion rief in den Reihen der Europa-Union starke Vorbehalte gegenüber der EVG
hervor, auch wenn man angesichts der als bedrohlich empfundenen weltpoliti-
schen Situation kaum anders konnte, als die EVG zu begrüßen. Dennoch war man
nur bereit, der Verteidigungsgemeinschaft zuzustimmen, wenn eine supranatio-
nale politische Instanz gleichzeitig mit der militärischen Gemeinschaft geschaffen

matisch zu Spannungen mit nichtintegrierten Bereichen kommen, deren einzige Lö-
sungsmöglichkeit in der Ausweitung der Integration liege. Vgl. ausführlicher Teil II, Kap.II.2.

96 Vgl. Protokoll der Sitzung des HA der EU, 5. 5. 1951, BA N 1011/53.
97 Vaterland Europa. Schriftenreihe der EU, Heft 1, ohne Ort, ohne Datum [1950/51].
98 Rede Kogons, Protokoll des II. Jahreskongresses der Europa-Union in Köln am 9./10. 12.

1950, BA N 1011/53. Die UEF übrigens stimmte den kritischen Positionen der Europa-Union gegenüber dem „Funktionalismus" zu. So äußerte Frenay, der Präsident der UEF,(ebenda) auf dem II. Jahreskongreß der Europa-Union, „die sogenannte funktionali-
stische Methode beanspruche viel zu viel Zeit und sei im übrigen nicht wirkungsvoll ge-nug".

99 Bericht des Landesvorsitzenden Freiherr von Gumppenberg über die politische Tätigkeitdes Landesverbandes, 1952, OA EU Köln 1950/52: Landesverband.
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würde.100 Die funktionalistische Methode hingegen war damit keineswegs aner-
kannt: „Man hat es vorgezogen, den empirischen, als angeblich einzig realistischen
Weg zu gehen. Wenn nun die UEF sich dem nicht entgegengestellt hatte, so zu-
nächst deshalb, weil sie es immer abgelehnt hat, das Spiel der Gegner Europas zu
begünstigen. Aber es geschah auch deshalb, weil sie wußte, daß die einmal einge-
schlagene Methode von selbst eines Tages ihre Bedenklichkeit erkennen lassen
und selbst die am meisten Zögernden von der Dringlichkeit überzeugen würde,
wirklich bundesstaatliche Institutionen zu schaffen."101 Eine völlig neue Idee,
entstanden in Reaktion auf die Brutalitäten des „Dritten Reiches" und des Zwei-
ten Weltkrieges, war an den Zeitumständen des Kalten Krieges gescheitert. Dies
zu akzeptieren, fiel der Europa-Union indes äußerst schwer. Die Tatsache, daß
auch der funktionalistische Weg neue, weiterführende Elemente besaß, sahen ihre
Vertreter nicht

-

oder sie wollten es nicht sehen.
Ebenso schwer wie mit der Akzeptanz des funktionalistischen Weges tat sich

die Spitze der Europa-Union mit der Eingliederung Europas in den westlichen
Block. Träumte man Ende der vierziger Jahre noch von einem europäischen Bun-
desstaat, der die machtpolitischen Gegensätze in der Welt überwinden und damit
zur „Erhaltung des Friedens" beitragen sollte, so wurden diese Träume schon bald
mit der Realität des Kalten Krieges konfrontiert. Dennoch hielten sich die Hoff-
nungen, Europa als „Dritte Kraft" etablieren zu können, in der Europa-Union
verhältnismäßig lang. Auch weit über den „Ausbruch" des Kalten Krieges, sogar
über die Gründung der NATO und Bundesrepublik hinaus finden sich immer
wieder Aufrufe, man müsse alles tun, Europa zu einer „Dritten Kraft" zu machen,
damit „endlich eine neue Situation in der Ebene der Weltpolitik geschaffen wäre,
die den heute noch bestehenden Dualismus seiner Giftwirkung berauben
könnte". Gelänge dies nicht, wäre „unser geplagter Kontinent nichts als ein gera-
dezu ideales Versuchsgelände zwischen den beiden Weltmächten USA und
UdSSR".102 Selbst Anfang 1951 hoffte Eugen Kogon noch, angesichts der Neutra-
lismusdebatte in der Bundesrepublik könne „die Idee eines selbständigen Europa,
die die UEF von Anfang an vertreten hat, [...] möglicherweise wieder aktuell"
werden.103 Der Abschied von der Idee eines selbständigen, neutralen Europas
zwischen den Blöcken fiel der Europa-Union unter Kogon extrem schwer. Er ge-

100 Vgl. z.B.: Um den Wehrbeitrag: Europa
-

nicht in erster Linie eine militärische Aufgabe.Das geschäftsführende Präsidium der EU nimmt Stellung, in: Europa-Union 3 (1952),
Heft 4, S. 1. Die Resolution des IV. Kongresses der EU in Eßlingen 1952, abgedruckt in:
Für ein föderales Europa, S. 35/36. Blessing, Otto: Europäischer Selbstschutz, in: Eu-
ropa-Union 3 (1952), Heft 5, S. 1. Stellungnahme der Europa-Union, in: Europa-Union 3
(1952), Heft 5, S. 7. Kogon, Eugen: Einheit und Schutz für Europa, in: Europa-Union 3
(1952), Heft 6, S. 3. Angesichts des verzweifelten Ringens um eine politische Instanz,
welche die EVG überwölben sollte, ist die Aussage Wilfried Loths zumindest zu relati-
vieren, die Europa-Union habe die „EVG als die große Hoffnung für Europas Zukunftnachdrücklich unterstützt." Vgl. Loth, Die Europa-Bewegung in den Anfangsjahren der
Bundesrepublik, S. 73. Vgl. auch: Lipgens, Die Bedeutung des EVG-Projektes für die po-litische europäische Einigungsbewegung.

101 Sitzung des Exekutivbüros der UEF, in: Europa-Union 4 (1953), Heft 4, S. 5.
102 Kann Europa unabhängig sein?, in: Europa-Union 2 (1949), Heft 10, S. 1.
103 Protokoll über die Sitzung des Präsidiums der EU, 10.3. 1951, BAN 1011/53.
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lang letztlich nur aufgrund der spannungsgeladenen weltpolitischen Situation An-
fang der fünfziger Jahre, in welcher der Europa-Union Neutralität weder für
Westdeutschland noch für Europa möglich erschien. „In dieser Welt mit ihren
zwei Hemisphären gibt es keine Neutralität, weder im Krieg noch im Frieden."104
Angesichts der militärischen Bedrohung akzeptierte die Führung der Europa-
Union notgedrungen, daß die europäische Einigung im Westen beginnen müsse:
„Auf daß die Sonne im Westen aufgehe!"105
Von nun an setzte sich der Verband auch gegen jede neutralistische Tendenz in

der Bundesrepublik ein. Hatte man schon auf dem Ersten Kongreß in Hamburg
gegen einen deutschen Neutralismus optiert, so verstärkte sich im Umfeld der
Stalin-Noten die Opposition gegen neutralistische Strömungen noch einmal.106
Ebenso stimmte man selbst im Dezember 1950 „contre coeur und schweren Her-
zens" einem westdeutschen Verteidigungsbeitrag (im Rahmen einer europäischen
Armee) zu.107
Was den Vertretern der Europa-Union

-

und auch der UEF
-

half, die Einbin-
dung in den Westen zu akzeptieren, war ihr Antikommunismus. Der Stalinismus
und das abschreckende Beispiel, das die Sowjetunion in Ost- und Mitteleuropa
lieferte, erleichterten es den Führern der europäischen Föderalistenverbände, von
denen eine Mehrheit wie Kogon unter der nationalsozialistischen Diktatur politi-
scher Verfolgung ausgesetzt gewesen war, mit Hilfe der Ideologie des Antitotali-
tarismus im westlichen Lager zumindest bedingt heimisch zu werden

-

wenn auch
niemals vollständig. Denn es blieb ein Restgefühl der Unzufriedenheit darüber, in
den Westen gezwungenermaßen eingegliedert zu sein.108 Dies hatte, ebenso wie
die Skepsis gegenüber dem funktionalistischen Integrationskonzept, nicht zuletzt
ideologische Gründe, die in den gesellschaftspolitischen Interessen der Verant-
wortlichen ruhten.
Obwohl es auf den ersten Blick verwundern mag, so ähneln sich die Abendlän-

dische Bewegung und die Europa-Union in dieser Phase doch in manchem. Zwar
befand man sich weltanschaulich in völlig unterschiedlichen Lagern, doch finden
sich bestimmte strukturelle Merkmale bei beiden Organisationen. Die Abendlän-
der standen dem funktionalistischen Ansatz zwar nicht grundsätzlich ablehnendgegenüber, forderten aber die Verwirklichung einer darüber hinausgehenden „Vi-
sion". Gleiches gilt für die Europa-Union der Frühphase. Was die beiden Grup-
pierungen also verband, war eine stark ideologische Aufladung des Begriffs „Eu-
ropa". Im Gegensatz zu den Europakonzepten der fünfziger Jahre, als vor allem
die „Funktion" und nicht die „Vision" im Zentrum des Interesses stand, erinnert

104 Zusammenfassung des Referates Kogons auf dem IV. Kongreß, in: Europa-Union 3
(1952), Heft 8, S. 3.

105 Ebenda.
106 Vgl. z.B.: Schinzinger, Albert: Das russische Angebot und wir, in: Europa-Union 3

(1952), Heft 10, S. 2/3. Kogon, Eugen: Mitten im Strom, in: Europa-Union 3 (1952), Heft14, S. 1.
107 Koppe, Das grüne E, S. 44.
108 Insofern trug die Europa-Union zwar, wie Wilfried Loth meint, den Westintegrations-kurs der Bundesregierung eindeutig mit. Dem „Westen" jedoch blieb sie

-

vorerst
-

noch
fremd. Vgl. Loth, Die Einigungsbewegung in den Anfangsjahren der Bundesrepublik.
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die Haltung der Europa-Union in den späten vierziger und frühen fünfziger Jah-
ren noch stark an die Zwischenkriegszeit. „Europa" war noch immer, ähnlich wie
den Abendländern das „Abendland", ein politischer Kampfbegriff, der utopische
Zukunftsentwürfe transportierte. Damit verbanden sich, im Falle der Abendlän-
der, wie im Falle der Europa-Union, Interessen, die weit über die konkreten poli-
tischen oder ökonomischen Fragen der europäischen Einigung hinausgingen.

„... daß die eigentliche Aufgabe darin besteht, eine neue Gesellschaft entstehen zu
lassen ": gesellschaftspolitische Interessen einer Europa-Bewegung

Die europäische Einigung war für den „integralen Föderalismus", das ist bereits
angeklungen, nur ein Teilbereich der nach dem Krieg in den Augen seiner Vertre-
ter notwendig gewordenen Neuordnung. Dies galt nicht allein für seine französi-
schen Vordenker, die sich in den Reihen der UEF versammelten, sondern auch für
die Europa-Union und insbesondere ihren Präsidenten Kogon. Man folgte dem
Präsidenten des Bureau Executif der UEF, Henri Brugmans, wenn dieser fest-
stellte: „Tatsächlich muß man [...] erkennen, daß es letztlich nicht darum geht, an
die Stelle der zahlreichen souveränen Nationalstaaten in Europa ein neues Orga-
nisationsschema zu setzen, mag dieses europäischer Staatenbund oder europäi-
scher Bundesstaat heißen

-

sondern daß die eigentliche Aufgabe darin besteht, in
dem Raum, den dieses neue Organisationsschema umfaßt, eine neue Gesellschaft
entstehen zu lassen."109 Für diese neue Gesellschaft waren weder der „Westen"
noch der „Osten" Vorbild. Während die Ablehnung des sowjetischen Systems
sich mit dem Antitotalitarismus erklärt, bedürfen die Zweifel gegenüber demwestlichen System gesonderter Begründung.
Die Vorstellung, dem „Westen" nur gezwungenermaßen eingegliedert zu sein,

und die Enttäuschung darüber, daß die notwendigerweise in Westeuropa begin-
nende europäische Einigung auch eine Übernahme des „westlichen" Systems be-
inhaltete, war in den Köpfen der Führungsriege der Europa-Union, insbesondere
ihres Präsidenten, tief verankert. Man teilte eine tiefe Skepsis gegenüber diesem„westlichen" System in seiner politischen und wirtschaftlichen Ausprägung. Vorallem Kogon war überzeugt

-

und äußerte diese Überzeugung als Präsident der
Europa-Union immer wieder -, daß „das westliche System nicht tragfähig genug"
sei.110 Einerseits galt die Skepsis dem System der „Massendemokratie", welches
„mit den komplizierten Problemen, die durch die Vervielfältigung der Bevölke-

19 Brugmans auf dem Kongreß der UEF in Rom, zitiert nach: Kongreß der Einheit, in: Eu-ropa-Union 1 (1948), Heft 5, S. 1.
0 Rede Kogons, Protokoll des II. Jahreskongresses der Europa-Union in Köln am 9./
10. 12. 1950, BA N 1011/53. Dort auch die folgenden Zitate. Kogon vertrat diese Ein-schätzung, obwohl er Mitglied im „Kongreß für Kulturelle Freiheit" war, der „Westerni-sierungsagentur" der frühen Bundesrepublik, in der sich linksintellektuelle Kräfte ver-
sammelten, die an einer auch ideellen Westorientierung der Bundesrepublik interessiert
waren. Vgl. Hochgeschwender, Freiheit in der Offensive. Hier zeigt sich, daß man nichtalle Mitglieder etwa des „Kongresses" gleichermaßen als „Westernisierer" bezeichnen
kann. Es gab auch in ihren Reihen qualitative Abstufungen in der Offenheit gegenüberdem „Westen".
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rungszahlen und der Verwirklichung der modernen Zivilisation entstanden, nicht
fertig" würde. Auch das kapitalistische Wirtschaftssystem war den Herausforde-
rungen der Zeit nach Ansicht der Spitze der Europa-Union schon lange nicht
mehr gewachsen und hatte nicht zuletzt zum Aufstieg des Nationalsozialismus
beigetragen. So sah Kogon den Westen in einer „doppelten Gefahr": „Von innen,
daß er mit den Problemen nicht fertig wird, von außen, daß er in der Zeit der La-
bilität überrannt wird und in den Totalitarismus eingegliedert wird." Diese
„Zwei-Fronten-Theorie" haben wir bereits als Bestandteil des abendländischen
Gedankens in der Nachkriegszeit kennengelernt. Ebenso wie die Abendländer
strebte auch die Europa-Union in den ersten Jahren nach dem Krieg eine grund-
sätzliche Umgestaltung der europäischen Ordnung an. Allerdings sah diese ganz
anders aus als diejenige abendländischer Kreise.
Um den Kontinent nach innen zu stabilisieren, half in den Augen der Füh-

rungsgruppe der Europa-Union um Kogon allein eine erneuerte Gesellschafts-
ordnung, „die ebensowenig dem klassischen Kapitalismus als dem Staatskollekti-
vismus ähneln"111 sollte. Gerade in Deutschland erschien den Föderalisten die
Umsetzung eines solchen „Dritten Weges" unerläßlich, um einer aggressiven
deutschen Machtpolitik dauerhaft den Boden entziehen zu können. Denn Kogon
gab, wie gezeigt, dem Kapitalismus einen erheblichen Anteil Schuld am Aufstieg
des Nationalsozialismus. So war er überzeugt, daß eine „neue Wirtschaftsgesin-
nung", in deren Mittelpunkt der „arbeitende Mensch" stehen sollte,112 und Sozia-
lisierungsmaßnahmen sowohl den einzelnen wie auch die gesamte Gesellschaft
vor den verheerenden Konsequenzen der „Laissez-faire"-Politik würden schüt-
zen können. Kogon, der sich ja schon in den Jahren derWeimarer Republik publi-
zistisch vor allem sozialen Fragen gewidmet hatte, skizzierte den Aufbau dieser
„neuen Gesellschaft" vor allem in den Frankfurter Heften, deren Mitherausgeber
er war. Auch in seinen Äußerungen als Präsident der Europa-Union schwingen
diese Themen wie selbstverständlich immer mit, ohne jedoch im einzelnen näher
ausgeführt zu werden. Dennoch wird unzweifelhaft

-

und den Zeitgenossen
dürfte dieser Zusammenhang klar gewesen sein

-

deutlich, daß es Kogon, und in
seinem Gefolge der Europa-Union, in den späten vierziger, frühen fünfziger Jah-
ren darum ging, ein „freiheitlich-sozialistisches" System in Deutschland zu schaf-
fen. Trotz aller „weltanschaulichen und parteipolitischen Überparteilichkeit", die
die Europa-Union an den Anfang ihrer Satzung gestellt hatte, läßt sie sich ange-
sichts der einflußreichen Position ihres ersten Präsidenten im Umfeld der unter
dem Schlagwort „Linkskatholizismus" oder „Christlicher Sozialismus" in den öf-
fentlichen Sprachgebrauch eingegangenen Geistesströmung verorten. Es handelte
sich dabei um eine in den ersten Nachkriegsjahren durchaus weit verbreitete
Denkrichtung, wie sie sich etwa auch im „Ahlener Programm" der CDU von
1947 spiegelt.113 Auch in den ersten beiden Jahrgängen des Neuen Abendlandes,
zu jenem Zeitpunkt als die Zeitung noch nicht ins rechtskonservative Lager ge-

111 Deutschland und die Europäische Föderation, in: Europa-Union 2 (1949), Heft 5, S. 3.
112 Entschließungen der Delegierten der Europa-Union auf dem vom 19.-22.5. 1949 in

Hamburg abgehaltenen ersten Kongreß, BA Z 35/611.
113 Zum „Christlichen Sozialismus" vgl.: Focke, Sozialismus aus christlicher Verantwortung.
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rückt war, finden sich, daran sei an dieser Stelle erinnert, Versatzstücke dieses
„christlichen Sozialismus".
Ende der vierziger Jahre, mit der Gründung der Bundesrepublik und der damit

einhergehenden Restitution einer marktwirtschaftlichen Grundordnung und ei-
ner „Renaissance der bürgerlichen Gesellschaft",114 verloren diese sozialistischen
Tendenzen ihre Prägekraft in Westdeutschland größtenteils. Der Kreis um die
Frankfurter Hefte, um Walter Dirks und Eugen Kogon, hingegen setzte sich auch
weiterhin für eine Neugestaltung der deutschen Gesellschaft auf in ihren Augen
besseren Grundlagen ein. Denn die junge Bundesrepublik entsprach den Anfor-
derungen des „Linkskatholizismus" nicht. Das 1950 von Walter Dirks in den
Frankfurter Heften geprägte Schlagwort der „Restauration", das Eugen Kogon
1952 mit einem Beitrag über die „Aussichten der Restauration" weitertrug, pran-
gerte die mangelnde Berücksichtigung der Theoreme des „christlichen Sozialis-
mus" und des „integralen Föderalismus" in der Nachkriegszeit an.115 „Wiederauf-
bau" statt „Neubau", daran stießen sich die Linkskatholiken.
Angesichts der wichtigen Rolle, die Kogon für die Europa-Union spielte, ist es

kein Wunder, daß sich diese kritischen Positionen auch in dem Europa-Verband
und seinen gesellschaftspolitischen Interessen spiegelten. Denn was in nationalem
Rahmen galt, machten die Vertreter des christlichen Sozialismus als Problem
ebenso auf europäischer Ebene aus. Vor allem die Restitution der Nationalstaaten
stand seit den späten vierziger Jahren im Kreuzfeuer der Kritik. Man betonte im-
mer wieder: „Die Europa-Union begreift Europa vom Geiste her als eine Aufgabe
des Neubaus, nicht der Restauration."116 Doch als klar wurde, daß dieser Restitu-
tion von föderalistischer Seite nichts mehr entgegenzusetzen war, führte dies nicht
zu einer Akzeptanz des entstandenen Systems durch die Führung der Europa-
Union. Vielmehr beklagte man nun „den weitgehend restaurativen Charakter des
Versuchs der Herstellung Europas. Die Folge dieser Situation ist, daß die Staaten
krampfhaft an der absoluten Souveränität festhalten, obwohl diese praktisch zur
Fiktion geworden ist".117 Der Vorwurf der „Restauration" galt also Anfang der
fünfziger Jahre in gleichem Maße für die Bundesrepublik wie für „Europa".
Mit der Skepsis gegenüber dem nach dem Zweiten Weltkrieg wiedererrichteten

nationalstaatlichen System ging die Kritik an der „funktionalistischen" Einigungs-
methode eng einher. Denn wenn das eigentliche Ziel die Überwindung der souve-
ränen Nationalstaaten war, deren Schwäche man erkannt zu haben glaubte und de-
ren Ende man prognostiziert hatte, dann konnte die Teilbereichsintegration kaum
befriedigen. Doch angesichts der weltanschaulichen Geschlossenheit des „Links-
katholizismus", der die Europa-Union durch die Person seines Präsidenten be-
stimmte, verwundert es nicht, daß neben dem Funktionalismus auch andere Eu-

4 Schwarz, Die Ära Adenauer, S. 445.
5 Ebenda, S. 445^153, vor allem S. 446/447. Kogon, Eugen: Die Aussichten der Restaura-
tion. Über die gesellschaftlichen Grundlagen der Zeit, in: Frankfurter Hefte 7 (1952),
S. 165-177. Zu den Europakonzepten der Frankfurter Hefte vgl. Grunewald, Die Frank-furter Hefte.

6 Politische Resolution, Protokoll des II. Jahreskongresses der Europa-Union in Köln am
9./10. 12. 1950, BAN 1011/53.

7 Kogon, Protokoll über die Sitzung des Präsidiums der EU, 10. 3. 1951, BA N 1011/53.
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ropa-Ideen und Konzepte im Verband nicht auf Gegenliebe stießen. So prangerte
man etwa die seit Herbst 1948 erstmals wieder stattfindenden bilateralen deutsch-
französischen Unternehmergespräche als eine deutsch-französische Verständi-
gung auf „großkapitalistischer, reaktionärer Grundlage" an.118 Ebenso harsch ging
insbesondere Kogon auch gegen jene Idee vor, die er selbst in den zwanziger Jahren
noch vertreten hatte: die Idee vom „Abendland", die ihm nun wie eine „hilflose Il-
lusion" vorkam.119 Seit Ende der vierziger Jahre, seit sich die abendländische Idee
wieder verstärkt an den rechten Rand des konservativen Lagers bewegte, geriet das
„Abendland" in die Schußlinie der Europa-Union. Dabei war „das Abendland im
Gegensatz zu Europa" zu sehen: „Abendland und Europa müssen heute als Be-
griffe für zwei verschiedene Welten genommen werden, und zwar in jeder Bezie-
hung [.. .]."120 Das Konzept des „Abendlandes" war für die Führung der Europa-
Union reaktionär und verkörperte eine Vergangenheit, die wiederherzustellen we-
der möglich noch wünschenswert sei. Man könne „angesichts der heutigen Pro-
bleme Europas nicht von falschen Romantizismen eines vergangenen Abendlan-
des ausgehen". Auch in dieser Frontstellung übrigens übernahm die Europa-
Union Positionen der Frankfurter Hefte, in denen Walter Dirks bereits 1946 for-
muliert hatte, das Abendland werde sozialistisch oder gar nicht sein.121 Die
Abendländer wiederum hielten sich mit Kritik am „Linkskatholizismus" und den
Frankfurter Heften ebensowenig zurück, die sie

-

aus vertrauter antikommunisti-
scher Position

-

der Bolschewismus-Sympathie verdächtigten.122 Noch einmal
wird hier deutlich, in welchem Maße Eugen Kogon durch seine Lagererfahrung
mit der Vergangenheit gebrochen hatte: Jene abendländischen Kreise, denen er in
der Zwischenkriegszeit selbst angehörte, zählten jetzt zu seinen erbittertsten welt-
anschaulichen Gegnern

-

die mehr oder weniger unverändert die Konzepte der
Vergangenheit auch nach dem ZweitenWeltkrieg verfochten.
So war Eugen Kogon gewissermaßen die Schnittstelle zwischen den in den

Frankfurter Heften geäußerten Restaurations-Vorwürfen, die sich überwiegend
auf den nationalen Rahmen bezogen, und den im Umfeld der Europa-Union for-
mulierten Kritikpunkten, die sich gegen die vermeintliche Restauration der euro-
päische Ordnung richteten. Die Europa-Union vertrat in den Jahren seiner Präsi-

118 Europa-Union 1 (1948), Heft 10, S. 5. Zu den Unternehmergesprächen im Herbst 1948
vgl.: Bührer, Die Reorganisation der deutsch-französischenWirtschaftsbeziehungen nach
1918 und nach 1945, S. 78.

119 Kogon in München, in: Europa-Union 2 (1949), Heft 7, S. 8.
120 Europa contra Abendland, in: Europa-Union 2 (1949), Heft 9, S. 2. Dort auch das fol-

gende Zitat. Vgl. z.B. auch: Schmid, Carlo: Bonn und Europa, in: Europa-Union 2
(1949), Heft 1, S. 1-t, vor allem S. 1.

121 Dirks, Das Abendland und der Sozialismus. Ders., Das christliche Abendland. Vgl. auchTeil I, Kap. II.2.
122 Vgl. u.a. Hengstenberg, Hans Eduard: Christentum und Marxismus. Eine Auseinander-

setzung mit Walter Dirks, in: Neues Abendland 2 (1947), S. 225-228. Franzel, Emil: Wal-
ter Dirks und der Kommunismus, in: Neues Abendland 7 (1952), S. 129-143. Darauf er-
widerte Walter Dirks: Die Frankfurter Hefte und der Marxismus, in: Frankfurter Hefte 7
(1952), S. 237-252. Daraufhin Gerhard Kroll: Eine Antwort, die keine war, in: NeuesAbendland 7 (1952), S. 337-341. Vgl. auch: Schildt, Zwischen Abendland und Amerika,
S. 44 und S. 52.
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dentschaft klar die weltanschaulichen Positionen und Interessen des deutschen
„Linkskatholizismus" bzw. des vorwiegend französischen „integralen Föderalis-
mus". Damit ging eine Ablehnung des westlichen Systems und der funktionalisti-
schen Einigungsmethode ebenso einher wie ein revolutionärer Impetus, der Eu-
ropa an den Parlamenten vorbei einen wollte. Europäische Idee und innergesell-
schaftliche Ordnungsvorstellungen waren, das sei hier noch einmal betont, ebenso
eng miteinander verwoben wie im Falle der abendländischen Idee.
Anfang der fünfziger Jahre jedoch traf diese Europa-Idee zunehmend auf Wi-

derstand. Nicht allein, daß angesichts der anlaufenden funktionalen Integration an
„revolutionäre" Schritte kaum mehr zu denken war, daß die Bundesrepublik als
marktwirtschaftlich-demokratisches System formiert war, daß der westdeutsche
Staat auf dem besten Wege zu einer umfassenden Westintegration war und somit
die äußeren Bedingungen immer weniger dazu angetan waren, den Konzepten der
Europa-Union eine reale Chance auf Verwirklichung zu geben. Nein, auch inner-
halb des Verbandes kam an den Positionen Kogons zunehmende Kritik auf. Die
von der Europa-Union propagierte weltanschauliche Neutralität ließ sich mit den
Stellungnahmen der Verbandsspitze kaum mehr in Einklang bringen.123 Hinzu
kam, daß immer mehr Mitglieder im funktionalen Weg die Zukunft sahen und da-
her nicht mehr bereit waren, den „revolutionären" Vorgaben ihres Präsidenten zu
folgen. Vor allem im Rheinland regte sich Widerstand. Die Europa-Union Köln
etwa hatte unter ihrem Vorsitzenden Friedrich Carl von Oppenheim bereits 1950
nach der Gründung des Europa-Rates konstatiert, „es sei als Positivum zu bu-
chen, daß Europa nun endgültig als Teil der Atlantischen Gemeinschaft und nicht
mehr als dritte gesonderte Macht gelte".124 Am Rhein formierten sich Kräfte, die
mit der Ausrichtung der Europa-Union Anfang der fünfziger Jahre wenig anfan-
gen konnten und andere, neue Interessen und Ideen in den Verband trugen. Hier
wurde auch zunehmend Kritik an dem um den Präsidenten Kogon innerhalb der
Europa-Union getriebenen „Personenkult" laut.125 Als sich diesen Kreisen die
Möglichkeit bot, dem Verband eine andere inhaltliche (und damit auch personelle)
Ausrichtung zu geben, zögerten sie nicht, diese Chance zu nützen.

2. Gekappte Wurzeln: Krise und Neubeginn seit Mitte der
fünfziger Jahre

Die Reorganisation der Europa-Union (1953-1955)
Die seit Ende der vierziger Jahre organisatorisch gefestigte Europa-Union hatte
sich unter ihrem Präsidenten Kogon Anfang der fünfziger Jahre bemüht, ihreIdeen und Konzepte in die Öffentlichkeit hineinzutragen. Eine breite Öffentlich-
123 Vgl. z.B. das Protokoll über die Sitzung des Präsidiums der EU, 24. 3. 1950, BA N 1011/

52, wo Kogon von verschiedenster Seite vorgeworfen wurde, er betreibe als Präsident der
Europa-Union in zu starkem Maße Politik.

124 Vorstandssitzung am 10. 10. 1950, OA EU: Protokolle.
125 Protokoll der Vorstandssitzung der EU Köln, 20. 1. 1951, OA EU: Protokolle.
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keitsarbeit und mehr oder weniger spektakuläre europäische Aktionen waren not-
wendiger Teil des „revolutionären" Einigungskonzeptes, sollte doch, wenn irgend
möglich, eine Massenbasis für die europäische Einigung geschaffen werden. Die
Europa-Union profitierte bei diesen zahlreichen Aktionen Anfang der fünfziger
Jahre von der äußerst europa-freundlichen Stimmung in der Bevölkerung, zu der
die Europa-Union im Gegenzug durch ihre umfangreichen Aktivitäten selbst bei-
trug.
So zeigte der Verband etwa eine Wanderausstellung unter dem Titel „Europa

ruft", die insgesamt (zumindest nach Angaben des Generalsekretariats) ca.

1500000 Besucher sahen.126 Ein Film, „Bankett der Schmuggler", wurde im
Frühjahr 1952 unter „entscheidender Mithilfe der Zentrale" gedreht, ein Film,
„der unsere politischen Gedanken in einer sehr indirekten Weise propagiert, ein
regelrechter Spielfilm mit großartiger menschlicher Handlung".127 Seit 1952 gab
man eine Europa-Bildzeitung heraus, die angeblich mit durchschnittlich 10000
Exemplaren im Monat in Bahnhöfen, Betrieben und Schulen ausgehängt wurde;
gleichzeitig erschien auch wieder eine regelmäßige Zeitung der Europa-Union.128
Neben diesen „Großaktionen" lief die eigentliche Arbeit auf der Ebene der Kreis-
verbände ab, die mit Vorträgen, Diskussionsveranstaltungen, zunehmend aber
auch Austauschprogrammen und anderen Aktionen bemüht waren, „Europa"
den Deutschen konkret zu machen.129
Im Vergleich zur Abendländischen Bewegung verwandte die Europa-Union

also völlig andereWirkungsformen. Dies erklärt sich nicht zuletzt mit den grund-
sätzlich verschiedenen Wirkungsabsichten der beiden Organisationen. Während
es den Abendländern ausschließlich darum ging, ihre Ideen im „kleinen Kreis" zu
diskutieren und diese dann gezielt in die Politik

-

und zwar aufgrund ihres Welt-
bildes ausschließlich in die Politik

-

hineinzutragen, wollte die Europa-Union auf
breitere Bevölkerungsschichten einwirken. Anfang der fünfziger Jahre war sie mit
diesen weit gestreuten Aktionen erfolgreich. Die Kombination von Veranstaltun-
gen ganz unterschiedlicher Art auf unterschiedlichen Ebenen, den Kreis- und
Landesverbänden sowie dem Bundesverband, sprach eine große Zahl von Nicht-
Mitgliedern an und trug zur Verankerung des Europa-Gedankens in der west-
deutschen Bevölkerung bei. In diesem Sinne wirkten hier die Ideen des Verbandes
weit über die eigenen Reihen hinaus.
So entfaltete die Europa-Union Anfang der fünfziger Jahre eine lebhafte Akti-

vität und befand sich „auf dem Gipfel der Popularität".130 Gleichzeitig jedoch be-
gann es im Inneren des Verbandes zu gären. Zu den sich immer deutlicher ab-

126 Bericht des Generalsekretärs für den Kongreß 1951, ADSD EU/1.
127 Ebenda.
128 Notiz Europa-Union Verlag GmbH, ADSD EU/19.
129 Sowohl die im Archiv Oppenheim liegenden Unterlagen zum Kreisverband Köln der EU

wie auch die im Kreisarchiv Esslingen verwahrten Unterlagen zum Kreisverband Esslin-
gen dokumentieren die umfangreichen Aktivitäten solcher Kreisverbände umfassend.
Allerdings mögen diese beiden Kreisverbände aufgrund ihrer auch im Bundesverband
engagierten Präsidialmitglieder Oppenheim und Roser aktiver gewesen sein als andere
Kreisverbände.

130 Koppe, Das grüne E, S. 52.
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zeichnenden inhaltlich-konzeptionellen Spannungen kamen organisatorische und
finanzielle. 1952 begannen die der Europa-Union zur Verfügung stehenden Gel-
der knapp zu werden. Auslösendes Moment war dabei die Tatsache, daß sich das
„American Committee of European Integration" aus der Finanzierung zurück-
zog.131 Zweifellos lag ein Grund für diesen Rückzug in den Positionen der Eu-
ropa-Union unter Kogon. Das von der CIA finanzierte Committee konnte An-
fang der fünfziger Jahre an der Förderung einer Organisation, die westlich-libera-
len Werten skeptisch gegenüberstand und statt dessen einen wie auch immer gear-
teten „freiheitlichen Sozialismus" erträumte, kein Interesse haben.132 So endete
die Finanzierung der Europa-Union aufgrund der nun deutlicher zutage treten-
den weltanschaulichen Differenzen. Hatten die USA 1947/48 durchaus noch ein
Europa der „Dritten Kraft" unterstützt und somit auch in der Europa-Union
bzw. der UEF Organisationen gesehen, die dem grundsätzlichen amerikanischen
Interesse an einem geeinten Europa zur Stabilisierung des Kontinents entgegenka-
men, rückte Europa für die USA immer stärker in die atlantische Gemeinschaft, je
mehr sich die Fronten des Kalten Krieges verhärteten. Spätestens mit Beginn des
Korea-Krieges lagen mit sozialistischem und neutralistischem Anklang geführte
Aktionen nicht mehr im amerikanischen Interesse, womit sich die Frage nach dem
Sinn der Finanzierung der Europa-Union unter Kogon stellte. Die Fronten des
Kalten Krieges schlössen sich nun nicht nur auf politischer Ebene. Für alternative
Konzepte, welche die Blockbildung nicht berücksichtigten, war kein Platz, auf
jeden Fall aber kein Geld mehr da.
Dies bekam die Europa-Union zu spüren. Bald spitzte sich die finanzielle Situa-

tion zu, und das ganze Ausmaß der Krise wurde sichtbar, als der Schatzmeister der
Europa-Union, der Frankfurter Bankier von Bethmann, im Juni 1953 entnervt
von seinem Posten zurücktrat: 70000,-DM Schulden hatten sich angehäuft, die
Bundeszentrale für Heimatdienst weigerte sich angesichts dieser Situation, zuge-
sagte Gelder auszubezahlen;133 bald war die Zentrale in Frankfurt zahlungsunfä-
hig, mit dem Ergebnis, daß Schreibmaschinen, Stühle und Tische des General-
sekretariats gepfändet wurden.134 Die Gründe für diese Entwicklung sind nicht
vollständig auszumachen. Anfangs richtete sich die Kritik vornehmlich gegen den
damaligen Generalsekretär des Bundesverbandes, Hans-Joachim Unger, der im
Verdacht stand, Gelder veruntreut zu haben.135 Bald jedoch wurde klar, daß auch

131 Vgl. den Brief Focke an Henle, 27. 11. 1953, BA N 1384/99, wo es heißt: „Die EU in ihrer
Zentralinstanz hat es nicht verstanden, sich von der Epoche der Subventionierung durch
Franzosen und Amerikaner rechtzeitig und mit enger geschnalltem Riemen auf die Fi-
nanzierung in Deutschland selbst umzustellen." Vgl. den Geschäftsbericht des General-
sekretärs Unger auf dem IV. Kongreß der EU in Esslingen vom 24.-26. 10. 1952, Stadt-
archiv Esslingen/Europa-Union.

132 Vgl. Hochgeschwender, Freiheit in der Offensive. Ranelagh, The agency. Saunders, Whopaid the piper.
133 Protokoll über die Sitzung des Präsidiums der EU, 29. 6. 1953, ADSD EU/139.
134 Brief Heymann an Unger, 10. 8. 1953, ACDP 1-240-017/4.
135 Man beschuldigte Unger, 15 000,- DM auf ein Konto mit seiner alleinigen Verfügungsbe-

rechtigung überwiesen zu haben. Vgl. Brief Kogon an Unger, 12. 8. 1953, ACDP 1-240-
017/4 und Aktennotiz Müller an Oppenheim, 15. 8. 1953, OA EU Köln ab 1949: All-
gemeines. Damit verband sich grundsätzliches Mißtrauen gegenüber dem aus der DDR
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Eugen Kogon mitverantwortlich für das Desaster war. Offenbar hatte er sich mit
seinen zahlreichen Aktivitäten, die sich niemals auf die Europa-Union beschränkt
hatten, übernommen. Neben der Europa-Union-Zentrale in Frankfurt hatte er,
wie Karl-Heinz Koppe es formuliert, „eine Art Europa-Konzern aufgebaut". Die
„verbandsoffiziellen Finanzen [verfilzten] sich immer mehr mit Kogons kommer-
ziellen Unternehmungen".136 Auch die UEF war von den finanziellen Verwick-
lungen der Europa-Union betroffen. Ein Konto des übernationalen Verbandes in
Deutschland mit etwa 100000 DM war ohne Wissen der UEF völlig aufgebraucht
worden.137
Anfangs hofften jene, die sich anschickten, die Europa-Union aus dem Sumpf

zu ziehen, noch, die verworrene Situation gemeinsam mit Kogon lösen zu kön-
nen, in dem Glauben, auf seine Person nicht verzichten zu können.138 Doch bald
stellte sich heraus, daß die Basis ihrem Präsidenten kein Vertrauen mehr schenkte,
ebenso wie sich die Spender weigerten, die Europa-Union zu unterstützen, so-
lange Kogon an ihrer Spitze stand.139 Die amerikanische Hochkommission etwa,
die die Europa-Union ebenfalls gefördert hatte, warnte Mitglieder der Europa-
Union „eingehend vor Prof. Kogon" und sah „sich nicht mehr in der Lage der EU
finanzielle Unterstützung zu gewähren, solange Prof. Kogon Präsident oder Prä-
sidialmitglied derselben" war. Angesichts solcher Bekundungen war Kogons Prä-
sidentschaft nicht mehr zu retten.140
So übernahm nach dem V. Kongreß der Europa-Union im Dezember 1953 in

Bonn ein Dreier-Präsidium, bestehend aus Ernst Friedländer, Paul Leverkuehn

geflohenen Unger, welches bis zu der Entscheidung ging, sich offiziell beim Amt für Ver-
fassungsschutz „über die Person und den Werdegang und die früheren Betätigungen des
Herrn Unger" zu erkundigen. Vgl. Brief an Präsident Kogon vom 16. 3. 1953, ACDP
1-240-017/4.

136 Koppe, Das grüne E, S. 63 und S. 66. Vgl. den Brief Bethmanns an die Mitglieder der Fi-
nanzkommission, OA EU Finanzkommission. Angesichts des im Raum stehenden Vor-
wurfs der Unterschlagung ließ Carl Friedrich von Oppenheim seine Verbindungen spie-len und holte eine Bankauskunft über Kogon ein, die allerdings „nichts Nachteiliges übersein [Kogons] finanzielles Gebaren" bekannt werden ließ. ÖA EU: Graf York-Kogon.
Eine spätere Untersuchung entlastete Kogon: „Aber das Ergebnis hat nicht gezeigt, daßGeld unrechtmäßig ausgegeben worden ist, sondern daß es unzweckmäßig ausgegeben
worden ist." Leverkuehn auf dem Jahreskongreß 1953, Protokoll, ADSD EU/2. Vgl. Ei-
sermann, Außenpolitik und Strategiediskussion, S. 33.

137 Aktennotiz Müller an Oppenheim, 16. 11. 1953 und 1. 12. 1953, OA EU: Graf York-
Kogon.

138 BriefOppenheim an Kogon, 23. 9.1953, OA EU: GrafYork-Kogon. Vgl. auch den Brief-wechsel zwischen Kogon und Oppenheim: 21. 9. 1953, 30. 9. 1953, 8. 10. 1953, 30. 10.
1953, 6. 11. 1953, 25. 11. 1953, 27. 11. 1953, 2. 12. 1953, alle OA EU: Graf York-Kogon.139 Brief Oppenheim an Kogon, 2. 12. 1953, OA EU: Graf York-Kogon.140 Aktennotiz Müller für Oppenheim, 1. 12. 1953, OA EU: Graf York

-

Kogon. Vgl. zumRücktritt Kogons den Artikel im Spiegel, 6. 1. 1954, S. 6-8. Die Europa-Union war be-müht, von der Affäre so wenig wie möglich nach außen dringen zu lassen, um dem Ver-
band nicht zu schaden. Vgl. Protokoll über die Sitzung des Präsidiums der EU, 13. 3.
1954, ADSD EU/88. In der Welt, 6. 1. 1953, hieß es zum Rücktritt Kogons nur: „Er [Ko-
gon] begründete seine Absicht damit, daß er in nächster Zeit eine nach seiner Meinungdringend erforderliche Theorie des europäischen Föderalismus ausarbeiten will."
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und Josef Müller, die Geschäfte.141 Doch dies war von Anfang an nur als Über-
gangslösung gedacht. Der nur wenige Monate später, im Mai 1954, in Köln statt-
findende VI. Kongreß wählte Paul Leverkuehn zum neuen Präsidenten der Eu-
ropa-Union.142 Bereits im September desselben Jahres trat Leverkuehn allerdings
von seinem Amt wieder zurück, veranlaßt durch einen Autounfall einerseits, ge-
gen ihn erhobene Vorwürfe wegen seiner Tätigkeit in den Jahren des „Dritten Rei-
ches" andererseits. Wieder trat ein Dreierpräsidium (Ernst Friedländer, JosefMül-
ler, Dieter Roser) an die Spitze, bis im Oktober 1954 schließlich ein neuer Präsi-
dent auf dem VII. Kongreß der Europa-Union in Hannover gewählt wurde, aller-
dings nur mit einer knappen Mehrheit der abgegebenen Stimmen: Ernst Friedlän-
der
-

ein Remigrant, der die Jahre des „Dritten Reiches" in der Schweiz verbracht
hatte und mittlerweile zu den profiliertesten Journalisten der Bundesrepublik ge-
hörte.143 Friedländer zur Seite stand Friedrich Carl von Oppenheim, ohne den die
Sanierung der Europa-Union in den Jahren 1953/54 sicherlich gescheitert wäre.144
Der Kölner Bankier war bereits 1949 zum Präsidenten des Kreisverbandes der
Europa-Union in Köln gewählt worden und hatte als Mitglied der Finanzkom-
mission schon bald auch an der Arbeit des Bundesverbandes Anteil genommen. In
der finanziell desaströsen Lage der Europa-Union 1953 erwiesen sich Oppen-
heims Beziehungen zu Wirtschafts- und Finanzkreisen der Bundesrepublik und
seine Bereitschaft, diese zugunsten der Europa-Union einzusetzen, als entschei-
dend. Zuerst einmal ging er daran, die Verschuldung von ca. 70000,- DM abzutra-
gen, nicht zuletzt wohl auch durch Spenden seines eigenen Bankhauses. Im Mai

Paul Leverkuehn, geb. am 31.7. 1893, war als Rechtsanwalt und Sonderbeauftragter des
Auswärtigen Amts im „Dritten Reich" tätig, nach dem Krieg verteidigte er 1948/49 die
Angeklagten im OKW- undMansteinprozeß. Seit 1953 war er für die CDU MdB. Zu Jo-sef Müller vgl. Teil II, Kap. 1.2, FN 37, zu Ernst Friedländer Teil II, Kap. I.2., FN 42.
Koppe, Das grüne E, S. 71.
Leverkuehn schlug als seinen Nachfolger Kurt-Georg Kiesinger vor, der allerdings vonanderen Präsidialmitgliedern als zu parteinah abgelehnt wurde. Vgl. Protokoll über die
Sitzung des engeren Präsidiums der EU, 29. 10. 1954, ADSD EU/87 und Sitzung des Ple-
nums des Kongresses, 29. 10. 1954, ADSD EU/88. Vgl. auch Koppe, Das grüne E, S. 73.
Seine Wahl nahm Friedländer trotz des schlechten Ergebnisses an: „Es fällt mir nicht ganzleicht, diese Wahl anzunehmen, denn [...] in diesem Verband handelt es sich einzig und
allein um das Vertrauen. Wenn ich mich schweren Herzens doch entschließe, diese Wahl
anzunehmen, dann nur deswegen, weil wir nicht ein Schauspiel nach außen zeigen kön-
nen und weil der Prozentsatz des Vertrauens, der heute fehlt, in Zukunft nachgeholt wer-den könnte." Sitzung des Plenums des Kongresses, 29. 10. 1954, ADSD EU/88. Bereits
unmittelbar nach dem Rücktritt Kogons hatte man Friedländer die Wahl zum Präsiden-
ten angeboten, damals jedoch lehnte er ab. Vgl. Protokoll der Plenarsitzung des VI. Jah-reskongresses, 2. 5. 1954, ADSD EU/88.
Friedländer und Oppenheim verband über die gemeinsame Arbeit in der Europa-Union(und aus ihr hervorgehend) hinaus eine persönliche Freundschaft. Vgl. z.B. die Briefe
Friedländers an Oppenheim vom 6.9. 1955 und 4. 10. 1956, OA Europa-Union bis
31. 12. 1956, wo es in ersterem heißt: „Du fehlst mir, durchaus nicht nur in der Sache, son-
dern von Mensch zu Mensch. Ich habe sonst im allgemeinen nicht mehr die Beweglich-keit, neue Freundschaften zu schließen. Und da ist Dein Auftauchen in meinem Dasein
eine beträchtliche Ausnahme. Das soll auch einmal ausgesprochen werden und geschieht
hiermit."
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1954 war die Europa-Union wieder schuldenfrei.145 Gleichzeitig startete er eine
massive Spendenwerbeaktion in der deutschen Industrie- und Finanzwelt, um das
materielle Überleben des Verbandes auch auf Dauer zu sichern. So gelang es ihm,
zwischen Mai 1954 und März 1955 rund 300000- DM an Spenden zu sammeln,
darüber hinaus lagen ihm „feste Zusagen von Freunden der EU für weitere Spen-
den vor, welche die Finanzierung bis zum Kongreß 1956 gesichert erscheinen las-
sen".146 Für die folgenden Jahre ist die Bedeutung der Beziehungen Oppenheims
für die Europa-Union kaum zu überschätzen. Als der Kölner Bankier beispiels-
weise im Herbst 1956 erkrankte, gingen prompt keinerlei industrielle Spenden für
den Kongreß der Europa-Union in Augsburg ein.147 Die zentrale Rolle Oppen-
heims im Verband führte fast logischerweise 1958 dazu, daß er die Nachfolge
Ernst Friedländers als Präsident der Europa-Union übernahm, als dieser aus ge-
sundheitlichen Gründen zurücktrat. Bis 1973 stand er als unangefochtener Präsi-
dent an der Spitze „seines" Europa-Verbands, danach wurde er ihr Ehrenpräsi-
dent bis zu seinem Tod 1978.
Die Mitte der fünfziger Jahre durch Oppenheim geknüpften Verbindungen zur

deutschen Industrie versuchte das neue Präsidium auch institutionell zu festigen.
So wandte man sich an den BDI, den wichtigsten industriellen Interessenverband
in der Bundesrepublik.148 Bereits unter Kogon hatte man versucht, in dieser Rich-
tung Kontakte zu schaffen, war allerdings erfolglos geblieben. Die Ausrichtung
der Europa-Union entsprach damals nicht den Vorstellungen, die der BDI mit der
europäischen Einigung verknüpfte.149 Doch schon im Oktober 1953, als sich der
Rückzug Kogons abzeichnete, verschickte der BDI einen Spendenaufruf zugun-
sten der Europa-Union und des Deutschen Rats der Europäischen Bewegung
(DRdEB). Dieser blieb allerdings erfolglos, solange Kogon nicht endgültig zu-
rückgetreten war.150 Nun jedoch trat Oppenheim gezielt an den Hauptgeschäfts-
führer des in Bonn ansässigen BDI,Wilhelm Beutler, heran und überzeugte ihn, in
die Europa-Union einzutreten. 1954 wurde Beutler auf demVII. Kongreß in Köln

145 Vgl. z.B. Brief Leverkuehn an Oppenheim, 31. 12. 1953, OA EU: Finanzkommission.
Vgl. Protokoll der Plenarsitzung des VI. Jahreskongresses, 2. 5. 1954, ADSD EU/88.

146 Finanzbericht Oppenheims auf der Sitzung des Hauptausschusses der EU, 5. 3. 1955, OA
EU: Protokolle. Oppenheim hatte mit persönlichen Briefen in Wirtschafts- und Finanz-
kreisen um Spenden für die Europa-Union geworben. Vgl. OAEU bis 31. 12.1956. Auch
die UEF wurde von Oppenheim finanziell unterstützt, vgl. Brief Oppenheim an York,
19. 1. 1954, OA EU: Graf York-Kogon.

147Vgl. die Notiz des Auswärtigen Amts: Abt. 2, Dr. Frowein, Vermerk, Reinkonzept, 24. 10.
1956, PAAA, Ref. 201 (IA1V44.

148 Zusammenfassend zur Rolle des BDI als wichtigstem industriellen Interessenverband in
der Bundesrepublik: Rhenisch, Europäische Integration und industrielles Interesse.

'49 Vgl. Aktenvermerk des Generalsekretärs des DRdEB (Focke), 23. 7. 1952. Brief Fockes
an Henle, 8. 11. 1952. Aktenvermerk des Generalsekretärs des DRdEB, 5. 12. 1952. Brief
Focke an Beutler, 5. 1. 21952. Brief Focke an Henle, 9. 12. 1952. Brief Focke an Henle,
18. 5. 1953 (alles BA N 1384/99) über Verhandlungen betreffs der Finanzierung des
DRdEB und der EU durch den BDI.

130 Diese Vorsichtsmaßnahmen deuten auch auf die Unsicherheit potentieller Spender ange-sichts der unklaren finanziellen Situation der Europa-Union. Brief Fritz Berg an Klöck-
ner, 15. 10. 1953, BA N 1384/246. ZurWeigerung, die Europa-Union unter Kogon zu un-terstützen, siehe: Brief Oppenheim an Kogon, 2. 12. 1953, OA EU: Graf York-Kogon.
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ins Präsidium gewählt; dessen Mitglied blieb er bis 1966, als er aus gesundheitli-
chen Gründen zurücktrat. Sein Nachfolger als Hauptgeschäftsführer beim BDI,
Helmuth Wagner, übernahm auch seine Position als Vizepräsident der Europa-
Union. Fortan richtete der BDI ein Konto ein, aufwelchem er Spenden zugunsten
der Europa-Union und des DRdEB sammelte, zu denen er industrielle Kreise
wiederholt aufrief. Dies kam auch den Interessen der Unternehmer entgegen, die
vorher offenbar immer wieder von unterschiedlichen Stellen aus den Reihen der
Europa-Verbände um Spenden gebeten worden waren und die Zentralisierung der
Spendenmöglichkeiten daher begrüßten.151 Damit war die finanzielle Zukunft der
Europa-Union gesichert. Sowohl der BDI wie auch eine der wichtigsten Privat-
banken der Bundesrepublik standen seit Mitte der fünfziger Jahre hinter dem Ver-
band. In der Geschichte der Europa-Bewegungen war dies ein absolutes Novum.
Sicherlich waren auch vorher Verbände von Unternehmen oder Banken unter-
stützt worden, in dem Versuch, diese für sich zu instrumentalisieren.152 Den Auf-
takt machte Richard Coudenhove-Kalergi, der Anfang der zwanziger Jahre für
seine Paneuropa-Union Gelder von dem Bankier Max Warburg erhielt.153 Doch
hatte es sich dabei immer um vereinzelte Aktionen gehandelt. Die deutsche Wirt-
schaft der Zwischenkriegszeit insgesamt hatte den Europaorganisationen mehr als
skeptisch gegenübergestanden, nicht zuletzt weil man das Ziel einer politischen
Zusammenarbeit oder gar Vereinigung als nicht im wirtschaftlichen Interesse ste-
hend betrachtete. Mitte der fünfziger Jahre begann sich diese Situation zu ändern.
Mit Friedrich Carl von Oppenheim war erstmalig ein Wirtschaftsvertreter an die
Spitze eines Europaverbandes getreten. Dies signalisierte das zunehmende Inter-
esse der westdeutschen Industrie und Finanzwelt am europäischen Integrations-
prozeß. Mit der Erkenntnis in Wirtschaftskreisen, daß die Integration auf jeden
Fall voranschreiten würde, wuchs, wie noch zu zeigen sein wird, der Wunsch, im
eigenen Sinne darauf Einfluß zu nehmen, auch mit Hilfe eines Europaverbandes.
Mit dieser finanziellen Verankerung in der Privatwirtschaft gingen allerdings

auch Versuche einher, die öffentliche Hand stärker als bisher in die Finanzierung
der Europa-Union miteinzubeziehen. Die frühen Protagonisten der Europa-
Union hatten Bedenken hinsichtlich einer über punktuelle Förderung hinausge-
henden Bindung an öffentliche Träger. Man befürchtete, auf diese Weise die eigene
Unabhängigkeit aufs Spiel zu setzen. Auch verband sich mit dem als „revolutio-

Für die Kreis- und Landesverbände der Europa-Union war diese Regelung eher ungün-
stig, gingen ihnen nun doch ursprünglich direkt an sie gezahlte Beträge verloren, die statt
dessen dem Bundesverband ausgezahlt wurden. Vgl. Brief Christa von der Marwitz
(stellv. Vorsitzende des LV Hessen) an Leverkuehn, 12. 1. 1954, OA Europa-Union Fi-
nanzkommission: „Durch die [...] getroffene zentralistische Regelung fallen fast alle
Spenden namhafter Firmen [...] in Hessen fort. Mit Recht berufen sich diese Firmen auf
das Rundschreiben des BDI [...]. Der LV Hessen sieht sich unter diesen Umständen nicht
in der Lage, in den nächsten 2-3 Monaten sein Sekretariat aktionsfähig durchzuführen
[...]." Vgl. auch den Brief Lüders an den KV Essen, 25. 9. 1956, und den Brief Oppen-
heims an den KV Landshut, 5. 6. 1956, OA Europa-Union bis 31. 12. 1956.
Dazu insgesamt: Frommelt, Paneuropa oder Mitteleuropa.
Nach Angaben Coudenhove-Kalergis spendete Warburg der Paneuropa-Union 60000
Reichsmark, vgl. ders., Kampf um Europa, S. 99. Vgl. auch: Lipgens, Europäische Eini-
gungsidee, S. 46-89 und S. 316-363.
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när" bezeichneten Konzept einer Einigung Europas aufgrund des Drucks von
„unten" und quasi gegen den Willen der Regierungen eine grundsätzliche, tief-
gehende Skepsis gegenüber den als „reaktionär" eingestuften Parlamenten und
öffentlichen Stellen. So hatte Paul Leverkuehn angesichts der Finanzkrise der Eu-
ropa-Union ausgerufen: „Eigentlich müßten wir jetzt Konkurs anmelden. Aber
wir wären schlechte Europäer, wenn wir nicht glauben würden, daß es nicht doch
noch einen Ausweg gibt. Werben! Aber nicht an die öffentliche Hand wenden.
Wenn wir es selbst nicht schaffen (ohne Regierung), dann müssen wir uns zur
Ruhe setzen."154 Den neuen Verantwortlichen war jedoch klar, daß man sich die
Unterstützungsmöglichkeiten durch die öffentliche Hand kaum entgehen lassen
konnte, wollte man finanziell auf einigermaßen festen Füßen stehen. So bemühte
sich die Europa-Union unter Friedländer und Oppenheim insbesondere um eine
dauerhafte Förderung durch das Auswärtige Amt.155 Dies wurzelte nicht zuletzt
in einer veränderten ideellen Position, welche die Rolle von Parlamenten und Re-
gierungen im europäischen Einigungsprozeß grundlegend anders beurteilte. Dar-
auf wird noch einzugehen sein.
Gleichzeitig machten Friedländer und Oppenheim eine Neuorganisation von

Generalsekretariat und Präsidium der Europa-Union zur Grundlage ihrer Ret-
tungsbemühungen. Das Generalsekretariat zog von Frankfurt (das für den in
Hessen ansässigen Kogon günstig gelegen gewesen war) nach Bonn. Damit war
man einerseits am Regierungssitz in unmittelbarer Nähe des politischen Entschei-
dungszentrums der Bundesrepublik angesiedelt. Andererseits spiegelte die Nach-
barschaft zu Köln die Bedeutung, die der Landesverband Nordrhein-Westfalen
und der Kreisverband Köln, allen voran sein Präsident Oppenheim, nun für die
Europa-Union hatten. Damit einhergehend legte die neue Spitze mehr Wert auf
eine größere Öffentlichkeitswirksamkeit des Präsidiums, aber auch auf eine bes-
sere Verankerung in Politik und Wirtschaft der Republik. Denn einerseits konn-
ten bekanntere Persönlichkeiten als „ideelle Multiplikatoren" dienen, andererseits
würden „diese Kreise [..] auch genügend Personen ansprechen können, denen es

möglich ist, die notwendigen Mittel aufzubringen".156 1954 berief man ein erwei-
tertes Präsidium, dem nun mit Hermann Josef Abs, Heinrich Deist, Ulrich Ha-
berland, Günter Henle, Heinrich Kost, Albert Schäfer und Rudolf Zorn ganz
unterschiedliche, durchgängig aber in ihren Bereichen einflußreiche Vertreter vor
allem aus der Industrie angehörten. Auch die SPD war (neben Deist und Zorn)durch Wilhelm Kaisen und Max Brauer mit ihrem „pragmatischen" Flügel wiederin der Europa-Union vertreten. Als Bürgermeister von Bremen und Hamburg
vertraten die beiden aber auch zwei klassische Handels- undWirtschaftsstandorte

154 Leverkuehn auf dem Jahreskongreß 1953, Protokoll, ADSD EU/2.
155 Brief des Generalsekretärs der EU, von Loe, an Hartlieb, Auswärtiges Amt, 18. 3. 1955,PAAA Abt. West 2, Ref. 201 (IA l)/44. Nicht zuletzt hoffte man, „daß eine Zusammen-

arbeit [...] mit dem Auswärtigen Amt nützlicher als eine Zusammenarbeit mit der Bun-deszentrale [sei], da das Auswärtige Amt allem Anschein nach einen wesentlich höheren
Prozentsatz der in Frage kommenden Mittel trägt als die Bundeszentrale". Vgl. Aktenno-tiz Schmitz, Generalsekretariat EU, über Besprechung mit Konsul Nauper, AuswärtigesAmt, 12. 4. 1955, ADSD EU/109.

156 Oppenheim an Kogon, 8. 10. 1953, OA EU Präsidium: Graf York-Kogon.
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im erweiterten Präsidium der Europa-Union. Der DGB schließlich war durch
Ludwig Rosenberg repräsentiert.

Industrielle Interessen in der Europa-Union
Über Friedrich Carl von Oppenheim, über das PräsidialmitgliedWilhelm Beutler
vom BDI und über die industriellen Mitglieder im erweiterten Präsidium gelang-
ten nun, ganz im Gegensatz zu den früheren Jahren, massive industrielle Interes-
sen in die Europa-Union. So ist zu fragen, was sich Industrie und Banken, allen
voran der schwerindustriell dominierte BDI, von einer Mitarbeit in und einer Un-
terstützung der Europa-Union versprachen.
Der BDI, 1950 aus dem „Ausschuß für Wirtschaftsfragen industrieller Ver-

bände" hervorgegangen, stellte den wichtigsten industriellen Interessenverband
der Bundesrepublik dar. Bis in die sechziger Jahre hinein war der BDI das politi-
sche Sprachrohr der Schwerindustrie: Er fungierte als ihr „Bauchredner".157 Der
Verband verstand es, seine Interessen gegenüber Politik und Öffentlichkeit wir-
kungsvoll zu vertreten, in den Jahren der „Ära Adenauer" nicht zuletzt wegen sei-
ner guten Kontakte zum Kanzler. Dabei fand die „politische Willensbildung" des
BDI aufgrund einer straffen Hierarchie überwiegend zwischen Hauptgeschäfts-
führung, Präsidium und Präsidenten statt. Das langjährige Präsidiumsmitglied der
Europa-Union, der Hauptgeschäftsführer des BDI Wilhelm Beutler stand also im
Zentrum des industriellen Interessenverbandes. Insbesondere über ihn flössen
Positionen und Interessen des BDI in die Europa-Union hinein.
Die westdeutsche Schwerindustrie, das ist bereits angeklungen, war in den er-

sten beiden Nachkriegsjahren vollständig auf die Bewahrung der über das Kriegs-
ende hinaus geretteten Substanz vor den alliierten Demontage-, Reparations- und
Entflechtungsmaßnahmen konzentriert.158 Die Rekonstruktion der Stahlindu-
strie schien vorerst allein im nationalen Rahmen möglich, Integration, in welcher
Form auch immer, stand nicht zur Debatte. So hielten sich westdeutsche Unter-
nehmer gegenüber allen europäischen Plänen weitgehend zurück, auch um bei
den Besatzungsmächten und im Ausland nicht unliebsame Erinnerungen an das
„deutsche Europa" des Zweiten Weltkrieges zu wecken.159 Erst mit dem einset-
zenden Wandel in der alliierten Deutschland- und Ruhrpolitik rückte „Europa"
(bzw. sein Westen) langsam wieder in den Blick westdeutscher Montanunterneh-
mer. Der Marshall-Plan bildete die entscheidende Zäsur. Von nun an erhielten die
nationalen Rekonstruktionspläne eine neue Dimension: „Der westdeutschen Ei-
sen- und Stahlindustrie und ihrem Verband kam die westeuropäische Perspektivesehr gelegen, bot sich doch nun die Chance, .nationale' oder firmenspezifische In-

Rhenisch, Europäische Integration und industrielles Interesse, S. 45. Vgl. zum BDI insge-
samt: Berghahn, Unternehmer und Politik in der Bundesrepublik. Bührer, Der Bundes-
verband der Deutschen Industrie und die Außenpolitik. Ohneis, Wandel in der Ziel-
setzung der Deutschen Unternehmerverbände. Raithel, Wirtschaft und Außenpolitik.Tudyka, Gesellschaftliche Interessen und auswärtige Beziehungen.
Warner, Allied-German Negotiations on the Déconcentration. Dies., Steel and Sovereig-nity.
Bührer, Ruhrstahl und Europa, S. 67.
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teressen .europäisch' zu legitimieren."160 „Europa" bot der westdeutschen Indu-
strie die Möglichkeit, die Forderung nach deutscher Gleichberechtigung in die
Realität umsetzen zu können und die wirtschaftlichen Beschränkungen, die durch
Niederlage und Besatzung entstanden waren, zu überwinden. Kontakte konnten
nun, nach zwei Jahren der beinahe vollständigen Abschottung, in den Institutio-
nen der OEEC, später auch in der Internationalen Ruhrbehörde, gepflegt werden.
Ende 1947 kam es zur Wiederaufnahme privatwirtschaftlicher Kontakte zwi-

schen westdeutschen und französischen Unternehmern mit dem Ziel, die deutsche
Rückkehr auf den europäischen Markt vorzubereiten. Auf deutscher wie franzö-
sischer Seite wuchs das Interesse daran, „vor und eventuell auch gegen Vereinba-
rungen auf politischer Ebene zu Abmachungen zu gelangen". Dabei erschien „die
partnerschaftliche Kooperation mit dem Nachbarn im Westen [...] plötzlich als
pure Selbstverständlichkeit, widernatürlich unterbrochen nur durch politische
Konjunkturen und Eingriffe".161 Man griff gezielt auf bestehende Kontakte zu-
rück und orientierte sich auch inhaltlich an Erfahrungen der Zwischenkriegszeit.
So tauchten Pläne einer europäischen Montanholding aus den zwanziger Jahren
wieder aus der Versenkung auf, ebenso wie die Gründung eines internationalen
Stahlkartells, in Anlehnung an die IRG der Zwischenkriegszeit diskutiert
wurde.162 Bald jedoch war klar, daß angesichts der grundsätzlich ablehnenden
Haltung, mit der die Amerikaner marktbeschränkenden Absprachen gegenüber-
standen, die Rekonstruktion von Kartellen in einer der Zwischenkriegszeit ähnli-
chen Form sowohl im nationalen wie auch im internationalen Rahmen unmöglich
sein würde. In Anbetracht der eigenen Stellung gegenüber den Alliierten, unter
ihnen vor allem der Hegemonialmacht USA, konnte es nur darum gehen, sich in
kompromißbereiter Form weitgehend in den vorgegebenen Rahmen einzuglie-
dern und die eigenen Interessen auf veränderte Weise zu verfolgen. Zwar liebäu-
gelten deutsche Unternehmer weiterhin mit Kartellen, doch ging es bald darum,
neue Integrationsformen zu finden, welche die alten Kartelle ablösen, gleichzeitig
aber dem Staat möglichst wenig Einfluß einräumen sollten. Mögliche Absprachen
unter den Montanindustrien Westeuropas sollten ausschließlich privatwirtschaft-
lichen Charakter tragen. In klarer Kontinuität zu den Jahren vor dem Zweiten
Weltkrieg war „europäische wirtschaftliche Integration, wie sie vom größten Teil
des deutschen Unternehmertums gewünscht wurde, [...] kaum mehr als eine
staatliche Handels- und Zollpolitik, die den erleichterten Zugang zu internationa-
len Märkten ermöglichen sollte, verbunden mit einer verstärkten internationalen
Zusammenarbeit auf privatwirtschaftlicher Ebene. Mit der Erleichterung des Zu-
gangs zu den europäischenMärkten hoffte man zugleich, die Märkte aufteilen und
organisieren zu können und zwar mit den traditionellen Mitteln industrieller
Machtpolitik in Deutschland."163

160 Ebenda, S. 218.
161 Bührer, Die französische Ruhrpolitik und das Comeback der westdeutschen Schwer-

industriellen, S. 35 und S. 38.
162 Bührer, Ruhrstahl und Europa, S. 93 und S. 162.
163 Rhenisch, Europäische Integration und industrielles Interesse, S. 77.
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Angesichts dieser Überzeugung nahmen westdeutsche Industrielle und ihre
Interessenvertretung die Anfänge der europäischen Integration im Rahmen des
Schuman-Plans und der EGKS mit durchaus gemischten Gefühlen wahr. Den
Schuman-Plan beurteilte man anfangs überaus positiv als „Silberstreif am Hori-
zont", als Chance, einerseits der Gleichberechtigung näher zu kommen und ande-
rerseits Produktionsbeschränkungen sowie Demontagen zu entkommen.164 Als
sich herausstellte, daß der Schuman-Plan keineswegs einen ausschließlich privat-
wirtschaftlich organisierten Kohle- und Stahlmarkt implizierte, sank die Begeiste-
rung auf Seiten der westdeutschen Montanindustrie. Zwar versuchte man noch auf
die Ausgestaltung der EGKS in verschiedenen Gremien und Ausschüssen Einfluß
zu nehmen, letztlich konnten sich die Unternehmer mit ihren Vorstellungen je-
doch nicht durchsetzen. Vor allem die Hohe Behörde in Kombination mit den
Antikartellbestimmungen zog Kritik auf sich. Im Vergleich zu ihr sah man in der
OEEC das wirksamere Instrument wirtschaftspolitischer Integration, nicht nur
weil sie einen größeren geographischen Raum umfaßte, sondern vor allem, weil sie
„ohne supranationale Befugnisse, allein durch die Zustimmung ihrer Mitglieder",
auskam.165
Dennoch war sich der BDI darüber im klaren, daß die Montanunions-Verhand-

lungen nicht an deutschem Widerstand scheitern durften. Diese Überlegung war
weniger von wirtschaftlichen als von politischen Überzeugungen getragen, wel-
che eine Unterstützung der Adenauerschen Westintegrationspolitik als einzig
gangbaren Weg ansahen, egal ob man mit einzelnen wirtschaftlichen Bestimmun-
gen einer europäischen und atlantischen Integration nun zufrieden war oder nicht.
So bewegte sich der BDI, vor allem sein Präsident Fritz Berg und die Geschäfts-
führung unter Beutler, seit seiner Gründung weitgehend auf der Linie der Regie-
rung Adenauer. Die Verbandsspitze begriff den wirtschaftlichen Wiederaufbau im
Rahmen Westeuropas als Teil der Außenpolitik der Bundesregierung, und ebenso
wie diese verfolgte man damit das Ziel „Gleichberechtigung" bzw. „Souveräni-
tät".166 Die Industrie, so formulierte es Fritz Berg 1953, war fest eingebunden „in
die Verteidigungsfront der freien Länder des Westens gegen den kommunistischen
Andrang aus dem Osten".167 Bald stellte sich jedoch heraus, daß diese „Verteidi-
gungsfront" durchaus auch im wirtschaftlichen Interesse lag, ermöglichte sie doch
den Wiederaufstieg der deutschen Wirtschaft in einem erstaunlichen Tempo.
Bei aller politisch bedingten Zustimmung zur EGKS jedoch sprach sich der

BDI bereits im März 1952 deutlich gegen die Fortsetzung der Einigung durch das

Der „Silberstreif am Horizont" im Industriekurier vom 11.5. 1950, zitiert nach Rhe-
nisch, Europäische Integration und industrielles Interesse, S. 71. Zum folgenden vgl.ebenda, S. 70-87. Zum Schuman-Plan vgl. u.a. die Aufsätze in: Schwabe (Hg.), Die An-fänge des Schuman-Plans. Bührer, Ruhrstahl und Europa. Gillingham, Coal, Steel and the
Rebirth of Europe. Maier/Bischof (Hg.), The Marshall-Plan und Germany. Schröder,
Marshall-Plan.
BDI-Jahresbericht 1954/55, S. 18, zitiert nach Bührer, Der BDI und die Außenpolitik derBundesrepublik, S. 247.
Bührer, Der BDI und die Außenpolitik der Bundesrepublik, S. 243. Vgl. zum folgendenebenda, S. 241-261.
Zitiert nach: ebenda, S. 244.
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Teilintegrationsmuster aus. Statt dessen wünschte man sich eine, wie es im BDI-
Jahresbericht 1952/53 hieß, „entschlossene Fortsetzung der Liberalisierung und
allmählichen Abbau der Zollsätze" sowie damit einhergehend eine Koordination
der nationalen Währungs-, Finanz- und Kreditpolitik.168 Im Anschluß bemühte
sich der BDI, vor allem im Umfeld der Überlegungen zu einer Europäischen Po-
litischen Gemeinschaft und zur EVG, mit ganz unterschiedlichen Mitteln stärke-
ren Einfluß auf den Gang der Verhandlungen zu nehmen, ja sich grundsätzlich
stärker in die Europa-Politik und -Debatte einzuschalten.
In diesem Zusammenhang ist auch die Entscheidung zu sehen, die Europa-

Union finanziell zu unterstützen sowie mit Wilhelm Beutler den eigenen Haupt-
geschäftsführer in die Verbandsspitze zu entsenden. Während der BDI 1952 noch
gezögert hatte, den Deutschen Rat der Europäischen Bewegung und die Europa-
Union zu bezuschussen, kam im Herbst 1953 ein Spendenaufruf zustande. Darin
hieß es: „Die Einigung Europas [...] kann nur durch die Wirtschaft vorwärts ge-
trieben werden. Das Problem der Teilunionen, die wirtschaftlichen Bestimmun-
gen des europäischen Verfassungsentwurfes, der holländische Plan einer europäi-
schen Zollunion oder der Straßburgplan für eine gemeinsame europäische Arbeit
in den überseeischen Gebieten sind Beispiele dafür, welche Fragen von größter
wirtschaftlicher Tragweite heute zur Debatte stehen. [...] Ihre Lösung in einem
Sinne, der unseren Belangen gerecht wird, erfordert eine enge Zusammenarbeit
der Industrie mit den in der Europaarbeit innerhalb der Bundesrepublik führen-
den Organisationen."169 Angesichts der tendenziellen Unzufriedenheit mit den
bisherigen Integrationsschritten hielt es der BDI also für angebracht, nicht nur
mit den zuständigen Regierungs- und Verwaltungsstellen in Kontakt zu stehen,
sondern auch indirekt über eine Organisation wie die Europa-Union Einfluß auf
Politik und Öffentlichkeit zu nehmen. Auf diese Weise wollte man die eigenen
Europakonzepte verbreiten, in der Hoffnung, auf diesem Wege den industriellen
Interessen mehr Rückhalt zu verschaffen.
Das Scheitern der EVG beurteilte die BDI-Spitze verhältnismäßig positiv. Vom

Beginn der Diskussion um einen auch in den Augen des Verbandes unerläßlichen
deutschen Verteidigungsbeitrag hatte man einer Lösung im Rahmen der NATO
den Vorzug gegeben. Gleichzeitig sahen die Verantwortlichen im BDI mit dem
Ende des Verteidigungsprojekts auch das Ende der supranationalen Einigungsme-
thode gekommen.170 Folglich wandte man sich gegen jede Erweiterung der Mon-

168 Rhenisch, Europäische Integration und industrielles Interesse, S. 75 und S. 77. Rhenisch
zitiert Herman Josef Abs, Mitglied des erweiterten Präsidiums der Europa-Union, der im
März 1954 eine „vernichtende Bilanz" der EGKS zog: „Man sollte geradezu glauben, daß
der Zusammenschluß der Schumanplanländer nicht von diesen, sondern von anderen [...]
konkurrierenden eisenschaffenden Gebieten erfunden worden ist. [...] Die Hohe Be-
hörde [müsse sich] ebenso wie die nationalen Regierungen hüten, zu vieles in Paragra-phen und Bestimmungen fassen zu wollen. [...] Die Industrien und ihre Selbstverwal-
tungsorgane bedürfen gerade auch in wirtschaftlichen schwierigen Zeiten der Bewe-
gungsfreiheit. Dabei ist nicht jede persönliche Vereinbarung gleich ein fluchwürdiges
Kartell." Ebenda, S. 75.

169 Brief Fritz Berg an Günter Henle, 15. 10. 1953, BA N 1384/246.
170 Bührer, Der BDI und die Außenpolitik der Bundesrepublik, S. 251.
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tanunion auf andere Wirtschaftszweige wie etwa den Energiesektor. Ebensowenig
war die westdeutsche Industrie, allen voran der BDI, bereit, eine weitere Teilinte-
gration mit supranationalen Befugnissen zu akzeptieren.171 Statt dessen rückte
nun der Gemeinsame Markt ins Zentrum, von dem es hieß: „Die Schaffung eines
(gesamteuropäischen) Marktes ist primär Sache der Wirtschaft selbst, und inner-
halb der Wirtschaft liegen Verantwortung und Initiative bei den Unterneh-
mern."172 Ein europäischer Markt, so hoffte gerade die Stahlindustrie, würde der
Montanunion bzw. der Hohen Behörde ihre Bedeutung nehmen. Andere Bran-
chen versprachen sich von einem „kleineuropäischen" Markt Vorteile und Wachs-
tumsimpulse, auch wenn alle Beteiligten eine Ausweitung zu einer größeren Frei-
handelszone forderten.173 So unterstützte der BDI, trotz mancher Vorbehalte im
einzelnen, die Bundesregierung bei den Vorbereitungen zu den Verhandlungen
von Messina 1955.
Wir finden also im BDI seit Anfang der fünfziger Jahre eine Reihe von Grund-

positionen, die für den Einfluß auf die Europa-Union von Bedeutung sein sollten.
Der Industrieverband optierte für eine alternativlose politische Westintegration
und eine enge Anbindung an die USA. Nicht zuletzt aus Angst vor einem soziali-
stisch-planwirtschaftlichen System erfolgte diese bedingungslose Anbindung des
BDI an den „Westen", der allein der deutschen Industrie nach dem Ende des
Zweiten Weltkrieges Hoffnung auf Wiederaufstieg im Rahmen einer kapitali-
stisch-marktwirtschaftlichen Grundordnung bieten konnte. Die eindeutige und in
den fünfziger Jahren nicht in Frage gestellte Unterstützung der Außenpolitik der
Regierung Adenauer durch den BDI hat hier ihre Wurzeln. Gleichwohl stand man
einzelnen Elementen der westeuropäischen Integrationspolitik skeptisch gegen-
über. Zwar sah die BDI-Spitze eine wirtschaftliche Integration (in Form eines
gemeinsamen Marktes) als unerläßlich an, dennoch lehnte sie supranationale Ele-
mente für den wirtschaftlichen Bereich und damit auch für den politischen Be-
reich grundsätzlich ab. Man war und blieb der Überzeugung, daß die Wirtschaft
sich „ungestört" von supranationaler „Einmischung" verwaltungstechnischer
oder politischer Art am besten würde entfalten können, auch im europäischen
Kontext.
Wilhelm Beutler, und damit der BDI, übernahm als Mitglied des engeren Präsi-

diums der Europa-Union von allen in dem Europa-Verband engagierten Indu-
striellen die bei weitem einflußreichste Rolle. Die oben skizzierten Positionen,
etwa die Bejahung derWestintegration aus politischen wie wirtschaftlichen Grün-
den, unterstützten aber auch die im erweiterten Präsidium des Verbandes vertre-
tenen Unternehmer und Industriellen. Vor allem Günter Henle fiel in den ersten
Nachkriegsjahren eine „aktive Rolle bei der Formulierung und Vereinheitlichung
der Vorstellungen und Konzepte" einer über tagespolitische Zusammenhänge

Rhenisch, Europäische Integration und industrielles Interesse, S. 84.
Anmerkungen für eine Stellungnahme deutscher Unternehmer zu einer französischen
Denkschrift vom 10. 4. 1954, zitiert nach ebenda, S. 79.
Rhenisch, Europäische Integration und industrielles Interesse, S. 186-196, spricht sogar
von einer „Europaeuphorie bei der deutschen Industrie", S. 196. Vgl. zu den Freihandels-
zonen-Verhandlungen: Brenke, Europakonzeptionen im Widerstreit.
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hinausgehenden deutsch-französischen Verständigung und europäischen Integra-
tion im Spannungsfeld von französischen Sicherheitsinteressen und deutschen
„Gleichberechtigungs"-Forderungen zu.174 Henle, als Abgeordneter der CDU im
Wirtschaftsrat und im ersten Bundestag vertreten, war an beinahe allen wirtschaft-
lichen Integrationsschritten der frühen Nachkriegsjahre, die von einer ersten
Kontaktaufnahme bis zur Montanunion reichten, in irgendeiner Form beteiligt.
Häufig zog Adenauer ihn als Berater heran. Henle plädierte

-

zumindest in der
Öffentlichkeit

-

schon früh für eine „Umformung" der „Rezepte der Vergangen-
heit", eine „Überwindung des überholten Autarkiedenkens" und setzte vor allem
auf eine umfassende deutsch-französische Verständigung.175 Dabei spielte ganz
offensichtlich ein starker Antikommunismus und die Angst vor einem sozialisti-
schen Gesellschaftssystem für jenen Fall, daß die westlichen Besatzungszonen
bzw. die Bundesrepublik ihre „Freiheit" nicht würden verteidigen können, eine
entscheidende Rolle.
Vehement setzte sich Henle für eine wirtschaftliche und auch politische Eini-

gung Europas ein. Dabei war er der Meinung, „daß es richtiger ist, Europa von
unten her durch die Schaffung einer echten Interessengemeinschaft auf einem
Hauptgebiet des Wirtschaftslebens auszubauen, als von oben her diese Einheit
durch den Beschluß einer Art europäischer Gesamtverfassung den Völkern
gleichsam aufzuzwingen".176 An dieser Äußerung wird deutlich, warum die Eu-
ropa-Union in ihren ersten Jahren, als sie „revolutionär" für eine europäische
Konstituante eintrat, in den Reihen der deutschen Wirtschaft kaum mit Unter-
stützung rechnen konnte. Die westdeutsche Industrie stand, bei aller Überzeu-
gung, daß die Einbindung der Bundesrepublik in eine westeuropäische Gemein-schaft politisch unerläßlich sei, supranationalen Elementen mehr als skeptisch ge-genüber. Die nationalen Interessen standen im Vordergrund, und deren Realisie-
rung schien auf der Basis nationaler Souveränität am besten gewährleistet. ImFalle der Bundesrepublik diente die Einigung eben nicht zuletzt dazu, die Souve-
ränität wiederzuerlangen. Dieses Zusammenhangs war sich auch Henle bewußt,
wenn er beispielsweise forderte, „daß der Zusammenschluß der europäischenVölker zu einer europäischen Gemeinschaft keine .abdication nationale' invol-
viert, sondern im Gegenteil dem wohlverstandenen Eigeninteresse und Selbst-
erhaltungswillen der europäischen Völker dient".177

Vgl. zur Rolle Henles: Bührer, Ruhrstahl und Europa, S. 126-137, hier S. 126.
Günter Henle in seinem Vortrag „Deutsche Volkswirtschaft im europäischen Verband"
am 7. 12. 1949, zitiert nachWilkens, Verständigung vonWirtschaft zu Wirtschaft, S. 189-223, hier S. 206. Die „Überwindung des Autarkiedenkens" in einem Kommentar zumSchuman-Plan vom 10. 5. 1950, zitiert nach Bührer, Ruhrstahl und Europa, S. 171.Henle, Günter: Der Schumanplan vor seiner Verwirklichung. Essen 1951. Zitiert nach
Nehring, Interessen und Integrationserfahrungen, S. 143.Brief Henle an Friedländer, 13. 3. 1954., BA N 1384/112. Ernst Friedländer übrigens ant-
wortete auf diesen Brief zurückhaltend. Für ihn stand außer Frage, „daß die Integrationmit der alten Konzeption des Nationalstaates um so weniger unter einen Hut zu bringenist, je mehr die Integration fortschreitet. [...] Jeder Schritt auf dem Wege der Integrationbedeutet auf die eine oder andere Weise einen Souveränitätsverzicht. Das gilt für dieMontanunion, für die EVG und erst recht für die Europäische politische Gemeinschaft.Das entscheidend Wichtige scheint mir zu sein, daß nicht die im überlieferten Sinne na-
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Aber auch weitere spätere industrielle Präsidialmitglieder der Europa-Union
finden wir im Umfeld der frühen privatwirtschaftlichen Kontakte. Heinrich Kost
etwa war Präsident der im April 1949 gegründeten „Deutschen Vereinigung zur
Förderung der Wirtschaftsbeziehungen mit Frankreich" (DEFRA).178 Ludwig
Rosenberg nahm als Gewerkschaftsvertreter im April 1948 an einer Wirtschafts-
konferenz der europäischen Verbände in London teil.179 Auch dem „Wissen-
schaftlich-technischen Ausschuß", den die Bundesregierung im Umfeld der Schu-
man-Plan-Konferenz ins Leben rief, gehörten mit Heinrich Kost, Günter Henle,
Heinrich Deist (und dem in engem Kontakt zu Friedrich Carl von Oppenheim
stehenden Robert Pferdmenges) eine ganz Reihe von Mitgliedern des erweiterten
Präsidiums der Europa-Union an. So versammelten sich in den Reihen der Eu-
ropa-Union Industrielle und Wirtschaftsfachleute, die sich seit den ersten Nach-
kriegsjahren für eine europäische Verständigung und eine deutsch-französische
Aussöhnung eingesetzt hatten. Ihr Engagement war nicht zuletzt von wirtschaft-
lichen Interessen bestimmt und schloß damit an die Jahrzehnte alten Bemühungen
westdeutscher Industrieller an, mit dem Nachbarn im Westen Verhältnisse zu

schaffen, die ein wirtschaftliches Prosperieren möglichst ungestört ermöglichen
würde.
Die frühe Ausrichtung der im Präsidium der Europa-Union mitarbeitenden

Industriellen auf eine europäische Integration, die wirtschaftlichen Vorstellungen
entsprach, war indes in den ersten Nachkriegs jähren durchaus nicht typisch für
die gesamte westdeutsche Unternehmerschaft. In der Europa-Union war eine
Gruppe von Protagonisten vertreten, die sich der Bedeutung dieser Westorientie-
rung frühzeitig bewußt waren und ihr erhebliches Gewicht zumaßen. Dies wie-
derum führte dazu, daß der in der Europa-Union verbundene Kreis keineswegs
zufällig und einmalig in dieser Konstellation zusammengefunden hatte. Vielmehr
fällt eine deutliche Überschneidung etwa mit dem „Gründungskreis" der Deut-
schen Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) auf, die just zu dem Zeitpunkt
ins Leben gerufen wurde, als auch der industrielle Einfluß auf die Europa-Union
konkretere Formen annahm: Seit 1953/54 hatte sich Günter Henle, in enger Zu-
sammenarbeit mit Wilhelm Beutler und Friedrich Carl von Oppenheim, um die
Gründung eines überparteilichen außenpolitischen Instituts bemüht.180 Mit Ernst
Friedländer, Heinrich Kost, Hermann Josef Abs, Ludwig Rosenberg und Ulrich
Haberland waren sowohl der Präsident der Europa-Union wie auch ein Großteil
der übrigen Mitglieder ihres erweiterten Präsidiums von 1954 in der DGAP ver-

treten. Auch in den späteren Jahren sollte die personelle Übereinstimmung in den
Doppelmitgliedschaften etwa Arnold Bergsträssers oder Kurt Birrenbachs fortbe-

tionalstaatlichen, wohl aber die richtig verstandenen nationalen Interessen der europäi-schen Völker nur dann gewahrt bleiben können, wenn ein europäischer Zusammen-schluß unter gewissen Souveränitätsverzichten erfolgt." Brief Friedländer an Henle,
26. 3. 1954, BA N 1384/112. Vgl. auch: Milward, The European Rescue of the Nation-
State.

178 Bührer, Die französische Ruhrpolitik und das Comeback der westdeutschen Schwer-
industriellen, S. 34/35. Vgl. auch ders.: Wegbereiter der Verständigung, S. 79.

179 Bührer, Ruhrstahl und Europa, S. 160.
180 Vgl. Eisermann, Außenpolitik und Strategiediskussion, S. 62-81.
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stehen. Ernst Günther Focke, der Generalsekretär des DRdEB, übernahm im
April 1956 die Geschäftsführung der DGAP, und vorübergehend war er auch Se-
kretär der Europa-Union.
Wir können in den genannten Mitgliedern der Europa-Union eine kleine Grup-

pierung von Vertretern der Wirtschaftselite ausmachen, die mit derWiedereinglie-
derung Deutschlands in dieWeltwirtschaft, darüber hinaus aber auch in die Welt-
politik, massives Interesse daran hatte, die eigenen außen- und außenwirtschafts-
politischen Vorstellungen in Politik und Gesellschaft einzubringen und umzuset-
zen
-

und zwar nicht zuletzt über gezielte Instituts- und Organisationsgründun-
gen. Dabei knüpften die Positionen der Unternehmer in vielem bruchlos an jene
der Jahre vor 1945 an - die ideelle Kontinuität, in der das Engagement in der Eu-
ropa-Union stand, ist unübersehbar, vor allem in dem Interesse an privatwirt-
schaftlichen Kontakten nach Westeuropa, in der Ablehnung supranationaler
Strukturen, in dem Bemühen, der Politik in wirtschaftlichen Fragen möglichst
keinen Spielraum zu geben, in der Ablehnung jeder nationalen oder europäischen
Abschottung. Doch etwas hatte sich gegenüber den zwanziger, dreißiger und vier-
ziger Jahren geändert. Es trat in Unternehmerkreisen die Überzeugung hinzu, daß
die für einen wirtschaftlichen Aufschwung notwendigen stabilen politischen Ver-
hältnisse allein mit Hilfe der Adenauerschen Westintegrationspolitik zu erreichen
seien. Und so unterstützte man erstmalig einen politischen Integrationsprozeß,
auch wenn er in manchem wirtschaftlichen Interessen zuwider zu laufen schien.
Das Engagement in der Europa-Union zeigt überdies, daß man nun, stärker als
jemals zuvor, bemüht war, die eigenen Positionen in der Öffentlichkeit zu ver-
deutlichen. Auch dies war neu. War in Kaiserreich und Zwischenkriegszeit bei-
nahe ausschließlich die Politik Ansprechpartner der deutschen Industrie gewesen,
wenn es darum ging, die eigenen Interessen zu vertreten, so hatte man nun er-

kannt, daß ohne Zustimmung der öffentlichen Meinung in Zukunft kaum etwas
zu erreichen sein würde.

„ Westernisierer"?
Nun stellt sich aber die Frage, ob ein Europa-Verband, der in solchem Maße von
wirtschaftlichen Interessen dominiert war, attraktiv sein konnte für jene Gruppe
von Remigranten, denen es um die „Verwestlichung" der deutschen Gesellschaft
und die Schaffung einer gemeinsamen konsensliberalen Wertegemeinschaft inner-halb des atlantischen Bündnisses ging. Damit ist die Bedeutung der „Westernisie-
rung" für die Europa-Union seit Mitte der fünfziger Jahre angesprochen. DerProzeß der „Westernisierung" wurzelte in den ursprünglich von den USA ausge-henden Bemühungen, die Westdeutschen auch ideell dauerhaft in den „Westen"
einzubauen und damit das Bündnissystem zu stärken. Neben der politischen, mi-
litärischen und wirtschaftlichen Verflechtung des atlantischen Systems, wie sie seit
dem Ende der vierziger Jahre entstand, maßen die Amerikaner auch der ideologi-schen Ebene große Bedeutung bei, um die unterschiedlichen nationalen „wirt-
schaftlichen, politischen und gesellschaftlichen Ordnungen samt der ihnen zu-
grundeliegenden ideellen Systeme" kompatibel zu machen. Dazu diente der Kon-
sensliberalismus, die „in sich geschlossene ideologische Alternative zu den Totali-
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tarismen des 20. Jahrhunderts".181 Auf diese Weise, so hofften jedenfalls die „We-
sternisierer", würde eine in der Systemrivalität des Ost-West-Konfliktes als uner-
läßlich erachtete geschlossene ideologische Front gegenüber dem Kommunismus
entstehen. Die Adaption des amerikanisch inspirierten „Konsensliberalismus"
unter Einbeziehung nationaler Traditionen bedeutete innenpolitisch die allge-
meine Akzeptanz einer liberal-demokratisch-pluralistischen Ordnung und die
Verständigung unterschiedlicher politischer und gesellschaftlicher Gruppen über
gemeinsame Wert- und Ordnungsvorstellungen als Grundlage des Gemeinwe-
sens. Indem die freiheitliche Grundordnung von keiner gesellschaftlichen Gruppe
mehr in Frage gestellt würde, entstünden stabile und fest im westlichen System
verankerte Gesellschaften, in denen Zustände wie etwa in der Endphase der Wei-
marer Republik undenkbar waren. Dieses Ziel verband die Amerikaner mit einer
Gruppe von Deutschen, in unserem Fall Hans-Albert Kluthe, Ludwig Rosenberg,
aber auch Max Brauer oder Ernst Friedländer, die aus unterschiedlichen biogra-
phischen Erfahrungen heraus in einem „westlichen" Deutschland den einzig zu-
künftig gangbaren Weg für die Nation sahen.
Die Amerikaner förderten, meist mit verdeckten Geldern der CIA, gezielt un-

terschiedliche Gruppen und Zirkel deutscher Intellektueller, von denen sie sich
eine nach eigenem Verständnis positive Wirkung auf die deutsche Öffentlichkeit
versprachen. Dazu gehörte etwa der „Kongreß für kulturelle Freiheit", der Reprä-
sentanten der westeuropäischen Linken versammelte und von 1950 bis in die 60er
Jahre auch in der Bundesrepublik (nicht zuletzt durch die Zeitschrift Der Monat)
im konsensliberalen Sinne wirkte.182 Keinesfalls war es so, daß jene Protagonisten,
die sich im Umfeld amerikanischer Westernisierungsbestrebungen befanden, als
„Agenten", gewissermaßen „gelenkt" durch die Amerikaner, arbeiteten. Vielmehr
waren sie sich, erstens, der von den Amerikanern intendierten weitergehenden
Aufgaben im Kontext des „ideellen Wertetransfers" nicht bewußt; zweitens
mußte „kaum einer von ihnen [...] zur liberalen Demokratie bekehrt werden".183
Sie hatten, je individuell aufgrund ihrer Erfahrungen in den Jahren des „Dritten
Reiches" und des ZweitenWeltkrieges zu antitotalitären, westlich-liberalen Über-
zeugungen gefunden. Und sie waren gewillt, diesen Werten in Westdeutschland
zum Durchbruch zu verhelfen: um den Herausforderungen des Kalten Krieges
standhalten zu können, aber auch um erneuter deutscher Aggression vorzubeu-
gen.
Teil dieser Lösung der „deutschen Frage" war auch für die Amerikaner

-

ganz
im Sinne des „double containment"

-

die europäische Einigung.184 Und so geriet
die Europa-Union (wie die gesamte europäische Bewegung) schon früh in den
Bannkreis von Westernisierungsbemühungen. Bereits in den späten vierziger Jah-
ren, als „Europa" auch in amerikanischen Kreisen noch als „Dritte Kraft" gedacht

1 Doering-Manteuffel, Wie westlich sind die Deutschen, S. 75.
2 Zum CCF vgl. Hochgeschwender, Freiheit in der Offensive. Zu den französischen
Aspekten der „Westernisierung" vgl. Keller, Der Monat, S. 245-282.

3 Hochgeschwender, Freiheit in der Offensive, S. 586.
4 Rupieper, Der besetzte Verbündete. Schmidt, Vom Feind zum Partner. Steininger/Bad-stübner (Hg.), Die doppelte Eindämmung.
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werden konnte, finanzierte mit dem bereits erwähnten „American Committee for
European Integration" eine Organisation die Europa-Union, die von der CIA
„unterwandert" war und als „Vermittlungsstelle" von Geheimdienstgeldern an

europäische Organisationen in Europa diente.185 Die Europa-Union war nicht
der einzige Verband, der amerikanische Gelder erhielt. Die UEF, ihr „Mutterver-
band", war ebenso in diese Finanzierung eingebunden, und es kann als sicher gel-
ten, daß keiner der Verbände ohne diese Gelder längere Zeit überlebt hätte.
Gleichzeitig gelangten in der Europa-Union auch Männer zu Einfluß, die vor al-
lem dem „Kongreß für kulturelle Freiheit" eng verbunden waren.186 Doch ent-
wickelten sich die amerikanischen Vorstellungen über die westeuropäische Eini-
gung und jene der Führungsriege der Europa-Union wie beschrieben recht
schnell auseinander. Hatte die amerikanische Regierung 1947/48 durchaus noch
ein Europa der „Dritten Kraft" unterstützt, lag dies spätestens mit dem Beginn
des Korea-Krieges nicht mehr im Interesse der USA. Westeuropa rückte ange-
sichts der anlaufenden funktionalistisch-ökonomischen Integration unter dem
Dach der überwölbenden amerikanischen Hegemonie in die atlantische Gemein-
schaft

-

auch ideell. Eine Finanzierung der Europa-Union kam daher für die CIA
spätestens seit 1952 nicht mehr in Frage.
Dennoch zogen gerade in dem Moment reformbereite westlich orientierte Pro-

tagonisten in das Präsidium der Europa-Union ein, als sich die CIA aus der Finan-
zierung des Verbandes zurückgezogen hatte. Dazu gehörten in gewissem Maße
sogar die Unternehmer und Industriellen in der Europa-Union,187 für die

-

neben
einem grundsätzlichen Interesse an gesellschaftlicher und politischer Stabilität, die
nur die USA sichern zu scheinen konnten

-

sicherlich der Freihandel als Bestand-
teil des „westlichen" Ideologiegebäudes entscheidend war. Bei Günter Henle, der
den angelsächsischen Liberalismus nicht zuletzt in seinen Jahren als Diplomat in
London in der Zwischenkriegszeit kennengelernt hatte, kann man aufgrund seines
Engagements für die deutsche Westintegration in der Nachkriegszeit davon aus-

gehen, daß er in den Kreis „westlicher" Industrieller gehört. Auch Heinrich Kost
bewegte sich in „international" und „westlich" denkenden Kreisen. Er, dem die
Alliierten 1947 die Verwaltungsleitung des deutschen Stein- und Braunkohleberg-
baus im Rahmen der Deutschen Kohlebergbau-Leitung übertragen hatten, ver-

Finanzierung des American Committee durch die CIA: Hick, The European Movement
and the Campaign for a European Assembly, S. 263. Vgl. auch die Broschüre: „American
Committee on United Europe", BA N 1005/468. Vgl. auch Teil II, Kap. II.1. Die OSS
hatte während des Krieges, wie beschrieben, als Kontaktstelle zu Emigranten in Großbri-
tannien gedient, vgl. Teil II, Kap. 1.3.
Von der Europa-Union waren Eugen Kogon und Carlo Schmid, Rüdiger Proske, WillyBrandt im CCF aktiv, später auch Max Brauer und Ludwig Rosenberg. Auch auf der
europäischen Ebene der Einigungsbewegung finden sich mit Denis de Rougemont, Salva-dor de Madariaga und David Rousset CCF-Mitglieder. Vgl. Hochgeschwender, Freiheit
in der Offensive.
Untersuchungen über die „Westernisierung" der westdeutschen Industrie sind selten.
Nach Ansicht von Volker Berghahn finden wir mit Otto A. Friedrich einen Industriellen,
der aus persönlichen Dispositionen heraus früh für den amerikanischen Werteimport imwirtschaftlichen Bereich aufgeschlossen war und diesen voranzutreiben bemüht war. Vgl.Berghahn, Otto A. Friedrich, ein politischer Unternehmer. Ders., Otto A. Friedrich.
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fügte in der unmittelbaren Nachkriegszeit über „beste Kontakte zu amerikani-
schen Dienststellen".188 In den fünfziger Jahren war er Mitglied des protestanti-
schen „Kronberger Kreises", einer 1951 im Umfeld der Wiederbewaffnungsdis-
kussion als Zusammenschluß von „Kirchenvertretern, evangelischen CDU-Poli-
tikern, Bundes- und Landesministern sowie Wirtschaftsfachleuten und Zeitungs-
redakteuren" entstandenen Gruppierung.189 Der „Kronberger Kreis", der „das
Gewicht des Protestantismus in Staat und Gesellschaft der Bundesrepublik stär-
kenwollte", beschäftigte sich in seinen Sitzungen mit wirtschaftlichen, politischen
und gesellschaftlichen Themen. Im Gegensatz zu anderen Flügeln des westdeut-
schen Protestantismus, welche länger der antiwestlichen Tradition des deutschen
Nationalprotestantismus verhaftet blieben, standen die Mitglieder des „Kronber-
ger Kreises" Wertekategorien westlicher Provenienz offen gegenüber und unter-
stützten den Westintegrationskurs der Regierung Adenauer. Neben Kost war
auch Ernst Friedländer, Mitte der fünfziger Jahre der Präsident der Europa-
Union, Mitglied im „Kronberger Kreis".Ähnlich wie bei Heinrich Kost, Ernst Friedländer oder Günter Henle ist auch
bei Friedrich Carl von Oppenheim von einer prinzipiellen Offenheit gegenüber
westlichen Gedankenmodellen auszugehen. Oppenheim bildete die Schnittstelle
zwischen denjenigen Präsidialmitgliedern der Europa-Union, die primär auf-
grund wirtschaftlicher Interessen den Weg in den Verband gefunden hatten, und
jenen, die weitergehende Ambitionen mit der europäischen Arbeit verbanden. Die
amerikanische Herkunft seiner Mutter, die internationale Sozialisation, die Erfah-
rung der Verfolgung im Nationalsozialismus ließen ihn weit über rein wirtschaft-
liche Interessen hinausblicken und ihn eine bessere deutsche Ordnung in einem
geeinigten Europa anstreben. Doch hinzu trat seine Position als mächtiger Privat-
bankier in der Bundesrepublik, die ihn wirtschaftliche Ziele untrennbar mit „Eu-
ropa" zusammendenken ließ.
Denjenigen Kräften in der Europa-Union, die neben ihren wirtschaftlichen In-

teressen also westlich-liberalen Denktraditionen eine grundsätzliche Offenheit
entgegenbrachten, schlössen sich (seit dem Sommer 1954) im erweiterten Präsi-
dium andere gesellschaftliche Gruppen an: vor allem „pragmatische" Vertreter
von Sozialdemokratie und Gewerkschaften. Männer wie Ludwig Rosenberg, Max
Brauer, Heinrich Deist und Rudolf Zorn gehörten zu den Reformflügeln in DGB
und SPD, die das Interesse an der Überwindung des dogmatischenMarxismus der
traditionellen Arbeiterbewegung und der Entwicklung der SPD von einer Arbei-
ter- hin zu einer Volkspartei verband.190 Zu dieser Reform gehörte nach ihrer
Auffassung auch die Neuausrichtung der außenpolitischen Leitlinien von SPD
und Gewerkschaften und die Akzeptanz der Westintegration als notwendiger Teilder Nachkriegsordnung. Denn für jenen Teil dieser Reformkräfte, die den Zwei-
tenWeltkrieg im Exil verbracht hatten und für die Ludwig Rosenberg das Parade-beispiel ist, beschränkte sich die Neuausrichtung nicht allein auf eine politische
Westbindung. Es ging vielmehr um eine umfassende gesellschaftliche Neuorien-
188 Kroker, Heinrich Kost, S. 307.
189 Vgl. zum Kronberger Kreis: Sauer, Westorientierung im deutschen Protestantismus.
190 Angster, Konsenskapitalismus und Sozialdemokratie, S. 363.
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tierung und die Adaption des angelsächsischen „Konsensliberalismus" an die
westdeutschen Verhältnisse. Dazu gehörte etwa eine Neuregelung des Verhältnis-
ses zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, also die gewerkschaftliche Über-
zeugung, den Interessen der Arbeitnehmer durch einen auf Konsens ausgerichte-
ten Umgang und durch Teilhabe am allgemeinen Wohlstand mehr zu dienen als
durch klassenkämpferische Positionen. Es handelte sich bei diesen Reformern um
eine der politischen Gruppen, „die am entschiedensten die geistigeWestorientie-
rung der Bundesrepublik vorantrieb".191 Und gerade sie trafen in der Europa-
Union auf Industrielle und Unternehmer, mit denen sie bereitwillig im Interesse
eines westlich-europäischen Deutschlands zusammenarbeiteten.
In diesem Bemühen wiederum traf man sich mit einzelnen Vertretern anderer

politischer Lager wie etwa dem Liberalen Hans Albert Kluthe, dem es nach seiner
Rückkehr aus Großbritannien ja ebenfalls um die endgültige Festigung einer
westlich-liberalen Gesellschaft in Deutschland ging. Damit versammelte sich in
der Europa-Union eine ganze Reihe von Protagonisten, denen es aus je unter-
schiedlichen Gründen und von je unterschiedlichen Standpunkten aus nicht allein
um „Europa", sondern auch

-

ja vielleicht sogar vor allem - um eine „bessere"
Ordnung für Deutschland ging. Die europäische Integration war in diesem Sinne
nur ein Teilbereich dieses umfassenden westlichen Systems. Und so stellen wir
fest, daß sich selbst in jener Phase, in der die Europa-Union sich zunehmend dem
funktionalistischen Einigungskonzept zuwandte und sich bewußt abwandte von
den „Ideologien" der späten vierziger Jahre, noch immer weitergehende Ord-
nungsvorstellungen hinter der Rede von „Europa" verbargen. Ebenso wie bei der
Abendländischen Bewegung während des gesamten untersuchten Zeitraums,
ebenso wie bei der Europa-Union der Frühphase, ging es den Europabewegten
jedweder Provenienz in den fünfziger Jahren um gesamtgesellschaftliche Zu-
kunftsvisionen, die sich immer auch, wenn nicht gar primär auf die deutsche Ge-
sellschaft bezogen. Europaideen waren stets weit mehr als politische Vorschläge
für Verfassungen oder Zollunionen. In ihnen spiegelte sich eine Sinnsuche ange-
sichts einer sich im 20. Jahrhundert immer wieder durch politische Verwerfungen
umgestaltenden Gesellschaft. Das Nachdenken über „Europa" war vom Nach-
denken über „Deutschland", über seine soziale und politische Ordnung nicht zu
trennen.
Verbinden konnten sich diese weltanschaulichen Interessen mit den wirtschaft-

lichen in der Europa-Union vor allem deshalb, weil jene Kräfte, die eine dauer-
hafte Verwestlichung der Bundesrepublik anstrebten, davon überzeugt waren,
daß die wirtschaftliche Integration der schnellste und pragmatischste Weg sei, umden eigenen Zielen nahe zu kommen. Reformbereite wirtschaftliche Kräfte wie-
derum sahen in der Verbindung mit westlich orientierten Ordnungsvorstellungendie beste Möglichkeit, auch ihren wirtschaftlichen Interessen zu dienen. Eine
pragmatische, funktionale Einigung war es, die den Vorstellungen der „Verwestli-cher" entgegenkam, war ihnen doch die ideologisch-idealistische Überhöhung
„Europas", so wie sie unter Kogon in der Europa-Union noch üblich gewesen

Sauer, Westorientierung im deutschen Protestantismus, S. 286.
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war, zutiefst suspekt. Die Ideologie vom „Ende der Ideologien" stellte einen
zentralen Bestandteil konsensliberalen Denkens dar, welches eine als ideologiefrei
postulierte realistische und pragmatische Weltsicht den totalitären Ideologien als
zukunftsweisend gegenüberstellte.192 So war man in der Europa-Union seit Mitte
der fünfziger Jahre überzeugt, die „Zeit der Resolutionen, der sich abnutzenden
deklamatorischen Erklärungen", die noch kurz zuvor die Arbeit des Verbandes
bestimmt hatten, sei vorüber. Statt dessen gelte es nun konkrete Arbeit zu lei-
sten:193 „Das Handeln ist wichtiger als alle Doktrinen."194 Zwar hatte auch die
frühe Nachkriegszeit ideologiekritische Momente gekannt. Doch unterschied sich
diese Debatte nicht zuletzt darin von den Konzepten der fünfziger Jahre, daß sie

-wie etwa Eugen Kogon
-

auch den Liberalismus selbst unter diejenigen Ideolo-
gien des Jahrhunderts einordnete, die es zu überwinden gelte.195 Mitte der fünfzi-
ger Jahre hingegen ging es darum, bewußt „realistisch", ohne ideologisches Bei-
werk, Reformen voranzutreiben, und so kam dem konsensliberalen Pragmatismus
die funktionalistische Integrationsmethode entgegen. Hier zeichnet sich das 1960
von Daniel Bell inWorte gefaßte „Ende der Ideologien" als zentrale Ideologie der
konsensliberalen Ära bereits ab.196
Nicht jedes der Präsidiumsmitglieder der Europa-Union gehörte also zum „ak-

tiven" Kreis der „Westernisierer" der Bundesrepublik. Vielmehr handelte es sich
um eine Gruppierung, in der sich einerseits aktive „Verwestlicher" fanden, also
Männer wie Hans Albert Kluthe oder Ludwig Rosenberg, die, aus ihren Exiler-
fahrungen vor allem in Großbritannien schöpfend, ein gesellschaftliches System
nach dem Muster des angelsächsischen Liberalismus in der Bundesrepublik eta-
blieren bzw. stabilisieren wollten. Sie trafen andererseits auf Protagonisten, die
westlichem Gedankengut zumindest offen gegenüberstanden. So spiegelte die Eu-
ropa-Union Mitte der fünfziger Jahre in gewisser Weise die Gesellschaft der Bun-
desrepublik, für die eine Mischung zwischen traditionell-deutschen Ordnungs-
vorstellungen und neuen, westlich-amerikanischen Einflüssen zu diesem Zeit-
punkt ebenfalls charakteristisch war.197 Die allmähliche ideelle Transformation,
die in der Bundesrepublik ablief und die dafür verantwortlich war, daß in den
sechziger Jahren eine liberale und pluralistische Gesellschaft westlicher Prägungentstanden war, spielte sich in der Europa-Union in kleinerem Maßstab und in
kürzerer Zeit ab. In schnellerer Zeit nicht zuletzt deshalb, weil sich innerhalb der
Führungsgruppe des Verbandes niemand befand, der eine westliche Orientierung

Zur Ideologie vom „Ende der Ideologien" vgl. Hochgeschwender, Freiheit in der Offen-sive, S. 466-479. Grémion, Intelligence de l'Anticommunisme, S. 317-378. Burisch, Ideo-logie und Sachzwang. Vgl. die zeitgenössische Formulierung: Bell, The End of Ideology.Künftig Schwergewicht auf konkreten Aufgaben. Beschluß des VI. Kongresses der
Europa-Union in Köln 1954, abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 31 f.Friedländer, Ernst: Kongreß in Berlin, in: Europa-Union 6 (1955), Heft 22, S. 1.
Hochgeschwender, Freiheit in der Offensive, S. 470. Vgl. auch S. 466-479.
Michael Hochgeschwender bezeichnet Daniel Bells, The End of Ideology, als eine der
entscheidenden Schriften des Konsensliberalismus, welche dessen ideologische Entwick-lung in den fünfziger Jahren zusammenfaßte. Ebenda, S. 55/56. Vgl. auch: Liebowitz, Da-niel Bell and the Agony of Modern Liberalism.
Doering-Manteuffel, Wie westlich sind die Deutschen, S. 47.
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der Bundesrepublik grundsätzlich abgelehnt hätte. So verschränkten sich in der
Europa-Union seit Mitte der fünfziger Jahre wirtschaftliche, politische und ideelle
Interessen und ermöglichten ein gemeinsamesWirken von Protagonisten aus ganz
unterschiedlichen Lagern für ein atlantisches Europa in Politik und Gesellschaft
der Bundesrepublik. Dabei entwickelte sich auch eine gegenüber den frühen fünf-
ziger Jahren veränderte ideelle Position des Verbandes, die auf bestimmten unver-
rückbaren Grundüberzeugungen ruhte. Es gelang letztlich keiner Einzelgruppe
oder keiner Einzelperson, also etwaWilhelm Beutler für den BDI, ihre Interessen
vollständig durchzusetzen und den Verband zu dominieren. Vielmehr führten
Diskussionen und Kompromisse auf einer gemeinsamen Grundlage zu Stellung-
nahmen im einzelnen. Die Europa-Union praktizierte den liberalen Konsens.
Dazu war die Abendländische Bewegung nie bereit gewesen: Sie speiste sich aus
einem festgefügten konservativ-katholischen Konsens, der für Weltanschauungen
anderer Provenienz weder Verständnis noch Raum bot.

Für ein atlantisches Europa auffreiheitlicher Grundlage: ideelle Neuorientierung
der reformierten Europa-Union

Dieser liberale Konsens prägte auch die ideelle Neupositionierung der reformier-
ten Europa-Union Mitte der fünfziger Jahre. Bestimmte Standpunkte sah die
Führung dabei als unverrückbar an. Dazu gehörte erstens die eindeutige Festle-
gung auf ein „atlantisches Europa", die jede Idee einer „Dritten Kraft" als „Illu-
sion" abtat.198 Seit Mitte der fünfziger Jahre, verstärkt noch einmal durch die Her-
ausforderung des „Gaullismus", rückte die Verbandsspitze von dieser „atlanti-
schen" Position nicht mehr ab. Hinzu trat nun das eindeutige Bekenntnis zu einer
freiheitlich-demokratischen Grundordnung. In den frühen Jahren unter Kogon
war man da eher noch Henri Brugmans gefolgt, der fragte: „Was heißt eigentlich
Demokratie? [...] Was Demokratie positiv enthält, darüber sind wir uns noch
lange nicht einig [. ..]."199 Seit Mitte der fünfziger Jahre aber hieß es: „Wir lassen
uns über den Begriff Demokratie in keine Diskussion ein."200 Man war sich einigdarüber, daß das zukünftige Europa nur als „parlamentarische Demokratie west-
licher Prägung" und in keiner anderen Form entstehen könne. Wesentliche Ele-
mente dieser Demokratie sollten „ein Rechtsstaat mit voller Gewährung der Men-
schenrechte, der Grundrechte des einzelnen und [...] ein Bundesstaat mit födera-
listischer Kompetenzverteilung zwischen Bund und Gliedstaaten" sein.201 Nur
die Garantie einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung garantierte nach
Auffassung der Spitze der Europa-Union, daß „das geistige Kraftfeld, das von [...]
Westeuropa ausgeht, [...] auf Dauer stärker sein [wird] als die zerstörenden Kräfte
198 Europas Einheit

-

Unsere Zukunft. Beschluß des XI. Kongresses der Europa-Union inDortmund 1959, abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 45^17, hier S. 45. Vgl. auchdie Broschüre: Wege zur politischen Vereinigung Europas. Brief Lüders an Frohwein,
Auswärtiges Amt, 9. 3. 1957, PAAA, Abt. West 2, Ref. 201 (IA1) 44.

199 Brugmans, Henri: Europa ist kein Status quo. Rede vor dem Deutschen Rat der Europäi-schen Bewegung am 13. 6. 1949, in: Europa-Union 2 (1949), Heft 11, S. 2.
200 Woller, Der Denkfehler, S. 7.
201 Wege zur politischen Vereinigung Europas, S. 15.
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des Kommunismus".202 Um die „Verteidigungsfront" des Westens zu stärken,
war es für die Europa-Union unerläßlich, daß nicht nur der zukünftige Bundes-
staat Europa als parlamentarische Demokratie westlicher Prägung gestaltet
würde, sondern daß auch keine Staaten in die Gemeinschaft aufgenommen wür-
den, die ein undemokratisches System besaßen. Dies galt vor allem für Spanien.
Konsequenterweise kritisierten Vertreter der Europa-Union-Spitze wiederholt
(direkt oder indirekt) auch die Bemühungen im Umfeld des CEDI, Spaniens Auf-
nahme in die EWG vorzuarbeiten.203 Nicht nur gegen neonazistische Umtriebe
wie jene der Zeitschrift Nation Europa, in der frühere Nationalsozialisten und vor
allem alte SS-Männer Europa in Kontinuität des „SS-Europas" sahen, richtete sich
folgender Angriff: „Wer ein Europa ohne freiheitlich-demokratisches Fundament
schaffen will, ist ein Pseudo-Europäer und mißbraucht die europäische Idee für
totalitär-reaktionäre Zielsetzungen."204 Das Konzept des „Abendlandes" lehnte
die Europa-Union unter ihrem neuen Präsidenten genauso ab wie unter Kogon.
Dies zeigte sich etwa auf dem Kongreß der Europäischen Bewegung 1962 in Mün-
chen, als indirekt die „Substitutionsdiplomatie" der Abendländer gegenüber Spa-
nien in das Schußfeld derWest-Europäer geriet,205 war doch die politische und ge-
sellschaftliche Ordnung Spaniens (und ihre Unterstützung durch Deutsche) für
die Europa-Union grundsätzlich nicht akzeptabel. Insgesamt ging man allerdings
in der zweiten Hälfte der fünfziger und in den sechziger Jahren in der Europa-
Union weniger direkt auf die abendländische Idee ein, als dies noch unter Kogon
der Fall gewesen war. Zum einen lag dies daran, daß der frühere Präsident der
Europa-Union mit seiner „rechtskatholischen" Vergangenheit und seiner „links-
katholischen" Gegenwart für die Idee vom „Abendland" weitaus sensibler war als
die „reformierte" Europa-Union, in der sich keine individuell-biographischen Er-
fahrungen mit dem „Abendland" verbanden. Zum anderen trat der Topos vom
„Abendland" im öffentlichen Sprachgebrauch der westdeutschen Gesellschaft zu-
nehmend in den Hintergrund, so daß es auch weniger geboten schien, darauf ein-
zugehen. Erst Ende der sechziger Jahre sollte die Unvereinbarkeit beider Ideen
wieder zutage treten, als die abendländische Idee mithilfe der Paneuropa-Union
neue Wirkung in der Bundesrepublik zu entfalten begann.
Die neue „realistische" Positionsnahme der Europa-Union sollte zu heftigen

Spannungen mit dem Dachverband, der UEF, führen. Denn nach dem Scheitern
der EPG-Verhandlungen hatte es für Europa-Verbände zwei Möglichkeiten gege-
ben, die eigene Arbeit fortzusetzen: sich wie die Europa-Union von dem „konsti-
tutionalistischen" Weg zu verabschieden und dem „funktionalistischen", dem
„pragmatischen" zu folgen. Oder aber den „konstitutionalistischen" Weg weiter-
zugehen, ja ihn sogar zu forcieren. Die zweite Option wählte

-

im Gegensatz zur

202 Europas Einheit
-

Unsere Zukunft. Beschluß des XI. Kongresses der Europa-Union inDortmund 1959, abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 45-47, hier S. 47.203 Vgl. Roser, Europäische Einigung und atlantische Gemeinschaft, S. 13.
204 Wege zur politischen Vereinigung Europas, S. 11.205 Aschmann, Treue Freunde, S. 304/305.
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Europa-Union
-

die UEF unter dem Vorsitzenden des Exekutivkomitees Altiero
Spinelli,206 woraus sich bald Konflikte mit der Europa-Union ergaben.
Ihren Ausgang nahmen diese Konflikte in dem Versuch der UEF, Anfang 1955

noch einmal den Einsatz für die erhoffte „Ad-hoc"-Einigung Westeuropas zu in-
tensivieren. Diesmal wollte man „mit allen der UEF zur Verfügung stehenden
Mitteln eine Mobilisierung der öffentlichen Meinung unternehmen".207 Es ging
darum, mit einer Kampagne für einen „Kongreß des europäischen Volkes" gezielt
die europäische Bevölkerung anzusprechen. Ziel war es, „einer Volksstimmung
der Opposition und des Protests den stärkst möglichen Ausdruck zu geben, [...]
gegen das Regime der unbeschränkten nationalen Souveränität selbst [...]". Dabei
wandte sich die Führung der UEF energisch gegen jene, „die behaupten, daß die
Föderation [Europas] der Endpunkt eines sehr langen Prozesses sein wird. [...]
Die europäische Regierung, das europäische Parlament, das europäische Gerichts-
wesen, die europäischen Wahlen, können nicht allmählich entstehen. Entweder es
wird sie geben, oder es wird sie nicht geben. [...] Die Schaffung der Föderation
stellt nicht das Maximum, sondern das notwendige Minimum der Verwirklichung
der europäischen Einheit dar." Verwirklicht werden sollte dies über die Wahl einer
europäischen Versammlung durch die Bevölkerung; diese würde dann beauftragt,
den Text eines europäischen Statuts zu verfassen, welcher durch die europäischen
Wähler per Referendum angenommen werden sollte. Geprägt waren die Positio-
nen der UEF nach eigenem Bekunden von einem tiefen „Mißtrauen" gegenüber
den nationalen Regierungen und Parlamenten. Auch die „Dritte-Kraft"-Position
bestand hier weiter, immer in der Hoffnung, „die Macht und die Unabhängigkeit
unseres Kontinentes wiederherzustellen und es Europa [zu] ermöglichen, eine
wirksame Rolle des Gleichgewichts und des Friedens in der Weltpolitik zu spie-
len".208 In den Reihen der UEF also lebten die Ideen und Konzepte der unmittel-
baren Nachkriegszeit fort. Der „integrale Föderalismus" entwickelte sich ange-
sichts der politischen Entwicklung in Europa weiter, ohne dabei von seinen idea-
listischen Momenten, seinen basisdemokratischen Überzeugungen und Hoffnun-
gen auf eine eigenständige Rolle Europas in der Weltpolitik abzurücken. Reali-
stisch erkannten die Föderalisten, daß nationalstaatliche Exekutiven und Legisla-
tiven immer zögern würden, eigene Kompetenzen an supranationale Organe zu

übergeben und auf diese Weise ihre eigene Macht zu beschneiden. Dabei ver-
kannte man allerdings die Tatsache, daß die europäische Integration keineswegsdurch ein europäisches „Volk", sondern beinahe ausschließlich durch die Politik
und politische Eliten vorangetrieben wurde.209

Zu Spinelli vgl.: Levi (Hg.), Altiero Spinelli and the Federalism in Europe and the World.Föderalistischer Brief des Präsidenten des Exekutivkomitees der UEF an die Mitgliederder nationalen Leitungs-Ausschüsse, an die leitenden Mitglieder der lokalen Sektionen
der Mitglieds- und angeschlossenen Bewegungen der UEF und der JEF, an die Mitgliederdes Zentralkomitees der UEF und der JEF, Juni 1955, ADSD EU/139. Hier auch die fol-
genden Zitate.Politische Erklärung. Initiativ-Komitee für den Kongreß des europäischen Volkes, ohne
Datum (1955), ADSD EU/139. Dort auch das folgende Zitat zur „Relance europénne".Merkel, Die europäische Integration und das Elend der Theorie, S. 305.
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In der Führungsspitze der Europa-Union jedoch stießen die Ideen und Aktio-
nen der UEF nach dem Ausscheiden Kogons, dem prominenten Vertreter des „in-
tegralen Föderalismus" in der Bundesrepublik, und der Umstrukturierung des
Verbandes auf Ablehnung, auch wenn es unter den Mitgliedern der Europa-
Union durchaus einige Anhänger Spinellis gab. Die Verbandspitze jedoch war der
festen Überzeugung, nicht mehr gegen die Parlamente, sondern mit ihnen müßten
die Europa-Verbände arbeiten. Weiterhin auf ein „revolutionäres europäisches
Volk [zu setzen], das sich gegen die nationalen Regierungen und Parlamente em-
pöre und eine verfassungsgebende Versammlung fordere" sei reiner Selbstbe-
trug:210 „Eine europäisch gesinnte Masse gibt es nicht."211 In dieser Hinwendung
auf eine Zusammenarbeit mit den nationalen Regierung und Parlamenten spiegel-
ten sich auch die Verbindungen, die das Präsidium der Europa-Union nach seiner
Reform selbst mit den politischen Kreisen der Bundesrepublik verwob. Diesen
Männern, allesamt Exponenten des gesellschaftlichen und politischen Lebens
Westdeutschlands, war die Vorstellung, die Parlamente „revolutionär" zu umge-
hen, fremd. Statt also weiterhin die europäische „Masse" mobilisieren zu wollen,
definierte man die eigene Rolle neu: „Die Europa-Union ist Deutschlands euro-
päisches Gewissen. Wir sind immer ein Stück des Weges voraus mit dem Mute zur
vollen Wahrheit. Wir sind immer ein Stück voraus mit unserer Kritik an dem, was
geschehen ist, mit unseren Forderungen für das, was zu geschehen hat. Aber in
keinem Augenblick dürfen wir den Anschluß an die Wirklichkeit verlieren. [...]
Als Sekte danken wir ab, sind wir nicht vor, sondern neben den Ereignissen."212
Nicht mehr die zum Teil pathetische Sprache und die großen Ziele der frühen

Nachkriegszeit sollten also in Zukunft das Auftreten der Europa-Union bestim-
men. Man wollte vielmehr einen konkreten Beitrag zur europäischen Einigung
leisten, indem man gezielt auf Politik und Öffentlichkeit einwirkte. Dazu dienten,
gewissermaßen als „Multiplikatoren", auch die Mitglieder des erweiterten Präsi-
diums; hinzu traten bald auch die Vertreter der Interessenverbände in der Bundes-
republik. Ein gezieltes Einwirken auf die Politik war freilich nur möglich, wenn
man die Kluft, die sich zwischen den Positionen der Europa-Union und den Rea-
litäten der europäischen Integration seit Anfang der fünfziger Jahre ergeben hatte,
überwand. So entwickelte sich die Europa-Union Mitte der fünfziger Jahre zu ei-
nem Verband, der als „Werbeträger" der Adenauerschen Westintegrationspolitik
gelten konnte.
Mitauslösend für die „realpolitische" Wende der Europa-Union war, neben den

personellen und organisatorischen Veränderungen im Präsidium, vor allem das
Scheitern der EVG und des Projekts einer Europäischen Politischen Gemein-
schaft. Der Traum eines politisch geeinten Europas war damit vorerst ausge-
träumt. Im Präsidium der Europa-Union hielt man es nun für „überaus fraglich,

0 Beide Zitate in: Der Präsident der Europa-Union an die Mitglieder des Engeren Präsidi-
ums, der Landesverbände, des Hauptausschusses, des BEJ, die deutschen Mitglieder des
Comité Central der UEF, 14. 4. 1955, ADSD EU/139. Vgl. auch: Compte Rendu du Co-
mité Central de l'UEF, 24. 4. 1955, ADSD EU/245.

1 Dieter Roser auf der Sitzung des engeren Präsidiums, 5. 4. 1955, ADSD EU/87.
2 Friedländer, Ernst: Kongreß in Berlin, in: Europa-Union 6 (1955), Heft 22, S. 1.
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ob die Vereinigten Staaten von Europa sozusagen mit einem Sprung geschaffen
werden können". Statt an nicht zu verwirklichenden Hoffnungen auf die Realisie-
rung des „konstitutionellen" Ansatzes festzuhalten, müsse es darum gehen, neue
Wege zu beschreiten. Diese neuen Wege sah die Spitze der Europa-Union in der
„funktionalistischen" Einigungsmethode.
Der Funktionalismus bzw. Neofunktionalismus geht von der Tatsache aus, daß

jede supranationale Integration allein in wirtschaftlichen Bereichen beginnen
könne, da hier die Konflikte zwischen den nationalen Instanzen kleiner erschie-
nen als in politischen Fragen. Begann man in einem wirtschaftlichen Teilbereich
mit einer Integration, so müsse es automatisch zu Spannungen mit nichtintegrier-
ten Bereichen kommen, deren einzige Lösungsmöglichkeit in der Ausweitung der
Integration liege. Der Funktionalismus mit seinen „spill over-Effekten" bildet,
folgt man politikwissenschaftlichen Theoretikern wie Ernst B. Haas, „eine eigene
Integrationsklientel heraus, die sich zu transnationalen europäischen Verbänden
zusammenschließt [...] und lobbyistischen Druck aus[übt]".213 Durch den öko-
nomischen „Sachzwang" und den Druck von Interessenverbänden fänden sich auf
diese Weise auch die Regierungen bereit, Bereiche europäischer Zuständigkeit
auszuweiten. Die Europa-Union seit Mitte der fünfziger Jahre stellt in diesem
Sinne eine klassische Interessengruppe im Verständnis des Funktionalismus dar.
So ging man auch in den Reihen der Europa-Union davon aus, daß Spannungen

zwischen integrierten und nicht integrierten Bereichen ganz automatisch zu wei-
terer Integration führen würden: „Die innere Logik des Gesetzes, [...] die List der
Idee zwingt nach vorn."214 Dabei übernahm die Führungsspitze den Funktiona-
lismus allerdings nicht in „Reinform". Zwar wollte man Schritt für Schritt den
„empirischen Weg, den Weg der Erfahrung beschreiten",215 doch stand man bei-
spielsweise der sektoralen Integration recht skeptisch gegenüber. Dies ging vor al-
lem auf den Einfluß Beutlers und der Wirtschaftskräfte an der Spitze der Europa-
Union zurück. So begrüßte die Europa-Union die „Relance européenne", die
nach dem Scheitern der EVG- und EPG-Verhandlungen durch die Politik ange-
regten Versuche, die Integration in jenem Bereich voranzutreiben, in dem mit den
geringsten Widerständen zu rechnen war: der Wirtschaft. Dennoch formulierte
Wilhelm Beutler ganz offen seine Skepsis gegenüber einer Ausweitung der sekto-
ralen Integration auf die Bereiche Energie und Atom, so wie sie Mitte der fünfzi-
ger Jahre in der Diskussion waren.216 Die Position Beutlers bzw. des BDI, der
schon früher jede „zentralplanende Behörde" abgelehnt hatte, welche „den Man-
tel des Erstickens auf die private Initiative legen würde", konnte sich im Verband
weitgehend durchsetzen.217 So stellte die Europa-Union zum Beispiel 1958 „mit

213 Merkel, Die europäische Integration und das Elend der Theorie, S. 308.
214 Wilhelm Beutler, Wirtschaftliche Integration als Element der politischen Einigung Euro-

pas. Vortrag vor der Mitgliederversammlung des DRdEB, 2. 12. 1963, BA N 1384/103.
215 Der Präsident der Europa-Union an die Mitglieder des Engeren Präsidiums, der Landes-verbände, des Hauptausschusses, des BEJ, die deutschen Mitglieder des Comité Central

der UEF, 14. 4. 1955, ADSD EU/139.
216 Referat Wilhelm Beutlers auf dem VIII. ordentlichen Jahreskongreß der Europa-Union

1955 in Berlin, OA EU bis 31. 12. 1956.
217 Jeder der in dem Jahrfünft seit Mitte der fünfziger Jahre stattfindenden Kongresse der
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Befriedigung" fest, „daß die Verträge von Rom kein starres System sind, sondern
sie der wirtschaftlichen Entwicklung und der Ausgestaltung durch eine aktive Po-
litik Raum geben".218 Die Jahrzehnte alte Überzeugung der deutschen Industrie,
politische Vorgaben würden das freie Spiel der wirtschaftlichen Kräfte behindern
und eine Verständigung der westeuropäischen Industrien eher behindern, spiegelt
sich in diesen Zitaten deutlich.
Statt einer Fortsetzung der sektoralen Integration erschien es der Europa-

Union sinnvoller, auf einen Gemeinsamen europäischen Markt zu setzen. Seit
Mitte der fünfziger Jahre stand somit die „völlige Ausschöpfung der wirtschaftli-
chen Integrationsmöglichkeiten" im Mittelpunkt aller Bemühungen der Europa-
Union219: „Wir haben die Überzeugung gewonnen, daß der Weg über eine Zoll-
Union zum Gemeinsamen Markt auf Grund der Erfahrungen der letzten Jahre
der aussichtsreichste ist, um auch die politische Integration Europas zu errei-
chen."220 Man bemühte sich deutlich zu machen, daß nun, wo „man aus dem De-
klamatorischen heraus- und an die konkrete Gestaltung Europas herangegangen
ist", Europa vor allem ein „Wirtschaftsproblem" sei. Insofern erfüllte es Beutler
mit Hoffnung, „daß wir auf einem besseren Wege sind, nämlich zunächst einmal
auf dem Weg der Grundlegung gediegener wirtschaftlicher Fundamente, aus de-
nen dann auch wichtige politische Konklusionen abgeleitet werden können".221
Ohne dieses wirtschaftliche Fundament hingegen seien alle politischen Einigungs-
bestrebungen zum Scheitern verurteilt.
Politisch-supranationale Forderungen äußerte die Europa-Union nun ganz

überwiegend in wirtschaftlichen Zusammenhängen. So plädierte sie, etwa im Vor-
feld der EWG-Verhandlungen, für die Schaffung eines „aus freien allgemeinenWahlen hervorgegangenen Europäischen Wirtschaftsparlaments [...], das gegebe-nenfalls auch die Funktionen der bisherigen Gemeinsamen Versammlung der
Montan-Union übernehmen könnte" und dem „die Aufgabe zufallen [würde],
Vorschläge zu machen für die Verbreitung und Schaffung eines Gemeinsamen Eu-
ropäischen Marktes".222 Auch ein europäisches Wirtschaftsministerium gehörteMitte der fünfziger Jahre zu den Forderungen des Verbandes,223 ebenso eine Zoll-
union und die Vereinheitlichung der Konjunktur- und Währungspolitik mit dem

Europa-Union verfaßte eine Resolution zur Wirtschaftsintegration, die meist auf Beutlerzurückging. Vgl. Koppe, Das grüne E, S. 110.218 Das Fundament der Vereinigten Staaten von Europa. Wirtschaftspolitische Entschlie-
ßung des X. Jahreskongresses der Europa-Union in Bremen 1958, abgedruckt in: Für einföderales Europa, S. 43 f., hier S. 43.

219 Protokoll über die Sitzung des Präsidiums, 18. 6. 1955, ADSD EU/87.
220 Es geht um unsere Zukunft. Entschließung zur wirtschaftlichen Integration des IX. Kon-

gresses der Europa-Union in Augsburg 1956, abgedruckt in: Für ein föderales Europa.S. 39 f., hier S. 39.
221 Referat Wilhelm Beutlers auf dem VIII. ordentlichen Jahreskongreß der Europa-Union1955 in Berlin, OA EU bis 31. 12. 1956.
222 Der Präsident der Europa-Union an die Mitglieder des Engeren Präsidiums, der Landes-verbände, des Hauptausschusses, des BEJ, die deutschen Mitglieder des Comité Centralder UEF, 14. 4. 1955, ADSD EU/139.
223 Nur Gemeinsamer Markt garantiert wachsenden Wohlstand. Entschließung II des VIII.

Kongresses der Europa-Union in Berlin 1955, in: Für ein föderales Europa, S. 36/37.
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Endziel einer gemeinsamen Währung. Gleichzeitig jedoch müsse der Gemein-
same Markt dem Beitritt anderer Staaten offenstehen (also zur Freihandelszone
mit den übrigen europäischen Ländern ausgebaut werden) und möglichst eng mit
der Weltwirtschaft verflochten sein.224 Und bei all diesen Forderungen betonte
die Europa-Union, daß der in den Römischen Verträgen „vorgesehene Ablauf der
jetzt eingeleiteten wirtschaftlichen Integration [...] zu langsam" sei, weil der
„Osten im Begriff ist, dem Westen den Rang abzulaufen".225 Die allgemeine Stim-
mung nach dem „Sputnik-Schock" 1957 und angesichts stark steigender Wachs-
tumsraten in der Sowjetunion

-

auf beide Ereignisse reagierten auch die Abend-
länder mit panischen Forderungen nach einer militärischen wie politischen Stär-
kung Europas

-

spiegelt sich hier ebenso wie die oben skizzierten Interessen der
westdeutschen Industrie an fortgesetzter Integration.
Diese ökonomischen Ziele ließen weitergehende „visionäre" Ziele in den Hin-

tergrund treten. Natürlich nahm man weiterhin zu politischen Problemen Stel-
lung. Doch machte die Europa-Union in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahrenicht selten einen eher passiven Eindruck. Sie bejahte die von den Regierungen an-
gestrebten Einigungsschritte meist im Grundsatz und forderte in allgemeiner
Weise das „politische Europa"; konkrete Vorschläge, wie dies zu realisieren sei,
folgten jedoch meist bereits existierenden Konzepten wie etwa der Forderung
nach einer Koordinierung der nationalen Außenpolitiken und der Errichtung ei-
nes ständigen politischen Sekretariates Ende der fünfziger Jahre.226 Die Europa-
Union re-agierte statt zu agieren.227
Auf Dauer konnte eine so verstandene „realpolitische" Haltung der Europa-

Union jedoch nur schaden. Ohne weitreichende Konzepte, die über die Tagespo-litik oder die im politischen Rahmen stattfindenden Diskussionen hinausgingen,
entzog sich der Verband über kurz oder lang selbst die Legitimation. Wenn die
Bejahung der offiziellen Integrationspolitik Mitte der fünfziger Jahre wichtig ge-
wesen war, um den Verband wieder ins politische Spiel einzubinden, so schlug dasPendel nun in die Gegenrichtung aus.

Es geht um unsere Zukunft. Entschließung zur wirtschaftlichen Integration des IX. Kon-
gresses der Europa-Union in Augsburg 1956, abgedruckt in: Für ein föderales Europa,S.39f.
Europa Union seiner Völker, S. 8. Daraus folgte die Forderung, die im EWG-Vertragvorgesehene Möglichkeit zur Abkürzung der Übergangsfristen in Richtung eines Ge-
meinsamen Marktes in Anspruch zu nehmen, vgl. Europas Einheit

-

Unsere Zukunft. Be-schluß des XI. Kongresses der Europa-Union in Dortmund 1959, abgedruckt in: Für einföderales Europa, S. 45^17, hier S. 45.
Europa Union seiner Völker, S. 9.
Karl-Heinz Koppe etwa schildert wie das Präsidium 1960 stundenlang über HallsteinsVorschlag, die durch den EWG-Vertrag vorgesehenen Fristen für den Gemeinsamen
Markt zu verkürzen, diskutierte: „Nach vielem Hin und Her entschließt es sich, diese Be-
schleunigung zu befürworten [...]. Wenn je der Vorwurf berechtigt war, daß die Europa-Union den Regierungen empfehle, was diese sowieso zu tun im Sinn haben, dann war dashier der Fall." Vgl. Koppe, Das grüne E, S. 126.
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Abnabelung: die Trennung von der „ Union europäischer Föderalisten"
Aufgrund der inhaltlichen Differenzen zwischen Europa-Union und UEF über
die Methode, wie ein föderales Europa zu erreichen sei, brachen 1955 heftige
Spannungen zwischen den Verbänden aus. Ausgangspunkt aller Differenzen war
der sogenannte Spinelli-Plan vom Frühjahr 1955. Dieser Plan machte es sich zum
Ziel, das ist bereits angeklungen, „das europäische Volk" gegen die nationalen Re-
gierungen zu mobilisieren und durch revolutionären Druck die europäische poli-
tische Einigung schließlich an den Parlamenten vorbei zu erreichen. Die Verant-
wortlichen der Europa-Union, die in die Gremien der UEF eingebunden waren
und den Spinelli-Plan auch in Deutschland umsetzen sollten, lehnten ihn grund-
sätzlich ab und gaben im Gegenzug einem funktionellen Vorgehen den Vorzug.
Diese ideellen Auseinandersetzungen spiegelten sich schon bald auch auf organi-
satorischer Ebene, sah doch die Europa-Union die UEF von Spinelli dominiert
und ihre eigenen Positionen in den Gremien nicht mehr ausreichend berücksich-
tigt. Dies zu akzeptieren war man nicht bereit. Die Europa-Union forderte eine
Statutenänderung, um künftighin „reale" Kräfte an die Macht zu bringen und die
eigenen Forderungen durchsetzen zu können.228 Die Zeiten hatten sich geändert.
Die selbstbewußt gewordenen Deutschen dachten Mitte der fünfziger Jahre an-
ders über jene Bewegung, die ihnen nur wenige Jahre zuvor den Weg zurück in die
Gemeinschaft der europäischen Völker mitgeebnet hatte. Oppenheim jedenfalls
stellte lapidar fest: „Meiner Meinung nach dürfen wir den öffentlichen Kredit der
UEF nicht überschätzen. Viele meiner einflußreichen Freunde in Frankreich ha-
ben noch nie etwas über diese Organisation gehört."229 So war es denn auch ge-
rade er, der die Trennung von der UEF vorantrieb: „Wir sollten die UEF ummo-
deln oder die UEF verlassen."230

Ausführungen Friedländers, Protokoll über die Sitzung des Präsidiums, 5. 3. 1955,
ADSD EU/87.
Ausführungen Oppenheims, Protokoll über die Sitzung des Präsidiums, 5. 3. 1955,
ADSD EU/87.
Ausführungen Oppenheims, Protokoll über die Sitzung des engeren Präsidiums, 5.4.
1955, ADSD EU/87. Die Auseinandersetzung zwischen EU und UEF war zu einem
nicht unerheblichen Teil von persönlichen Elementen beherrscht: Friedländer beschwerte
sich wiederholt über die „Verschwörer- und Intrigantenatmosphäre" in der UEF, in wel-cher eine „Kampagne" gegen ihn und „auch die ganze Europa-Union" laufe. Vgl. Brief
Friedländer an Alfred Mozer, 1. 7. 1955, ADSD EU/109. Offenbar kam die UEF mit der
neukonstruierten Europa-Union und den nun starken Männern nicht zurecht, jedenfalls
beklagten die Deutschen „schablonenhafte Vorstellungen", nach denen „Baron Oppen-heim die Hochfinanz, Dr. Müller den Vatikan, Dr. Beutler die kapitalistische Industrieund Herr Kluthe die Politik von Mendès-France" verkörpere. Vgl. das Protokoll über die
Sitzung des Präsidiums der EU, 5. 3. 1955, ADSD EU/87. Das Auswärtige Amt vermu-
tete jedoch (vermutlich nicht zu Unrecht), daß „der wirkliche Machtkampf innerhalb der
UEF [...] um Posten und Finanzmittel" gehe: „Der radikale Flügel Frenay-Spinelli sucht,
gestützt auf das minderheitsfeindliche Verbandsstatut die namhaften Beiträge der deut-schen EU für seine politischen Zwecke zu verwerten. Friedländer mit seiner EU D (vor-
mals Kogon) widersetzt sich dem zusammenmit der niederländischen und der luxembur-
gischen Landesgruppe." Vgl. Notiz zur UEF 2/212, 20. 9. 1955, PAAA Ref. 201 (IA1)/
298.
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Bereits auf dem Kongreß der UEF im Januar 1955 waren die unterschiedlichen
Auffassungen hart aufeinandergeprallt und nur mühsam hatte man die Spannun-
gen überdecken können durch eine Resolution, welche ausschließlich Ziele der
supranationalen Integration, aber nicht mögliche Wege zur Verwirklichung dieser
Ziele ansprach. In der Folgezeit versuchte die Europa-Union gegen Spinelli vor-
zugehen. Sie übte massiven Druck auf die UEF aus, indem sie in den entscheiden-
den Gremien (Bureau Executif und Comité Central) Absenz zeigte, eine kon-
struktive Mitarbeit verweigerte und „erst nach Annahme unserer Forderungen
wieder aktiv mitarbeiten" wollte.231 Damit hoffte sie eine Annahme des Spinelli-
Plans, der vom Bureau Executif der UEF im März 1955 gebilligt worden war, im
Comité Central, dem eigentlich beschlußfassenden Organ, zu verhindern. Tat-
sächlich wurde der Aktionsplan zur Überarbeitung an das Bureau Executif zu-
rückgegeben.232 Man einigte sich auf eine Kompromißformulierung,233 die jedoch
keinen Bestand hatte. Daraufhin lehnte die Spitze der Europa-Union eine weitere
Mitarbeit am Spinelli-Plan endgültig ab. Statt dessen unterstützte man das von der
Europäischen Bewegung initiierte Aktionsprogramm.234 Dieses Aktionspro-
gramm hatte zwei Bereiche: Man wollte

-

gerade auch in der Öffentlichkeit
-

all-
gemeine Forderungen auf dem Gebiet der europäischen Integration mit dem End-
ziel der Einberufung einer Europäischen Versammlung durch allgemeine Wahlen
propagieren, andererseits aber Einzelforderungen auf dem Gebiet der wirtschaft-
lichen Integration ins Zentrum stellen. Dazu sollte auf die nationalen Parlamente
und Regierungen Einfluß genommen werden. Gerade diese Punkte kamen der
Europa-Union entgegen.
Einige Monate schwelte der Streit zwischen Europa-Union und UEF mehr

oder weniger offen vor sich hin, bis er im Frühjahr 1956 eskalierte. Eine bis dahin
vermittelnde Gruppierung um Henry Frenay tendierte nun in Richtung der Posi-
tionen Spinellis, und so konnten sich auf dem Kongreß der UEF 1956 die Thesen
des Italieners durchsetzen. Als es darüber hinaus auf der nächsten Sitzung des
Exekutivbüros im April noch zu Auseinandersetzungen über Wahlprozeduren
kam, nützten die „Realisten" den Anlaß. Die deutschen, holländischen und Teile
der französischen Delegierten verließen den Saal, und seither ruhte die Mitglied-
schaft der Europa-Union in der UEF. Im Juni 1956 beschlossen die „Abtrünni-

1 Vgl. Protokoll über die Sitzung des Präsidiums, 5. 3. 1955, ADSD EU/87 und Protokoll
über die Sitzung des Präsidiums der EU, 3. 2. 1955, ADSD EU/87. Zusätzlich zog manden Generalsekretär der EU, Koppe, der auch im Generalsekretariat der UEF tätig war,
von diesen Arbeiten zurück. Vgl. auch: Rundbrief des Präsidenten der EU an die alle Mit-
glieder der EU, 14. 4. 1955, ADSD EU/139.

2 Vgl. das Compte Rendu du Comité central de l'UEF, 24. 4. 1955, ADSD EU/245 und das
Protokoll über die Sitzung des engeren Präsidiums, 29. 4. 1955, ADSD EU/89.

3 „Die Kampagne der UEF wird zum Ziel haben, einer Volksstimmung der Oppositionund des Protests den stärkst möglichen Ausdruck zu geben, und zwar nicht gegen die Re-gierungen als solche, die oft von Männern geleitet sind, deren europäische Gesinnungüber jeden Zweifel erhaben ist, sondern gegen das Regime der uneingeschränkten natio-nalen Souveränität [...]." Zitiert nach: Koppe, Das grüne E, 85. Vgl. auch das CompteRendu du Comité central de l'UEF, 24. 4. 1955, ADSD EU/245.
4 Vgl. Aktionskomitee der EB für eine Übernationale Europäische Gemeinschaft, 31.5.
1955, ADSD EU/109.
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gen" den „Zusammenschluß all jener UEF-Mitglieder [...], die für eine realisti-
sche Aktion im Rahmen der europäischen Wirklichkeit eintreten wollten". Die
Gründung der Aktion Europäische Föderalisten (AEF) folgte im November 1956
im Anschluß an den IX. Kongreß der Europa-Union in Augsburg.235 Der AEF
trat neben der niederländischen Bewegung Van Europese Federalisten auch die
französische La Fédération bei, die die UEF schon 1952 verlassen hatte.236
Bereits seit 1955 tat die Europa-Union alles dafür, ein weiteres „Vordringen"

spinellischer Ideen in der Bundesrepublik zu verhindern. Denn natürlich gab es

unter den Mitgliedern der Europa-Union zahlreiche, die den Thesen Spinellis zu-
neigten.237 Gefördert wurde diese Tendenz durch den Italiener selbst, der immer
wieder versuchte, sich unter Umgehung des Präsidiums der Europa-Union direkt
an ihre Kreis- und Landesverbände zu wenden.238 Gegen dieses „unföderalisti-
sche" Vorgehen

-

mit diesen Argumenten versuchte sich die Europa-Union gegen
die direkte Einflußnahme Spinellis zu wehren

-

setzte das Präsidium alle Hebel in
Bewegung. Einer geplanten Einladung Spinellis durch den Landesverband Berlin
trat Friedländer entgegen: „Ich fühle mich selbstverständlich nicht berechtigt, ei-
ner solchen Einladung zu widersprechen. Ich gebe jedoch zu bedenken, daß Herr
Spinelli in der offensichtlichen Absicht kommen wird, die EU regional zu .er-
obern', was ihm bisher zentral nicht gelungen ist [...]. Ich gebe also zu bedenken,
ob es in diesem Zusammenhang nicht erwünscht wäre, wenn Einladungen an Spi-
nelli seitens der Landesverbände der EU zur Zeit unterbleiben."239 Als solch vor-
sichtige „Verbotsversuche" bei einigen Europa-Union Mitgliedern keinen Erfolg
zeigten, griff der Verband zu härteren Bandagen. Im Dezember 1956 beschloß der
Hauptausschuß der Europa-Union: „Es ist als gröblicher Verstoß gegen die
Grundsätze der Politik der Europa-Union anzusehen, wenn Mitglieder dieses
Verbandes ohne Zustimmung des Hauptausschusses während der gegenwärtig be-
stehenden Suspension der Mitgliedschaft der Europa-Union in der UEF a) Ämter
in der UEF, b) Ämter in dem Initiativ-Komitee zur Gründung des Kongresses des
Europäischen Volkes (Spinelli) annehmen oder ausüben oder sich sonst gegen [...]

235 Vgl. Mitteilung des Generalsekretariates: Austritt der Europa-Union aus der UEF, 15. 9.
1958, ADSD EU/104. Vgl. auch: Brief Friedländers an Brentano, 2. 7. 1956, ADSD EU/
109. Zur gesamten Entwicklung vgl. auch: Zusammenfassender Bericht über die Krise der
UEF, 8. 9. 1958, ADSD EU/90. Die Idee, eine neue föderalistische Organisation zu grün-den, war bereits im September 1955 aufgekommen, vgl. das Protokoll über die Sitzungdes engeren Präsidiums, 10. 9. 1955, ADSD EU/87.

236 Greilshammer, Les mouvements fédéralistes, Kap. II und III. Vgl. auch Koppe, Das grüneE,S. 86f.
237 Übrigens zeigt die Anwesenheit Eugen Kogons bei Veranstaltungen Spinellis in Deutsch-land sehr deutlich, wie stark der durch die Neuorganisation der Europa-Union vorge-

nommene Bruch war: Der Präsident der frühen Jahre neigte einer grundsätzlich anderenEuropa-Idee zu als das Präsidium Mitte der fünfziger Jahre.
238 Vgl. den Brief Friedländers an die Präsidiums- und Hauptausschußmitglieder, die Lan-desverbände, den Bundesvorstand der BEJ, 14. 4. 1955, ADSD EU/139 und den „Föde-

ralistischen Brief" Altiero Spinellis an die Mitglieder der nationalen Leitungsausschüsse,der lokalen Sektionen der ÜEF und die Mitglieder der Zentralkomitees von UEF und
JEF, Juni 1955, ADSD EU/139.

239 Brief Friedländers an Friederike Mulert, 13. 4. 1955, ADSD EU/109.
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festgelegte Richtlinien der Europa-Union öffentlich betätigen."240 Radikal wur-
den auf dieser Grundlage Mitglieder ausgeschlossen, die in irgendeiner Weise Spi-
nellis Pläne unterstützten.241 Dies führte im Gesamtverband zu Unruhe, das Prä-
sidium jedoch zögerte nicht, seine Entscheidung durchzusetzen. Dabei argumen-
tierte man mit „weltanschaulicher Geschlossenheit": „Wenn Sie Programm und
Tendenz dieser Organisation [Spinellis „Volkskongreß"] studieren werden, wer-
den Sie sicherlich mit uns übereinstimmen, daß hier ein gewisser revolutionärer
Weg beschritten wird, der falsche revolutionäre und antidemokratische Tenden-
zen in sich trägt. [...] Sie würden [...] bestimmt Verständnis für den jetzt einge-
schlagenen Weg haben, wenn Sie Jahr für Jahr miterlebt hätten, wie die Anhänger
Spinellis in der EU eine geschlossene Aktivität der EU durch unfruchtbare Dis-
kussionen beeinträchtigt haben."242 Um diese „weltanschauliche Geschlossen-
heit" zu festigen, ging man zusätzlich daran, Spinelli durch „Kampfschriften" in
der Bundesrepublik entgegenzutreten.243 Dabei sparte man nicht mit dem Vor-
wurf „kommunistischer Umtriebe", ein in der Bundesrepublik Mitte der fünfzi-
ger Jahre durchaus wirkungsvolles Argument, und wandte sich gezielt an Behör-
den, Verbände und Institutionen.244 Selbst die Idee, den Verfassungsschutz auf die
deutschen Anhänger Spinellis anzusetzen, fand in Präsidium und Generalsekreta-
riat der Europa-Union Anklang, wenn etwa Dieter Roser schrieb: „[...] Gegen ein
Gespräch mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz habe ich nichts einzuwen-
den. Es wird zwar kein vernichtendes Urteil des Bundesverfassungsgerichtes da-
bei herausspringen, aber möglicherweise doch einige Leute in Darmstadt [dem
Sitz des deutschen „Volkskongresses"] hellhörig machen, wenn sich etwa das dort
zuständige Amt um die Angelegenheit kümmert."245 Auch das Auswärtige Amt
übrigens stellte die UEF 1955 vorübergehend unter Kommunismusverdacht.246
Wenige Jahre später jedoch unterstützte man in Bonn jeden Vorstoß, die Spaltung
der föderalistischen Verbände in UEF und AEF aufzuheben, „zumal der Vorwurf
der einen Seite (AEF), die andere Seite (UEF) neige dem Kommunismus zu, trotz
jahrelanger Behauptungen unbeweisbar geblieben ist [.. .]".247
240 Vgl. Beschluß in der Ausschlußsache Winfried Krause, ADSD EU/138.
241 Vor allem im Landesverband Hessen gab es gegen den Suspendierungsentscheid des Bun-desverbandes erheblichen Widerstand. Vgl. Anlage zur Niederschrift über die Sitzung

des Gesamtvorstandes des Landesverbandes Hessen der EU vom 29. 3. 1958, ADSD EU/
138. Auch altgediente Mitglieder der Europa-Union wurden in diesem Zusammenhangausgeschlossen, so etwa der ehemalige Schatzmeister Bethmann, vgl. Brief Kluthe (Lan-desverband Hessen) an Bethmann, 11. 4. 1958, ADSD EU/138 oder der im BEJ aktiveClaus Schöndube.

242 Brief Oppenheim an OberstadtdirektorWalther Hensel (Düsseldorf), 29. 3. 1958, ADSD
EU/138.

243 Schneider, Europäische „Volksdemokratie".
244 Vgl. Aktennotiz der Europa-Union für den Deutschen Städtetag, 29. 10. 1958, ADSD

EU/139.
245 Brief Roser an Arnim, 3. 10. 1958, ADSD EU/140.
246 Attaché Rauch, Auswärtiges Amt, Vermerk betr.: Anliegen des Herrn Spinelli, Präsident

des Exekutivbüros der UEF, ohne Datum (April 1955), PAAA 2/212/427, wo es heißt:
„Spinellis Programm ist ausgesprochen radikal und eine Anzahl von Formulierungen
scheint dem Vokabular der kommunistischen Propaganda entlehnt."

247 Vgl. Gräfin Finckenstein, Auswärtiges Amt, Aufzeichnung betr.: Spaltung des Dachver-
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Das Vorgehen des Präsidiums der Europa-Union zeigt erneut, daß seit Mitte
der fünfziger Jahre ein neuer Abschnitt in der Geschichte des Verbandes eingelei-
tet war. Die Führung hatte mit allen Mitteln zu verhindern versucht, daß sich Spi-
nelli in der UEF durchsetzen konnte. Als ihr dies nicht gelang, verweigerte sie die
weitere Zusammenarbeit mit jenem Verband, der in ihren Augen drohte, „zu einer
orthodoxen Sekte zu werden, die sich von der Welt abschließt, sich in ihr eigenes
Gedankengebiet grollend zurückzieht und damit völlig neben die Ereignisse ge-
rät".248 Gleichzeitig ging man mit allen Kräften daran, die innere Geschlossenheit
des Verbandes zu gewährleisten, auch um den Preis heftiger Auseinandersetzun-
gen. Nach der Reform der Europa-Union hatten sich die „Fronten" wieder ge-
schlossen. Nun vertrat ein über Interessenkongruenz verbundenes Präsidium ein
eindeutiges politisches Konzept: die „funktionalistische" Einigung mit einem
Schwerpunkt auf wirtschaftlichen Aspekten. Während die Euphorie der Zeit nach
dem Zweiten Weltkrieg inhaltliche Differenzen hatte überdecken können, war
dieses integrative Element nach dem Scheitern der EVG fortgefallen. Das gemein-
same Ziel, eine politische Föderation Europas, rückte in so weite Ferne, daß der
Weg zu diesem Ziel in den Mittelpunkt rückte. Und über die Wege konnte man
sich durchaus streiten. Die von der umstrukturierten Europa-Union vertretenen
Ideen waren mit jenen der ehemals für das Überleben des deutschen Verbandes so
wichtigen UEF nicht mehr kompatibel. Das „revolutionäre", in den Augen der
Verantwortlichen der Europa-Union, sozialistische Konzept der UEF mit seinen
ideologischen Prämissen ließ sich weder mit dem Ziel einer westlich-liberalen
europäischen Gesellschaft noch mit industriellen Interessen vereinbaren. Und ge-
rade weil seit der Umstrukturierung eine finanzielle Rückendeckung gewährlei-
stet war, konnte sich die Europa-Union ihr Ausscheren, im Wortsinne, leisten. Ja,
sie mußte es sich sogar leisten, um jene Finanziers bei der Stange zu halten, die ihre
eigenen Interessen eben vorwiegend durch wirtschaftlich orientierte Ideen vertre-
ten sahen.

Der „wichtigste Europa-Verband in der Bundesrepublik":
die Europa-Union im Zenit

Mit Zähnen und Klauen also verteidigte die Europa-Union ihre nach der Um-
strukturierung Mitte der fünfziger Jahre gefestigte Position gegenüber anderenEuropa-Verbänden. Doch gleichzeitig hatten sich die Bedingungen ihres Wirkens
in der Bundesrepublik fundamental gewandelt. Wachsender Wohlstand, ein zu-
nehmender Rückzug der Deutschen ins Private, „Politikferne" und damit einher-
gehend „Europamüdigkeit" beeinflußten die Wirkungsmöglichkeiten eines Eu-
ropa-Verbandes grundsätzlich. Denn je besser es sich im quasi-nationalstaatlichen

bandes der Europäischen Föderalisten in AEF und UEF
-

Versuch einer Aussöhnung,11. 6. 1959, PAAA Ref. 201a/298.
Vgl. Brief Friedländer an Schinzinger, 2. 9. 1955, ADSD EU/109. Vgl. auch das Protokollüber die Sitzung des Präsidiums der EU, 18. 6. 1955, ADSD EU/87 und den Brief Fried-
länders an die Mitglieder des Präsidiums und des Hauptausschusses der EU, 19. 7. 1955,ADSD EU/109.
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Rahmen der Bundesrepublik leben ließ, desto weniger Menschen waren für die
Aufhebung des Nationalstaates in einer europäischen Föderation noch zu begei-
stern. Seit Mitte der fünfziger Jahre, als die Bundesrepublik ihre Souveränität wie-
dererlangt hatte, nahm für viele Westdeutsche auch die „nationale Notwendig-
keit" einer europäischen Einigung ab. Die Nachkriegsordnung hatte sich etabliert,
und es lebte sich gut in ihr.
War es der Europa-Union selbst in den Jahren der großen Europa-Begeisterung

nicht gelungen, eine Massenbewegung zu bilden, so war nun erst recht nicht mehr
an eine Organisation mit hohen Mitgliederzahlen zu denken. Andererseits aber
gehörte das politische Bekenntnis zu Europa in der Bundesrepublik seit Mitte der
fünfziger Jahre endgültig „zum guten Ton". Was wollte eine Europa-Bewegung in
einer Gesellschaft erreichen, in der „jede allgemeine Propaganda für den europäi-
schen Gedanken ziemlich sinnlos geworden [ist], indem die größte Partei der
BRD ihren Parteitag unter dem Stichwort ,Ein geeintes Deutschland in einem ge-
einten Europa' abhält, und eigentlich niemand mehr gegen den europäischen Ge-
danken als solchen Einwendungen erhebt?"249 Im Gegensatz zur unmittelbaren
Nachkriegszeit, als „Europa" die Menschen emotional angesprochen hatte,
konnte man in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre kaum noch jemanden begei-
stern, wenn man von einem vereinigten Europa sprach. So sah sich die Europa-
Union, ebenso wie alle anderen Europa-Verbände, nach dem Scheitern der EVG
und den ersten Schritten in Richtung „Europäische Gemeinschaften" vor eine
fundamentale Sinnfrage gestellt. Angesichts des Scheiterns des europäischen
„Großprojekts", für den nicht zuletzt die Europabewegungen geworben hatten,
geriet der Einigungsprozeß in eine Sackgasse, und auch die Europabewegungenmußten sich fragen, wozu ihre Aktivitäten in Zukunft dienen sollten.
Die Europa-Union mußte ihre Aufgaben und ihr Selbstverständnis neu definie-

ren, um noch sinnvolle Arbeit zu leisten. Und ebenso wie das neue Präsidium die
inhaltliche, finanzielle und organisatorische Neuordnung übernommen hatte, so
nahm es auch diese Neudefinition in Angriff und setzte es sich zum Ziel, aus der
Europa-Union einen modernen politischen Interessenverband zu machen. Bis in
die zweite Hälfte der sechziger Jahre sollten die nun entwickelten Arbeitsformen
weitgehend und erfolgreich beibehalten werden. Die Europa-Union also wan-
delte ihre Wirkungsformen und -absichten im Laufe ihrer Geschichte im Gegen-
satz zur Abendländischen Bewegung deutlich. Aber immer gingen diese Wand-
lungen einher mit Veränderungen der im Verband vertretenen Ideen. Zu jedemZeitpunkt war es so, daß die Wirkungsformen an die Ziele gebunden waren, diedie Europa-Union vertrat: Solange es darum ging, vor allem die Bevölkerung fürein an den Regierungen vorbei zu einigendes Europa der „Dritten Kraft" zu ge-winnen, richteten sich die Aktivitäten logischerweise primär auf die Bevölkerung.Mit der Übernahme des funktionalistischen Modells jedoch waren es eher Politik
und Wirtschaft, auf die man Einfluß zu nehmen gedachte.
Zuerst einmal nahm man Abschied von allen Hoffnungen auf Gründung einer„Massenbewegung". Zum einen lehnte die neue Spitze der Europa-Union, das ist

Bericht über die Sitzung des engeren Präsidiums, 12. 9. 1954, ADSD EU/87.
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an der Auseinandersetzung mit Spinelli deutlich geworden, „basisdemokratische"
Elemente ab und konnte daher in der Bildung einer Massenbewegung kaum das
richtige Mittel zur Umsetzung ihrer politischen Ziele sehen. Zum anderen jedoch
sah man deutlich, „daß die Europa-Union [...] zwar seit Jahren einen Anstieg der
Mitgliederzahlen zu verzeichnen [hat], aber trotzdem keine Chance [bestehe],
eine quantitativ gewichtige Mitgliederorganisation zu werden".250 Diese Einsicht
änderte nichts an der Tatsache, daß man sich auch weiterhin um neue Formen der
Mitgliederwerbung bemühte.251
Fortan sollte die Europa-Union als „Multiplikatorin" in zwei Richtungen wir-

ken. Man setzte sich einerseits zum Ziel, den Europa-Gedanken durch vielfältigste
Aktionen unterschiedlichster Art in der Bevölkerung zu verankern. Andererseits
aber wollte man auch gezielt auf die Politik Einfluß nehmen. Grundvorausset-
zung, um die „Unkenntnis über Probleme der europäischen Politik in weiten
Kreisen der Bevölkerung" zu vermindern, war für die neue Führung der Europa-
Union die Schulung der eigenen Mitglieder in Fragen der Öffentlichkeitsarbeit,
ein Konzept, welches es vorher in dieser Form nicht gegeben hatte und welches
den Anspruch der neuen Führung auf „Modernität" veranschaulicht. Das Gene-
ralsekretariat führte in den fünfziger und sechziger Jahren regelmäßige Schulun-
gen und Konferenzen mit den ehrenamtlichen Mitarbeitern der Landesverbände
durch, um sie einerseits „über grundsätzliche und aktuelle Fragen der europäi-
schen Einigungspolitik zu informieren", sie andererseits aber

-

im beginnenden
Medienzeitalter

-

auch „mit den Methoden moderner Öffentlichkeitsarbeit ver-
traut zu machen".252
Die so geschulten Mitglieder auf Kreis-, Landes- und Bundesebene führten

dann beispielsweise klassische Informations- und Vortragsveranstaltungen durch.
Der Bundesverband stellte anderen gesellschaftlichen Gruppen und Verbänden
auf Wunsch Referenten, aber auch „Fachliteratur, Filme [oder] Lichtbilder" zur
Verfügung und beriet „bei der Vorbereitung und Durchführung von Veranstal-
tungen".253 Dabei wurden auch gezielt bestimmte, als besonderswichtig erachtete
Gruppen wie etwa Geschichtslehrer, angegangen: Seit 1956 besaß die Europa-
Union einen Schulbeauftragten, der pro Jahr etwa 120 Veranstaltungen durch-
führte, wodurch nach Angaben des Generalsekretariats bis Ende 1966 rund
150000 Personen, darunter 40000 Lehrer angesprochen werden konnten.254 Um
diese klassische Informations- und Bildungsarbeit auszubauen, griff man unteranderem auf die Europa-Häuser zurück, die im Laufe der fünfziger Jahre nach
dem Vorbild der Amerika-Häuser gegründet wurden. Zusammengefaßt wurden
diese Häuser im April 1959 im „Bildungswerk Europäische Politik", das die Öf-
fentlichkeitsarbeit der Europa-Union auf eine wissenschaftliche Grundlage stel-

Generalsekretär Lüders auf dem X. Kongreß der Europa-Union, 18. 1. 1958, ADSDEU/5.
Vorschlag zur Erhöhung der Mitgliederzahlen, 17. 1. 1956, ADSD EU/5.
Geschäftsbericht der Europa-Union Deutschland vom 12. 4. 1964 bis 19. 11. 1966, Bonno.J.
Europa Union seiner Völker, S. 23.
Geschäftsbericht der Europa-Union Deutschland vom 12. 4. 1964 bis 19. 11. 1966, Bonno.J.
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len, die Grundsätze und Ziele für die politische Bildungsarbeit der Europa-Union
ausarbeiten und ihre leitenden Organe ideell unterstützen sollte.255 Weiterhin ein
wichtiges Element der Arbeit der Europa-Union blieb schließlich die Organisa-
tion von Austauschen insbesondere zwischen Deutschen und Franzosen.256 Al-
lerdings zeigte sich der allmähliche Rückgang der Bedeutung dieses Arbeitsberei-
ches in der Tatsache, daß die seit 1954 existierende Position eines Austauschrefe-
renten der Europa-Union 1961 abgeschafft wurde.257 Zu dieser Entwicklung trug
in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre auch die Realität „Europas" bei. Mit der
zunehmenden Reisefreiheit und den „Reisewellen" verloren etwa die seit den vier-
ziger Jahren durch die Europa-Union angebotenen Austauschmöglichkeiten an

Attraktivität, weil nun jeder Bundesbürger relativ problemlos auf eigene Faust die
westlichen Nachbarländer erkunden konnte.
Einmalige Aktionen traten hinzu, wie etwa „Europa-Wochen", in denen eine

bestimmte „Stadt oder ein Landkreis systematisch mit der europäischen Idee be-
kannt gemacht werden [sollten]".258 Von Bedeutung waren auch die Aktionen des
Verbandes zu den Bundestagswahlkämpfen, in denen die Partei- und Wahlpro-
gramme der verschiedenen Parteien analysiert und Veranstaltungen mit Kandida-
ten durchgeführt wurden, um die europäischen Positionen auszuloten. Mit der
Veröffentlichung „grüner" Listen gab die Europa-Union dann auchWahlempfeh-
lungen für europafreundliche Vertreter aller Parteien (mit Ausnahme rechts- oder
linksextremer Gruppierungen).259 Im publizistischen Bereich entwickelte das Ge-

255 Erster Präsident des „Bildungswerks" wurde Arnold Bergsträsser, der gleichzeitig auch
ins Präsidium der Europa-Union eintrat. Bergsträsser hatte sich bereits in den Jahren der
Weimarer Republik für eine deutsch-französische Verständigung eingesetzt. Wegen sei-
ner Kontakte zum nationalsozialistischen Regime jedoch geriet er in den Jahren der Emi-
gration in den USA in die Kritik. Vgl.: Bergsträsser, Sinn und Grenzen der Verständigungzwischen den Nationen, München/Leipzig 1930. Ders., Verständigung?, in: Der Ring 3
(1930), S. 801. Die Europa-Häuser bzw. -Akademien befanden (oder befinden) sich in
Schliersee, Otzenhausen, Berlin und Marienberg. Vgl. auch: Europa Union seiner Völker,
S. 23 f.. Der Aspekt der „europäischen Grundlagenarbeit" behielt seine Bedeutung für die
Europa-Union auch in den sechziger Jahren. Vgl. Friedländer, Ernst: Drei Aufgaben, in:
Europa-Union 17 (1966), Heft 10, S. 2.

256 1955 z.B. besuchten 20 Winzer und eine Volkstanzgruppe aus Bernkastei Beaune in
Frankreich. Des weiteren verschickte man französische Frauen nach Esslingen, Stuttgart,Frankfurt und Düsseldorf, französische Berufsschullehrer nach Rheydt, Bergisch-Glad-bach und Neuwied. 10 französische Parlamentarier und Bürgermeister aus Algerien rei-
sten in die Bundesrepublik, französische Straßenbahnangestellte nach Aachen und fran-
zösische Werkmeister und Vorarbeiter der Automobilindustrie nach Düsseldorf. Gegen-besuche fanden in aller Regel statt. Dies war nur ein kleiner Ausschnitt der Austausch-
aktivität der Europa-Union. Vgl. Aktennotiz für Friedländer, 29. 8. 1955. Aktennotiz
Lüders für Friedländer, Oppenheim, Müller, von Loe, 27. 4. 1955, beide ADSD EU/109.
Vgl. auch: Europa Union seiner Völker, S. 25.

257 Koppe, Das grüne E, S. 123.
258 „Geeignet sind hierfür Vorträge in Schulen und Vereinen, Filmvorführungen, gesellige

Veranstaltungen, Ausstellungen, Gruppenaustausch und anderes mehr." Europa Union
seiner Völker, S. 26.

259 Man überlegte auch, „schwarze" Listen zu erstellen mit den Namen jener Kandidaten, die
aus Sicht der Europa-Union aufgrund europafeindlicher, nationalistischer Positionen
nicht wählbar waren. Vgl. die Schilderungen der Wahlkampfaktionen 1965 und 1969, in:
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neralsekretariat erhebliche Aktivität. Es gab Pressemitteilungen (seit 1962 auch in
einem eigenen Pressedienst mit dem Namen Europa-Union-Dienst), ein Mittei-
lungsblatt über verbandsinterne Fragen sowie die zweimal monatlich erschei-
nende Zeitschrift Europa-Union. Europäische Zeitschrift heraus. Hinzu kamen,
teilweise auch von den Landesverbänden oder dem Bildungswerk Europäische
Politik herausgegebene Einzelpublikationen, Hefte und Broschüren. Im Jahr 1958
beispielsweise verteilte allein das Generalsekretariat der Europa-Union 350000
Schriftstücke. Das indiziert eine erhebliche Reichweite, die dieWirkung der Ideen
der Europa-Union auf weite Bevölkerungskreise unterstreicht.260
Neben diesen Aktionen, welche darauf gerichtet waren, das Europabewußtsein

in der deutschen Bevölkerung zu stärken und den Einigungsprozeß auf diese
Weise in die deutsche Gesellschaft hinein zu übersetzen, wandte sich die Europa-
Union politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Verantwortungsträgern zu,
und erprobte damit auch andere Wirkungsformen. Gezielt zog der Bundesver-
band seit Mitte der fünfziger Jahre Persönlichkeiten aller politischen Richtungen
und Parteien, aus Wirtschaft, Verbänden, Kultur und Publizistik in die Europa-
Union.261 Diese sollten in ihrem jeweiligen Umfeld die Ideen der Europa-Union
vertreten, so daß man gewissermaßen ein „europäisches Netzwerk" quer durch
die Republik spannte.262 Dabei bestanden enge Kontakte zu Regierungskreisen in
Bonn. Seit der Präsidentschaft Friedländers, als sich die Europa-Union eng an die
Westbindungspolitik Adenauers angelehnt hatte, ging diese inhaltliche Ausrich-
tung mit einer organisatorischen einher, die auch unter Oppenheim beibehalten
wurde. Friedländer hatte als ein von Adenauer geschätzter Journalist relativ leich-
ten Zugang zum Bundeskanzler. Das Präsidium der Europa-Union hatte ihn da-
her schon früh aktiviert, wenn es darum ging, bestimmte Probleme des Verbandes
an den Kanzler heranzutragen.263 Auch Oppenheim konnte über Robert Pferd-
menges relativ leicht in Kontakt mit Adenauer treten. Auf diese Weise setzte sich
die Europa-Union zumindest soweit im Gedächtnis des Kanzlers fest, daß dieser

Geschäftsbericht der Europa-Union Deutschland vom 12. 4.1964 bis 19. 11. 1966, S. 13f.
Geschäftsbericht der Europa-Union Deutschland vom 20.11. 1966 bis 22.11. 1969,
S. 18f.
Koppe, S. 113. Vgl. auch den Geschäftsbericht der Europa-Union Deutschland vom
12.4. 1964 bis 19. 11. 1966, Bonn o. J. und den Geschäftsbericht der Europa-Union
Deutschland vom 20. 11. 1966 bis 22. 11. 1969, Bonn o. J., in denen jeweils umfassende
Analysen zur Pressearbeit abgedruckt sind.
1958 waren beispielsweise 118 Bundestagsabgeordnete Mitglieder in der Europa-Union,vgl. Liste vom 15. 12. 1958, ADSD EU/90.
Die Satzung von 1958 brachte diese Orientierung auf den Punkt, indem sie als „Weg undMethode" der Europa-Union ausschließlich die „Willensbildung der politischen Par-
teien, Parlament und Regierungen im Sinne einer Förderung der gesamteuropäischen Fö-
deration" erwähnte. Vgl. die Hauptsatzung der Europa-Union. Fassung vom 18. 1. 1958,
ADSD EU/5
Vgl. z.B. das Protokoll über die Sitzung des Präsidiums, 20. 1. 1952, ADSD EU/87, in
welcher Friedländer beauftragt wurde, „mit dem Bundeskanzler Kontakt aufzunehmen
und die allgemeine politische Linie der UEF und der EU mitzuteilen".
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in bestimmten Situationen wiederum selbst um ein Gespräch mit Präsidiumsmit-
gliedern bat.264
Enge Beziehungen bestanden darüber hinaus vor allem zum Auswärtigen Amt.

Das Amt, das zu den regelmäßigen Geldgebern der Europa-Union gehörte,265 be-
grüßte die Neustrukturierung des Verbandes. Sobald sich die inneren Strukturen
der Europa-Union gefestigt hatten, knüpfte man gegenseitig Verbindungen.266
Der Generalsekretär der Europa-Union stand immer in engem Kontakt mit dem
Westeuropa-Referat,267 so daß die „Tätigkeit der Europa-Union [...] in enger
Zusammenarbeit mit dem Auswärtigen Amt stattfand]".268 So suchten auch die
Vertreter des Auswärtigen Amts immer wieder das Gespräch mit Vertretern der
Europa-Union.269 Man begriff die Europa-Union als Vermittlerin des außen-
politischen Kurses der Bundesregierung in breitere Bevölkerungsschichten: „Die
Europa-Union Deutschland ist die bei weitem umfassendste private europäische
Organisation in der Bundesrepublik. Ihre politischen Vorstellungen über den
Weg, zu einem staatlich geeinigten Europa zu gelangen, und über dessen künftige
Struktur liegen im wesentlichen auf der Linie, wie sie von führenden politischen
Kräften in der Bundesrepublik vertreten wird. [...] Den Kongressen der Europa-
Union, an denen außer führenden Persönlichkeiten der Bundesrepublik auch pro-
minente Politiker aus anderen Ländern Europas teilzunehmen pflegen, kommt für
die Förderung des europäischen Einigungsgedankens in der deutschen Öffent-
lichkeit eine große Bedeutung zu. Die auf diesen Kongressen verabschiedeten
Entschließungen enthalten oft richtungsweisende Gedanken, die auch bei der
Formung der europapolitischen Konzeptionen der Bundesregierung nicht außer
Betracht bleiben. Es liegt daher im Interesse der Bundesrepublik, daß den Kon-
gressen der EU Erfolg beschieden ist."270
Die guten Kontakte zwischen Europa-Union und Auswärtigem Amt gingen in

jenen Jahren sogar soweit, daß das Amt die Europa-Union nützte, um Zahlungen

264 Vgl. Protokoll der Sitzung des Präsidiums der EU, 26. 11. 1962, ADSD EU/92.
265 So zahlte das Auswärtige Amt für die Kongresse der Europa-Union wie auch der AEF in

der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre jeweils zwischen 10000-und 20000,- DM an Un-
terstützung. Vgl. i.A. Brief Nostiz, Auswärtiges Amt, an Lüders, 11.4. 1958, PAAA Ref.
201 (IA1V244. Aufzeichnung Frowein, Auswärtiges Amt, 28. 12. 1958, PAAA Ref. 201
(IAl)/245. Vermerk Frowein, Auswärtiges Amt, Reinkonzept, 24. 10. 1956, PAAA Ref.
201 (IA1V44. Vermerk Finckenstein, Auswärtiges Amt, an die zentrale Meldestelle im
Bundesministerium der Finanzen, 19. 9. 1959, PAAA Ref. 201 (IAl)/245. Das Auswär-tige Amt bat auch im Finanzministerium um Spenden für die Europa-Union, vgl.Schnellbrief Dr. Schwörbel, Auswärtiges Amt, an den Herrn Bundesminister der Finan-
zen, 4. 5. 1961, PAAA Ref. 201 (IA1V245. Im Jahr 1957/58 erhielt die Europa-Union vonöffentlichen Geldgebern insgesamt über 200000,- DM an Zuwendungen.266 Vgl. Brief Oppenheim an Brentano, 25. 8. 1955, OA EU bis 31. 12. 1955. Brief Friedlän-
der an Brentano, 2. 7. 1956, ADSD EU/109. Brief Oppenheim an Brentano, 12. 3. 1958,
ADSD EU/110.

267 Vermerk Nostitz, Auswärtiges Amt, 6. 8. 1959, PAAA Ref. 201 (IAl)/44.
268 Schnellbrief Dr. Schwörbel, Auswärtiges Amt, an den Herrn Bundesminister der Finan-

zen, 4. 5. 1961, PAAA Ref. 201 (IAl)/245.
"9 Vgl. Brief Carstens an Oppenheim, 23. 4. 1963, PAAA Ref. 201 (IAl)/436.270 Schnellbrief Dr. Schwörbel, Auswärtiges Amt, an den Herrn Bundesminister der Finan-

zen, 4. 5. 1961, PAAA Ref. 201 (IA1V245.
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an Vertriebenenorganisationen, in diesem Fall die mit der Europa-Union in Kon-
takt stehende Föderalistische Union Europäischer Volksgruppen, zu leisten, dabei
aber nicht im eigenen Namen auftreten zu müssen: „Um nach außen hin keines-
falls eine Unterstützung des Auswärtigen Amtes erkennbar werden zu lassen, ist
die Summe durch die Europa-Union [...] ausbezahlt worden."271 Und auch die
Europa-Union nahm die Beziehungen gezielt in Anspruch, etwa als sie im März
1956 mit dem Ministerialrat im Innenministerium Carl-Heinz Lüders einen neuen
Generalsekretär bekam. Der Wunschkandidat der Verantwortlichen der Europa-
Union hatte zunächst gezögert, weil er sich nach Beendigung seiner Tätigkeit für
die Europa-Union einen Einstieg ins Auswärtige Amt und hierfür eine Übernah-
megarantie wünschte. Indem Oppenheim und Friedländer, unter anderem über
Pferdmenges, all ihre Kontakte in Bonn spielen ließen, gelang es schließlich, eine
für Lüders akzeptable Lösung zu finden.272
Die Absicht der Europa-Union, gewissermaßen als Knotenpunkt eines Netz-

werkes zu agieren und an strategischen Punkten auf Mitglieder als Multiplikato-
ren zurückgreifen zu können, ging seit Mitte der fünfziger Jahre auf. In ganz an-
derer Form als Anfang der fünfziger Jahre, als der Verband vor der Finanzkrise
mit großer Resonanz erfolgreich gearbeitet hatte, bildeten auch die Jahre nach
1955 eine äußerst erfolgreiche Zeit für die Europa-Union. Die „avantgardistische"
Rolle hatte man allerdings bewußt abgelegt und konzentrierte sich auf die „Tages-
arbeit", welche man sich für den europäischen Gedanken zu leisten vorgenommen
hatte. Diese realistische Entscheidung, die konkrete Einigungspolitik zu unter-
stützen, führte allerdings, wie bereits angedeutet, dazu, daß die Verantwortlichen
ein politisches Endziel aus den Augen verloren bzw. es sogar bewußt aufgaben
oder zumindest ganz weit hinter gegenwärtige Interessen zurückstellten. Man
verzichtete auf „Visionen" und propagierte das „Ende der Ideologien".
Damit griff die Europa-Union einer sich seit Ende der fünfziger Jahre in der

westdeutschen Gesellschaft immer stärker durchsetzenden Grundstimmung vor:
Der propagierte Verzicht auf „Ideologien"

-

im Kern freilich ebenfalls ideologisch
aufgeladen

-

zeigte sich am deutlichsten in der programmatischen Erneuerung der
SPD im Godesberger Programm. Dieses markierte den Abschied von marxisti-
schen Überzeugungen und den Versuch, als „entideologisierte catch-all-party"273
den Kreis der angestammten Wählerschaft auch in die Mittelschichten und das
Bürgertum auszuweiten. Vorangetrieben wurde dieser Prozeß vor allem durch die
„Moderernisierer" und „Westernisierer" in der Partei274

-

von denen wiederum

Reinkonzept Gräfin Finckenstein, Auswärtiges Amt, an den Herrn Bundesminister für
gesamtdeutsche Fragen, 5. 2. 1959, PAAA Ref. 201 (IAl)/298.
Vgl. Brief Oppenheim an Brentano, 25. 8. 1955, OA EU bis 31. 12. 1956. Brief Stahlberg,Auswärtiges Amt, an Friedländer, 3. 10. 1955, OA EU bis 31. 12. 1956. Brief Friedländer
an Pferdmenges, 10. 11. 1955, OA EU bis 31. 12. 1956. Vereinbarung zwischen dem
Hauptverband der EU in Bonn und dem Ministerialrat im Bundesministerium des Inne-
ren Herrn Dr. jur. Carl-Heinz Lüders, OA EU bis 31. 12. 1956. Brief Carl-Heinz Lüders
an Oppenheim, 5. 7. 1956, OA EU bis 31. 12. 1956. Brief Oppenheim an Josef Löns, Aus-wärtiges Amt, 6. 5. 1955, OA EU bis 31. 12. 1956.
Schildt, Konservatismus, S. 240.
Angster, Konsenskapitalismus und Sozialdemokratie.
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eine Reihe im Präsidium der Europa-Union saßen. Aber auch in anderen Gesell-
schaftsbereichen distanzierte man sich von alten ideengeschichtlichen Traditio-
nen, von Ordnungsvorstellungen, die man nun zunehmend als ideologisch aufge-
laden begriff. Der Niedergang des Topos vom „Abendland" ist für diesen Prozeß
symptomatisch. Die Europa-Union befand sich also mit dieser bereits Mitte der
fünfziger Jahre erfolgten Neuausrichtung mit an der Spitze einer für die ideen-
geschichtliche Entwicklung der Bundesrepublik enorm wichtigen Entwicklung.
Denn die behauptete „Entideologisierung" ging mit einer zunehmenden Liberali-
sierung und Pluralisierung der westdeutschen Gesellschaft einher. Dabei setzte
sich im Verlauf der späten fünfziger und der frühen sechziger Jahre die Akzeptanz
bestimmter demokratischer und liberaler Grundwerte als Fundamente der gesell-
schaftlichen und politischen Ordnung langsam durch. In begrenztem Umfang
trug die Europa-Union mit ihrer frühen Neupositionierung, welche wie gesehen
auch grundsätzlich gesellschaftspolitische Ordnungsvorstellungen beinhaltete, zu
dieser Entwicklung bei.
Doch barg die Konzentration auf den funktionalistischen, „entideologisierten"

europäischen Einigungsprozeß auf Dauer auch Gefahren in sich. Die Europa-
Union gab damit, ganz im Gegensatz zu ihren früheren Jahren, einen in die Zu-
kunft weisenden politischen Gestaltungsanspruch auf und lief Gefahr, sich im Ge-
strüpp tagespolitischer Auseinandersetzungen zu verlieren. „Die Europa-Union
[blieb] im Gewirr der wirtschaftspolitischen Integration hängen und [gewann]
nicht die erforderliche Distanz, um ihre politischen Forderungen sichtbar und
überzeugend in den Raum zu stellen."275 Um 1960 wurde von prominenter Seite
Kritik an der konzeptionellen Situation der Europa-Union laut: Ernst Friedlän-
der, seit 1958 Ehrenpräsident der Europa-Union, war es, der davor warnte, die
Herausstellung grundsätzlicher europäischer Notwendigkeiten gegenüber dem
Tagesgeschäft allzusehr zu vernachlässigen: „Heute kann es nicht unsere wichtig-
ste Aufgabe sein, uns auf das nächste winzige Integrationsschrittchen zu konzen-
trieren. [...] Man sollte offen zugeben, daß die Integration heute, gemessen an frü-
heren europäischen Plänen, ein wenig auf das Niveau europäischer ,Mätzchen'
herabgesunken ist. Große Taten des Zusammenschlusses sind nicht am politischen
Horizont zu erspähen."276 Erst in der Herausforderung durch de Gaulle sollte es

der Europa-Union gelingen, wieder in stärkerem Maße eigene Positionen zu ent-
wickeln.

275 Koppe, Das grüne E, S. 120.
276 Ebenda, S. 126. Auf dem Kongreß 1961 in Kiel wiederholte Friedländer im Schlußreferat

seine Vorwürfe, sehr zum Ärger der Delegierten, ebenda, S. 135.
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3. Gaullistische Herausforderung:
die Europa-Union in den sechziger Jahren

„Wir sind Antigaullisten!"
Die Einsicht, daß die Vorstellungen de Gaulies zur europäischen Integration nicht
im geringsten ihren eigenen Forderungen entsprachen, entwickelte sich in der Eu-
ropa-Union erst langsam. Bis zum Übergang zu den sechziger Jahren war es vor
allem Großbritannien gewesen, das

-

in inzwischen langjähriger Tradition - den
Unmut des Verbandes auf sich zog, zuletzt wegen seines Verzichts auf eine Betei-
ligung an den EWG-Verhandlungen.277 Demgegenüber lobte der XL Kongreß der
Europa-Union den französischen Vorschlag vom Juni 1959, der die Errichtung
eines politischen Sekretariates der EWG-Länder vorschlug, als „mutige und ein-
schneidende Maßnahme".278 Die Führung der Europa-Union gab sich der Hoff-
nung hin, dies entspreche den eigenen Konzepten eines politischen Sekretariats.
Was aber nach dem Willen der Europa-Union ein erster Schritt in Richtung einer
politischen Gemeinschaft sein sollte, war nach de Gaulies Willen ein Mittel, wei-
teren supranationalen Elementen vorzubeugen und statt dessen die intergouver-
nementale Zusammenarbeit weitgehend souveräner Nationalstaaten zu festigen.
Doch zunächst reagierte die Europa-Union mit empörtem Unverständnis auf die
Ablehnung der französischen Vorschläge durch die Bundesregierung.279 Auch
Anfang der sechziger Jahre war die Position der Europa-Union gegenüber demfranzösischen Staatspräsidenten noch nicht geklärt, und man glaubte, die von de
Gaulle im September 1960 skizzierte regelmäßige und organisierte Zusammenar-
beit der europäischen Staaten könne vielleicht doch noch, gewissermaßen durch
die Hintertür, mit supranationalen Elementen aufgefüllt werden. Man hoffte auf
die „Quadratur des Kreises": „Ein föderativ geeintes Europa, dem de Gaulle
schließlich doch seinen Segen gibt, dem England (und im Gefolge Englands wei-
tere europäische Länder) beitritt und das sich harmonisch in eine atlantische Ge-
meinschaft einfügt."280 So forderte man einerseits, neben direkten Wahlen zum
Europäischen Parlament und einer Zusammenfassung der Gemeinschaftsorgane,
ein politisches Sekretariat, welches „nicht nur ein Organ der Außenministerkon-
ferenz sein [darf], wie es die französische Regierung vorgeschlagen hat".281 Ande-
rerseits aber waren in der Europa-Union auch Stimmen zu hören, die darüber spe-

277 Roser, Europäische Einigung und atlantische Gemeinschaft, spiegelt diesen Unmut überGroßbritannien noch deutlich.
278 Europas Einheit

-

Unsere Zukunft. Beschluß des XL Kongresses der Europa-Union inDortmund 1959, abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 45.279 Stellungnahme des Präsidiums der Europa-Union zu aktuellen politischen Fragen auf derSitzung am 28. 11. 1959, ADSD EU/90.
280 Koppe, Das grüne E, S. 134.
281 Erklärung des Hauptausschusses der Europa-Union, 8. 2. 1960, ADSD EU/90. Vgl. auch:Stellungnahme des Präsidiums der Europa-Union vom 19. 9. 1960 (aus Anlaß der Presse-konferenz de Gaulles vom 5. 9. 1960, auf welcher er seine Vorschläge zu einer organisier-

ten Zusammenarbeit skizziert hatte), ACDP 1-148-128/03.
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kulierten, ob man die intergouvernementale Methode de Gaulles nicht vielleicht
als Übergangslösung akzeptieren solle.282
Doch auf Dauer konnten sich diese Stimmen nicht durchsetzen. Dazu trugen

vor allem die Ereignisse im Zusammenhang mit der Fouchet-Kommission bei,
welche die Regierungschefs der sechs EWG-Länder im Juli 1961 eingesetzt hat-
ten, um einen Plan für die Organisation einer europäischen Zusammenarbeit aus-
zuarbeiten. Als Präsident de Gaulle Anfang 1962 in einer Fernsehansprache die
Europäischen Gemeinschaften angriff und kurz darauf den Fouchet-Plan II vor-
legen ließ, in welchem die Zuständigkeiten der bestehenden Gemeinschaften
durch eine zu schaffende Institution der Regierungschefs übernommen werden
sollten und in dem von einer Erweiterung der supranationalen Einigung nicht die
Rede war, kritisierte die Europa-Union erstmals nicht mehr nur Einzelaspekte,
sondern bezeichnete die Haltung de Gaulles insgesamt als „integrationsfeindlich"
und verurteilte seine Äußerungen als „unvereinbar mit den bestehenden Verträ-
gen [der Gemeinschaften]".283
Kurz darauf folgte mit der „Aueler Erklärung" eine fundierte Stellungnahme

gegenüber der Europa-Politik des französischen Staatspräsidenten.284 Darin er-
klärte die Europa-Union, daß „die bestehende institutionelle Ordnung im Bereich
der Europäischen Gemeinschaften [...] durch Vereinbarungen dieser Art [der
Fouchet-Plan] nicht ausgebaut, sondern im Ergebnis geschwächt [würden]. Un-
verbindliche Absichtserklärungen sind kein Ersatz für politische Substanz." Der
Abschluß eines neuen Vertrages berge die Gefahr, die Bestimmungen der EGKS
oder der Römischen Verträge zu überlagern oder zu beeinträchtigen, also „das
bisher durch die Europäischen Gemeinschaften Erreichte [zu] gefährden". Ange-
sichts dieser Lage schlug die Europa-Union vor, „vorläufig eher von neuen Ver-
einbarungen abzusehen, als Verträge abzuschließen, die das Erreichte in Frage
stellen und nicht zur politischen Einigung Europas beitragen". Die alternativen
Schritte, welche statt dessen in Richtung einer politischen Gemeinschaft erfolgen
sollten, skizzierte die „Aueler Erklärung" ebenfalls: Einerseits müßte die in den
Römischen Verträgen verankerte Möglichkeit, allgemeine und direkte Wahlen für
das Europäische Parlament durchzuführen, endlich umgesetzt und dem Parla-
ment insgesamt weitere Mitwirkungs- und Kontrollrechte zugesprochen werden.Andererseits wiederholte man die seit einigen Jahren immer wieder erhobene For-
derung nach einer gemeinsamen europäischen Außenpolitik, welche nicht zuletztdurch die bereits bestehenden regelmäßigen Konferenzen der Außenminister un-
ter Mitarbeit der drei bestehenden Gemeinschaften weiter voranzutreiben sei. Ein
politisches Sekretariat hingegen hielt man für „überflüssig und der Sache abträg-lich", würde es doch (unter den gegebenen Umständen) die politische Integration
282 Koppe, Das grüne E, S. 134.
283 Ebenda, S. 142.
284 Erklärung zur Europäischen Einigungspolitik von Heinrich von Brentano, Ernst Fried-länder, Heinz Krekeler, Karl Mommer, Dieter Roser, Ulrich Scheuner, Rudolf Woller.

ACDP 1-148-128/03. Das Präsidium der Europa-Union stellte sich in seiner Sitzung vom13. 3. 1962 einstimmig hinter die Erklärung und appellierte „an den Deutschen Bundes-
tag, sich rechtzeitig im Sinne dieser Erklärung in die Entwicklung einzuschalten". Vgl.ebenda. Hier auch die folgenden Zitate.
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nicht weiterbringen. Die „Aueler Erklärung" erfuhr in der bundesrepublikani-
schen Öffentlichkeit eine erhebliche Resonanz. Vor allem die Medien berichteten
lebhaft über die Erklärung; Karl-Heinz Koppe spricht sogar davon, daß „das
Echo und dieWirkung dieser Erklärung [...] in der Geschichte der Europa-Union
ohne Beispiel sind".285
Hier haben wir ein erneutes Beispiel für die partielle Wirkungsmächtigkeit der

Europa-Union, die ganz anders geartet war als jene der Abendländischen Bewe-
gung. Während die Abendländer manche ihrer Ideen und Vorschläge mittels der
von ihnen bevorzugten „Geheimdiplomatie", mittels persönlicher Kontakte und
Gespräche, in den politischen Raum einbrachten, blieben sie doch mit dieser Vor-
gehensweise immer auf jene Politiker beschränkt, die dem abendländischen Ge-
danken von vorneherein in irgendeiner Form nahestanden. Die Europa-Union
hingegen erreichte mit ihren völlig anderenWirkungsformen eine weitaus größere
Öffentlichkeit, was die Abendländer wiederum gar nicht gewollt hätten. Die ex-

zellente Verankerung der Europa-Union in den Netzwerken von Politik, Medien
und Wirtschaft der Bundesrepublik garantierte ihr Anfang der sechziger Jahren
noch jene Aufmerksamkeit, die ihr erst ein wirksames Agieren ermöglichte.
Eine geschlossene Ablehnungsfront in der Europa-Union gegenüber der Poli-

tik des französischen Staatspräsidenten formierte sich also erst allmählich in dem
Maße, in dem de Gaulles Europakonzepte klarer hervortraten. Von 1962 an bis
zum Ende der sechziger Jahre blieb diese Ablehnung dann unverändert erhalten,
ja verstärkte sich immer mehr, bis de Gaulle in den Augen der Verantwortlichen
der Europa-Union schließlich nur noch „ein alter Mann [war], der die Zeichen der
Zeit nicht mehr zu deuten weiß".286 Möglicherweise ist an der Auffassung von
Jürgen Schwarz etwas Wahres, daß die europäischen Föderalisten, zu denen auch
die Europa-Union gehörte, dermaßen „von der Richtigkeit der eigenen Vorstel-
lungen [überzeugt waren] und es für überflüssig [hielten], sich mit den Argumen-
ten de Gaulles überhaupt auseinanderzusetzen".287 Tatsächlich beurteilte man in
der Europa-Union die Europa-Vorstellungen de Gaulles seit 1962 als anachroni-
stisch, nationalistisch und schlicht als Hindernis für die Einigung Europas. Sich
näher mit seinen Vorschlägen zur Zusammenarbeit der europäischen Staaten zu
beschäftigen, dazu sah man in der Tat keinen Grund. Dies hing nicht primär, wie
Jürgen Schwarz nahelegt, mit einer gewissen Arroganz zusammen, sondern wohl
eher mit der Tatsache, daß man das eigene Integrationskonzept für das weiterfüh-
rende hielt. Daraus wiederum ergab sich allerdings über die Jahre hinweg eine
durchaus arrogante Haltung gegenüber de Gaulle.
Gerade die Sackgasse, in welche die europäische Integration durch de Gaulle

geriet, führte dazu, daß man sich in der Führungsspitze der eigenen Ideen wieder
bewußt wurde. In der Konfrontation mit dem General erwachte man aus dem
ideellen „Dornröschenschlaf", in den der Verband in der zweiten Hälfte der fünf-
ziger Jahre mit der Übernahme des „Funktionalismus" und der Unterstützung

285 Koppe, Das grüne E, S. 143.
286 £)er England-Plan der Europa-Union: Die Europäer proben den Aufstand, in: Europa-Union, 18 (1967), Heft 12, S. 1.
287 Schwarz, Anti-Europäer oder Realist, S. 152.
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der offiziellen Integrationspolitik gefallen war. Seit der ersten Hälfte der sechziger
Jahre entfaltete die Führung der Europa-Union wieder ein stärkeres ideelles En-
gagement; statt einer nachvollziehenden Bejahung der Regierungspolitik fand
man zu „zukunftsorientierten" Stellungnahmen. Das Endziel der „Vereinigten
Staaten von Europa", die Vision eines politisch geeinten Bundesstaates trat schär-
fer konturiert hervor, aber auch die Frage, wie denn der nächste Schritt auf dem
Weg zu diesem Ziel aussehen sollte, ging man mit mehr Einfallsreichtum an.

Dabei blieben die Mitte der fünfziger Jahre festgelegten Grundlinien erhalten,
ja sie präzisierten sich sogar noch einmal. Dies galt vor allem für die „atlantische"
Orientierung. In der Herausforderung durch den Gaullismus positionierte sich
die Europa-Union eindeutig im Lager der „Atlantiker". Dazu trugen neue Mit-
glieder im Präsidium bei, wie vor allem der erklärte „Atlantiker" (und Industrie-
vertreter) Kurt Birrenbach (CDU),288 der 1959 gewählt wurde. Er faßte die Posi-
tionen der Europa-Union, die durch die Berlin- und die Kuba-Krise verstärkt
wurden, zusammen: „Ich halte ein rein auf den europäischen Kontinent be-
schränktes Europa, das Großbritannien den Anschluß an den europäischen Kon-
tinent verweigert und sich als Dritte Kraft innerhalb der Weltkonstellation eta-

bliert, ebenso für unrealistisch wie gefährlich. [...] Ideen dieser Art kann man nur
haben, wenn man entweder die politische Situation Europas im Rahmen des West-
Ost-Konfliktes falsch einschätzt oder den Schutz der amerikanischen Waffen
mißbraucht. [...] Solange die Vereinigten Staaten die Schutzmacht Westeuropas
aufgrund ihres Waffen- und Wirtschaftspotentials sind, erkenne ich ihnen einen
gewissen Führungsanspruch zu. Nur ein Narr kann diese Legimitation der Reali-
täten übersehen."289
Die in den fünfziger Jahren in die Europa-Union einfließenden wirtschaftlichen

Interessen gaben auch Anfang der sechziger Jahre einer „atlantischen" Orientie-
rung den Vorrang vor einer „kleineuropäischen" Abschottung. Wilhelm Beutler
formulierte es deutlich: „Noch immer ist das europäische Widerlager der Brücke
über den Atlantik nicht fest genug gegründet. [...] Wir brauchen eine weltoffene
[europäische] Gemeinschaft, kein introvertiertes Gebilde."290 Daraus leiteten sich
auch die anhaltenden Forderungen der Europa-Union nach einer europäischen
Freihandelszone der EWG und EFTA-Länder ab, ja sogar die Forderung nach ei-
ner atlantischen Freihandelszone.291

288 Kurt Birrenbach, geboren am 2. 7. 1907 in Arnsberg, studiere Jura und wurde 1933 pro-moviert. Seit 1934 arbeitete er in einer Berliner Devisenberatung, 1939 ging er nach Bue-
nos Aires. Seit 1949 leitete er die AG zur Vertretung der Interessen der deutschen Stahl-
union in Argentinien, kehrte aber Anfang der fünfziger Jahre nach Deutschland zurück
und war von 1954 an für Thyssen tätig. Seit 1953 war er CDU-Mitglied, 1957 wurde er inden Bundestag gewählt. 1958-1961 war er Abgeordneter des Europa-Parlaments. Birren-bach ist am 26. 12. 1987 in Düsseldorf gestorben.

289 Brief Birrenbach an Coudenhove-Kalergi, 1. 2. 1963, ACDP 1-148-119/01.
290 w/ülighr, Beutler,Wirtschaftliche Integration als Element der politischen Einigung Euro-

pas. Vortrag vor der Mitgliederversammlung des DRdEB, 2. 12. 1963, BA N 1384/103.
291 Vgl. etwa: Stellungnahme des Präsidiums der Europa-Union zu aktuellen politischen

Fragen auf der Sitzung am 28. 11. 1959, ADSD EU/90. Roser, Europäische Einigung undatlantische Gemeinschaft, S. 13 f.
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Aufgrund ihrer atlantischen Ausrichtung lehnte die Europa-Union den Elysée-
Vertrag von 1963 als „schwere Belastungsprobe" ab: „Das größere Europa in
atlantischer Partnerschaft muß unser unverrückbares Ziel bleiben. Durch den
deutsch-französischen Vertrag [...] ist die Politik der Bundesregierung in die Ge-
fahr geraten, von der bisherigen Linie der europäischen Integration und der atlan-
tischen Partnerschaft abgedrängt zu werden. [...] Im Ratifikationsgesetz muß des-
halb gesichert werden, daß Inhalt, Verfahrensweise und Zuständigkeiten der euro-
päischen Verträge und des NATO-Vertrages nicht beeinträchtigt und umgangen
werden können. Nur so wird die deutsche Politik davor bewahrt, vor die unange-
nehme Wahl zwischen deutsch-französischer Freundschaft einerseits und euro-

päischer Integration und atlantischer Partnerschaft andererseits gestellt zu wer-
den."292 Im Gegensatz also zu den Abendländern, die im deutsch-französischen
Vertrag eine Chance für Europa und die Bundesrepublik sahen, finden wir hier die
umgekehrte Position. Bei aller Bejahung der deutsch-französischen Freundschaft
wehrte sich die Europa-Union gegen eine exklusive Ausrichtung der westdeut-
schen Außenpolitik auf Frankreich im „gaullistischen" Sinne.
Aus der Ablehnung der „gaullistischen" Variante der bundesdeutschen Außen-

politik leitete sich in der Europa-Union auch die Ablehnung eines verteidigungs-
politischen Alleingangs Europas oder eines einzelnen europäischen Staates ab, wie
er im Rahmen der Diskussion um eine multilaterale Atomstreitmacht 1963, be-
reits Jahre vor dem NATO-Austritt Frankreichs im März 1966, seine Schatten
vorauswarf: „Die Verteidigung Nordamerikas und Westeuropas ist und bleibt ein
unteilbares Ganzes. [...] Die europäische Sicherheit gründet sich auf das atlanti-
sche Bündnis. Alles kommt darauf an, dieses Bündnis zu stärken, aus ihm eine
wahre Gemeinschaft und Partnerschaft zu machen. Nationale und unabhängige
nukleare Streitkräfte einzelner europäischer Staaten, mögen sie auf überholten
Souveränitätsvorstellungen oder auf einem Mißtrauen gegen Amerika beruhen,
wirken störend und zersetzend auf das atlantische Bündnis, ohne die europäische
Sicherheit zu erhöhen. [...] Jede nationale Atomwaffe in Europa verletzt den
Geist des westlichen Bündnisses."293
Das einzige, was sich langsam aber sicher am Standpunkt der Europa-Union

zur atlantischen Gemeinschaft veränderte, war die Tatsache, daß man in der zwei-
ten Hälfte der sechziger Jahre zunehmend die Juniorrolle Europas ablegen wollte
und eine gleichberechtigte Partnerschaft anstrebte

-

Voraussetzung dafür war al-
lerdings in den Augen der Europa-Union ein politisch geeintes Europa.294 Mit

292 Protokoll der Sitzung des Präsidiums, 8. 3. 1963, ADSD EU/92. Vgl. auch: Pressemittei-
lung des Europa-Union-Dienstes, 28. 1. 1963, ACDP 1-148-119/01.

293 „Europa verteidigen
-

aber wie?" Erklärung des Präsidiums der EU D zur europäisch-
atlantischen Verteidigung, 1. 7. 1963 (Arbeitsunterlage zum XIV Kongreß), ADS EU/93.

294 Yg[ erwa Zwölf Thesen für Europa. Das neue Europa läßt sich nicht in alte Formen gie-
ßen. Forderungen des XIV Kongresses der Europa-Union in Frankfurt am Main 1964,
abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 55-59, hier S. 57. Dort heißt es: „Nur der
europäische Bundesstaat ist in der Lage, die von Amerika angebotene Atlantische Part-
nerschaft Wirklichkeit werden zu lassen. Erst der Präsident der Vereinigten Staaten von
Europa wird der vollgültige Partner des Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika
sein."
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gaullistischen oder abendländischen „Dritte-Kraft"-Ideen hatte diese Gleichbe-
rechtigung indes nichts zu tun. Es bleibt also festzuhalten, daß sowohl die Abend-
ländische Bewegung wie auch die Europa-Union auf die weltpolitischen Verände-
rungen der sechziger Jahre mit der Forderung einer größeren Selbständigkeit Eu-
ropas gegenüber den USA reagierten, wenn auch in abgestuftem Maße. Dies ist
nur symptomatisch für die Entwicklung der europäischen Politik in den sechziger
Jahren, als der ehemalige „Juniorpartner" Europa zunehmend an Selbstbewußt-
sein gegenüber dem „großen Bruder" USA gewann. Wie schwierig es indes war,
die neue Rolle zwischen „Dritter Kraft" und atlantischer Bindung zu definieren,
zeigt der Blick auf die hier betrachteten Europa-Organisationen.
Neben der „atlantischen" Verankerung stärkte die Auseinandersetzung mit der

Europa-Politik de Gaulles in der Europa-Union auch das Festhalten an der seit
den fünfziger Jahren vertretenen funktionalistischen Integrationsmethode. In
dem Moment, in dem sich die staatenbündisch-intergouvernementale Alternative
stellte, wurde der Führungsspitze klar, daß sie die bisher praktizierte supranatio-
nale Variante stärken wollte: „Die bewährte übernationale Methode mit ihrem
vorweg festgelegten Fortschreiten von Stufe zu Stufe der Integration" sollte fortan
auch auf weitere Elemente nationalstaatlicher Souveränität, insbesondere die Au-
ßenpolitik angewendet werden. „Schritt für Schritt ist die außenpolitische und
verteidigungspolitische Souveränität zu übertragen auf die so immer umfassender
werdende europäische Gemeinschaft, deren unbedingt demokratische Substanz
durch wesentlich stärkere Rechte und Funktionen eines direkt gewählten europäi-
schen Parlaments gewährleistet sein muß. Dieses Gemeinschaftssystem gilt es mit
eiserner Folgerichtigkeit auszubauen und zur harmonischen Reife zu bringen, bis
dann der letzte Schritt zur Begründung des vollausgebildeten europäischen Bun-
desstaates getan werden kann."295

So richtete die Europa-Union in den sechziger Jahren ihre Aktivität auf zwei
Bereiche aus: Es ging darum, die bestehenden Europäischen Gemeinschaften glei-
chermaßen zu vertiefen und zu erweitern. Die engere Gemeinschaft der EWG er-
schien nur als „Vortrupp": „Ihre Tore müssen weit offenstehen für jeden europäi-
schen Staat, der bereit ist, das Gesetz der Gemeinschaft anzuerkennen."296 Die
Aufnahme Großbritanniens in die EWG spielte für die Europa-Union eine ent-
scheidende Rolle. So reagierte man auf die zweimal

-

1963 und 1967
-

an de Gaulle
gescheiterten Beitrittsverhandlungen entsprechend verbittert.297 1967 war die
Enttäuschung besonders groß, hatte man doch durch die Veröffentlichung eines

295 Ebenda, S. 58.
2* Ebenda, S. 58.
297 Im Dezember 1967 telegrafierte Oppenheim als Präsident der Europa-Union offenbar anEdward Heath: „Zutiefst betroffen und enttäuscht über de Gaulles Nein zum Eintritt

Großbritanniens in den Gemeinsamen Markt möchte ich Ihnen gegenüber unsere herzli-che Verbundenheit mit Ihrem Lande zum Ausdruck bringen, Ihnen zu der bewunderns-
werten Haltung gratulieren, mit der Sie es in Brüssel vertreten haben und Ihnen versi-
chern, daß die Europa-Union Deutschland jeden ihr zur Verfügung stehenden Einfluß
dafür einsetzen wird, daß Großbritannien Mitglied der EG wird, zu der es nach dem Wil-
len der überwältigenden Mehrheit der Europäer gehört." Telegrammentwurf o.D.,ADSD EU/112.
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„England"-Plans, versandt an Bundeskanzler Kiesinger und Außenminister
Brandt, den Weg zu einer Aufnahme weisen wollen.298 Dieser setzte das Ziel, den
Beitritt nicht später als zum 1. Januar 1974 erfolgen zu lassen. Dem sollte eine
Vorschaltphase vorausgehen, in welcher gemeinsame Organe der EWG und Eng-
lands eine stufenweise Zoll- und eine Agrarunion bilden sollten.
Der „Antigaullismus" der Europa-Union führte schließlich zu der Auffassung,

daß, solange Frankreich nicht bereit sei, sich an der Arbeit der Gemeinschaftsor-
gane zu beteiligen, weitere Einigungsinitiativen im Zweifelsfall ohne Frankreich
durchzuführen seien.299 Man dürfe sich von de Gaulles „Provokation und [...]
politischer Maßlosigkeit", seiner „Drohung, die Gemeinschaft auffliegen zu las-
sen, nicht ins Bockshorn jagen" lassen. Denn das Präsidium der Europa-Union
war sich im Grunde sicher, daß, wenn de Gaulle sich vor die Alternative eines
„Europa der Zehn oder ein[es] Europa der Neun und des souveränen Einen" ge-
stellt sehe, wenn also Beitrittsverhandlungen ohne einen französischen Vertreter
aufgenommen würden, „wir das Europa der Zehn haben werden".300 Erst die
Krise der Gemeinschaften und die Einsicht in die Tatsache, daß es de Gaulle
„nicht mehr um den Ausgleich wirtschaftlicher und finanzieller Interessen [gehe],
sondern um den Versuch, das Konzept einer Gemeinschaft zu verändern, die die
übernationale Vereinigung Europas anstrebt",301 brachte der Europa-Union also
neue Entschlußkraft.
In den Stellungnahmen gegenüber de Gaulle und den Debatten um die Ausrich-

tung der bundesdeutschen Außenpolitik spiegelt sich erneut der fundamentale
Unterschied zwischen der abendländischen und der west-europäischen Idee. Al-
lerdings veränderten sich die politischen Konsequenzen dieser ideellen Differen-
zen. Während in den fünfziger Jahren trotz aller weltanschaulichen Abgründe, die
sich zwischen Abendländischer Bewegung und Europa-Union auftaten, die Zu-
stimmung zur politischen und militärischen Westintegration und zur europäi-schen Integration beide Organisationen verband, änderte sich dies in den sechzi-
ger Jahren. Die beiden Gruppierungen, die ihren Rückhalt und ihre Mitglieder
zum allergrößten Teil in den Reihen der Union fanden, bewegten sich in ihren po-litischen Positionen je weiter voneinander fort, desto deutlicher der Bruch inner-
halb der Unionsparteien, also der Verlust des außenpolitischen Konsenses der
fünfziger Jahre, wurde. Hier erweisen sich die Abendländische Bewegung und
Europa-Union erneut als Spiegel, in dem sich die politischen Debatten in der Bun-
desrepublik und insbesondere innerhalb der Unionsparteien reflektierten.

Der England-Plan der Europa-Union: Die Europäer proben den Aufstand, in: Europa-Union, 18 (1967), Heft 12, S. 1.
Erklärung des Präsidiums der Europa-Union nach der Sondersitzung am 8. 7. 1965 (Aus-bruch der „Brüsseler Krise"), zitiert nach: Geschäftsbericht der Europa-Union Deutsch-land vom 12.4. 1964 bis 19. 11. 1966, Bonn o.J, S. 8.
Mommer, Karl: Le défi du général, in : Europa-Union 18 (1967), Heft 12, S. 3. Vgl. auch:Mit oder ohne Frankreich? Am Wendepunkt der Einigungspolitik, in: Europa-Union 19
(1968), Heft 10,S. 1.
Erklärung des Präsidiums der Europa-Union nach der Sondersitzung am 8. 7. 1965 (Aus-bruch der „Brüsseler Krise"), zitiert nach: Geschäftsbericht der Europa-Union Deutsch-land vom 12. 4. 1964 bis 19. 11. 1966, Bonn o.J, S. 7.
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„Wege nach Gesamteuropa": Aufbruch zu einer neuen Ostpolitik
Diese neue Entschlußkraft wirkte sich belebend in einem anderen Bereich aus,
den die Europa-Union bisher eher vernachlässigt hatte: der Ostpolitik. Auch hier
kann man von einer Herausforderung durch de Gaulle sprechen. Denn nicht nur
die vom französischen Staatspräsidenten praktizierte Politik innerhalb des We-
stens, sondern auch seine offensiv vertretene Ostpolitik reizte den Verband zum
Widerspruch. Die Europa-Union hatte seit den späten vierziger Jahren zumindest
mittelfristig die politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Zukunft der euro-
päischen Einigung ausschließlich im Westen des europäischen Kontinents gese-
hen. Damit ging ein lediglich grundsätzliches Bekenntnis einher, auch die Länder
Mittel- und Osteuropas mit in die Vision eines geeinten Europas einzubeziehen.
Man hoffte, mit der Westintegrationspolitik auch Wiedervereinigungspolitik zu

betreiben, übernahm also die von der Regierung Adenauer vertretene Magnet-
theorie und ihr Konzept einer „Politik der Stärke". Der Antitotalitarismus und
Antikommunismus in der Führungsspitze der Europa-Union hatten einen erheb-
lichen Anteil an der ideellen Unterfütterung dieser Theorien. Je stärker sich die
Blockbildung ausprägte, desto weniger ging man jedoch auch in der Europa-
Union von der Möglichkeit einer Entspannung der weltpolitischen Lage aus.

Nach dem Ungarn-Aufstand formulierte man klar, daß „Koexistenz" unmöglich
sei. „Die Sowjetunion setzt den Kalten Krieg fort. Die freie Welt muß diese Her-
ausforderung annehmen."302 Gleiches galt auch für die deutsche Wiedervereini-
gung, wurde doch seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges von allen Europa-Ak-
tivisten ein untrennbarer Zusammenhang zwischen deutscher Frage und europäi-
scher Einigung gesehen, der sich für die Europa-Union auch in den fünfziger und
sechziger Jahren nicht löste. Aufgrund der spezifischen, im Verband einflußrei-
chen Interessen, den sich daraus ableitenden Ideen und auch aufgrund der biogra-
phischen Prägungen der Führungsspitze, in der beispielsweise Vertriebene kaum
vorhanden waren, finden wir in der Europa-Union in den fünfziger Jahren keine
„mitteleuropäischen" Relikte, wie sie in der abendländischen Idee weiterlebten.
Vielmehr hielt sich die Europa-Union

-

über allgemeine Absichtsbekundungen
hinaus

-

zurück, wenn es um die östliche Hälfte des geteilten europäischen Kon-
tinents ging. So reagierten die Abendländische Bewegung und die Europa-Union
vollkommen gegensätzlich auf den sich seit Anfang der fünfziger Jahre etablieren-
den Status quo in Europa. Während die Abendländer, in einer jahrzehntelangen
Kontinuität seit der Zwischenkriegszeit stehend, „Mitteleuropa" immer mehr
zum Kern des „Abendlandes" machten, war der Blick der Europa-Union späte-
stens seit Mitte der fünfziger Jahre nach Westen gerichtet. Dies lag vor allem in der
unterschiedlichen ideellen Formierung der abendländischen und der west-euro-
päischen Idee. Die westeuropäische Idee hatte, im Gegensatz zum „Abendland",
alle „mitteleuropäischen" Elemente bereits während des Zweiten Weltkrieges ver-
worfen. So fiel ihr der „Verzicht" (trotz rhetorischer Bekundungen) auf den
Osten Europas leichter als den Abendländern.

Mit dem freien Europa beginnen! Beschluß des IX. Kongresses der Europa-Union in
Augsburg 1956, abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 38^10, hier S. 38.
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Von wenigen Ausnahmen abgesehen, wie etwa dem „Deutschlandplan" Ernst
Friedländers von 1955,303 spielten Wiedervereinigung und Ostpolitik in den Ideen
der Europa-Union kaum eine Rolle. Erst Mauerbau und Kuba-Krise Anfang der
sechziger Jahre führten hier, wie auch anderenorts, langsam zu einem Umdenken.
Man erkannte die „Aussichtslosigkeit der bisherigen Wiedervereinigungspolitik
[...] mehr und mehr".304 Im Kern behielt das Präsidium zwar die seit Jahren
(wenn auch rein rhetorisch) vertretene These bei, „daß die westeuropäische Inte-
gration eines Tages zu Gesamteuropa führen wird".305 Doch öffnete man sich seit
Mitte der sechziger Jahre den Entspannungsbemühungen, wie sie vor allem von

den USA betrieben wurden, und erklärte, „daß die Kooperation mit Osteuropa
auf einzelnen Sachgebieten heute bereits möglich erscheint und neue Initiativen
erfordert".306
Die Hinwendung zur Entspannungspolitik gipfelte in der sogenannten Baden-

Badener-Erklärung, verabschiedet auf dem XVI. Kongreß der Europa-Union im
November 1966. In ihr ging man davon aus, „daß die Koexistenz zwischen Staa-
ten gegensätzlicher Gesellschafts- und Herrschaftsordnungen möglich [ist], nicht
aber ihre föderative Vereinigung", für welche eine rechtsstaatliche Ordnung
Grundvoraussetzung sei.307 Angesichts des atomaren Patts und der damit einher-
gehenden Zementierung des Status quo sei es an der Zeit, daß „Europa sein
Schicksal selbst in die Hand nimmt", um so „eben diesen Status quo zu überwin-
den und eine gesamteuropäische Ordnung zu schaffen". Ein Mittel dazu stellten
in den Augen der Europa-Union verbesserte Beziehungen mit den Ostblocklän-

303 Nacn der Genfer Außenministerkonferenz schlug Friedländer vor, gesamtdeutsche freieWahlen nicht sofort zur Wiedervereinigung führen zu lassen, sondern lediglich zur Bil-dung einer gesamtdeutschen Nationalversammlung einerseits, welche eine Verfassungauszuarbeiten habe, und zur Bildung einer gemeinsamen Exekutive zur Aushandlung ei-
nes Friedensvertrags andererseits, in dem auch der internationale Status Deutschlands
festzulegen wäre. Bis dahin sollten Bundesrepublik und DDR weiterbestehen, scheiter-
ten die Friedensverhandlungen, bliebe ebenfalls alles beim alten. Um diesen Deutschland-
plan hatte es innerhalb der Europa-Union heftige Auseinandersetzungen gegeben, vorallem da der Plan ein neutrales Deutschland nicht explizit ablehnte, obwohl sich die Eu-ropa-Union seit Jahren gegen jede Form von Neutralismus aussprach. Vgl. Friedländer,Deutschland im Ost-West-Konflikt. Vortrag vor den Mitgliedern des Industrie-Clubs am
30.9. 1955, OA EU bis 31. 12. 1956. Vgl. auch: DeutschlandsWiedervereinigung ist mehrals eine nationale Frage. Beschluß des VIII. Kongresses der Europa-Union in Berlin 1956,abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 35 f. Vgl. auch: Koppe, Das grüne E, S. 82.Auch Friedländer selbst lehnte neutralistische Bestrebungen ab, hatte dies in seinem
Deutschlandplan jedoch nicht deutlich genug gemacht. Vgl. z.B. den Offenen Brief ErnstFriedländers an Richard Coudenhove-Kalergi, 5. 1. 1956, ADSD EU/141, in dem es umden Deutschlandplan ging.

304 Oppenheim, Friedrich Carl von: Konsequenzen für unsere Politik, in: Europa-Union 17(1966), Heft 10, S. 1. Vgl. auch: Roser, Dieter: Versöhnung in Europa, in: Europa-Union18(1967), Heft 3, S. 2.
305 Oppenheim, Friedrich Carl von: Konsequenzen für unsere Politik, in: Europa-Union 17

(1966), Heft 10, S. 1.
3°6 Ebenda.
307 Es ist an der Zeit! Die Erklärung des XVI. Kongresses der Europa-Union, in: Europa-Union 17 (1966), Heft 12, S. 3. Auch abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 62-65.Dort auch die folgenden Zitate.
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dem „im persönlichen, kulturellen, wirtschaftlichen und politischen Bereich" vor
allem durch Europarat, OECD und EWG dar

-

womit man sich gegen die von de
Gaulle initiierte einzelstaatliche Vorgehensweise wehrte: „Die Vorstellung, eine
dynamische Ostpolitik könne besser von einem sich desintegrierenden Westeu-
ropa geführt werden, geht an den Realitäten vorbei und könnte höchstens in einer
Balkanisierung Europas enden. Im Gegenteil: Die westeuropäische Einigung zeigt
die Perspektive auf, die aus der Alternative Nationalismus oder Satellitenstatus
herausführt, Resignation beseitigt und Hoffnung weckt." Der Bundesrepublik
kam nach Ansicht der Europa-Union aufgrund der Spaltung Deutschlands als Teil
der Spaltung Europas eine zentrale Rolle zu. Daher forderte die Europa-Union
die Bundesregierung auf, das Münchener Abkommen formell als ungültig zu er-
klären, der Aussöhnung mit Polen den Vorrang vor einer Revision der Oder-
Neiße-Grenze zu geben, mit den osteuropäischen Ländern diplomatische Bezie-
hungen aufzunehmen und „alle Kontaktmöglichkeiten zwischen den Behörden
der beiden Teile Deutschlands [zu] nutzen, sofern dies größerer Freiheit und grö-
ßerer Wohlfahrt der Bevölkerung der ,DDR' dient, ohne die ,DDR' in ihrer heu-
tigen Herrschaftsform anzuerkennen".308
Damit übernahm die Europa-Union 1966 die seit dem Mauerbau im Berliner

UmfeldWilly Brandts, vor allem durch Egon Bahr entwickelte „neue Ostpolitik"
inklusive ihres Konzepts eines „Wandels durch Annäherung".309 Gleichzeitig
begann der Verband auch eine eigene „Politik" nach Mittel- und Osteuropa zu
gestalten. So bildete die AEF, der Dachverband der Europa-Union, im Oktober
1966 ein internationales Komitee, welches es sich zum Ziel gesetzt hatte, „von
parteipolitischen und konfessionellen Bindungen unabhängig [...] Initiativen aller
interessierten Persönlichkeiten oder Verbände zu unterstützen, auf den verschie-
denen Gebieten der deutsch-polnischen Beziehungen ins Gespräch zu kommen
und zwar von Volk zu Volk, von Mensch zu Mensch".310 Diesem Komitee gehörte
mit Friedrich Carl von Oppenheim der Präsident der Europa-Union an. Schließ-
lich stellte man auch Überlegungen an, ob nicht „die Zeit für einen Besuch einer
repräsentativen Delegation der Europäischen Bewegung unter maßgeblicher Be-
teiligung des Präsidiums der Europa-Union in den osteuropäischen Staaten ge-
kommen sei".311
Mit voran getrieben wurde die neue Orientierung der Europa-Union sicherlichdurch neue Köpfe im Präsidium. Mit Karl Mommer etwa, dem SPD-Fraktionsge-schäftsführer, fand wieder ein führender SPD-Politiker in die Europa-Union, die

)8 Wege nach Gesamteuropa. Europa-Union appelliert an Bundesregierung, in: Europa-Union 17 (1966), Heft 12, S. 1.
19 Vgl. insgesamt zur „Neuen Ostpolitik" in Auswahl: Bender, Die „Neue Ostpolitik".Fuchs, „Dreiecksverhältnisse sind immer kompliziert". Schmidt, Kalter Krieg, Koexi-
stenz und kleine Schritte. Vogtmeier, Egon Bahr und die deutsche Frage. Vgl. auch die Er-innerungen Egon Bahrs, Zu meiner Zeit.

0 Gespräche mit Polen. Föderalisten bilden internationales Komitee, in: Europa-Union, 17(1966), Heft 10, S. 4. Vgl. auch: Sind wir zum Dialog bereit. Die Botschaft der polnischenBischöfe blieb bisher ohne Echo, in: Europa-Union 17 (1966), Heft 3, S. 5.
1 Protokoll der Sitzung des Präsidiums, 11.2. 1967, ADSD EU/93. Ein Besuch scheint
jedoch nicht stattgefunden zu haben, spiegelt sich jedenfalls nicht in den Quellen.
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über den DRdEB auch eng mit dem SPD-Fraktionsvorsitzenden Fritz Erler zu-
sammenarbeitete. Aber auch aus den Reihen der CDU waren mit Kurt Birrenbach
und Hermann Kopf außenpolitisch engagierte Politiker im Präsidium vertre-
ten.312 Hatten sich bereits in den fünfziger Jahren vor allem „reformorientierte"
Kräfte im Präsidium der Europa-Union engagiert, die der „Westernisierung" der
Bundesrepublik aus unterschiedlichen Interessen Vorschub leisteten, so wieder-
holte sich ein ähnlicher Vorgang in den sechziger Jahren. Wiederum fanden „zu-
kunftsorientierte" Politiker, die in der Außenpolitik „neue" Wege zu gehen bereit
waren, in den Verband.
Seit 1966 bemühte sich die Europa-Union, die guten Kontakte, die sie in den

fünfziger und frühen sechziger Jahren mit den jeweiligen Regierungen verbunden
hatte, auch mit der Großen Koalition, und schließlich der sozialliberalen Koali-
tion aufzubauen.313 Dabei zahlte es sich aus, daß sowohl Kurt Georg Kiesinger
wie auch Willy Brandt in den fünfziger Jahren Mitglieder der Europa-Union ge-
wesen waren. Mit Katharina Focke von der SPD, der Tochter Ernst Friedländers,
war nach den Wahlen von 1969 eine Staatssekretärin ins Kanzleramt eingezogen,
die lange Jahre im Generalsekretariat der Europa-Union und später als Leiterin
des Bildungswerkes für „Europäische Politik" gearbeitet hatte. Gleichzeitig be-
gann sich innerhalb des Verbandes ein Generationswechsel anzukündigen. Lang-
sam stießen jüngere Kräfte, vor allem aus den Reihen der Jungen Europäischen
Föderalisten (JEF, die Nachfolgeorganisation des BEJ), ins Präsidium der Europa-
Union, die offenbar ebenfalls für „neuen Wind" sorgten.314
Während die Medien die Baden-Badener-Erklärung und die neue Entwicklung

der Europa-Union offenbar kaum als „sensationell" empfanden, führte sie in den
eigenen Reihen zu stärkerer Unruhe.315 Zwei Bundestagsabgeordnete der CDU/
CSU, Josef Stingl und Heinrich Windelen, traten unter offiziellem Protest aus der
Europa-Union aus, andere Mitglieder folgten. Vor allem die Vertriebenenver-
bände protestierten heftig.316 Konservative Kreise fühlten sich ganz offensichtlich

312 Beide waren auch Mitglieder des Ostausschusses der DGAP, vgl. Eisermann, Außenpoli-tik und Strategiediskussion, S. 210.
313 Vgl. das Protokoll der Sitzung des Präsidiums, 20. 5. 1967, ADSD EU/93.
314 Arno Krause, Heinz Kramer, Rüdiger Proske, Rudolf Woller oder Axel N. Zarges wärenhier zu nennen.
315 Vgl. die Auswertung des XVI. Kongresses der EU, ADSD EU/93. Dort heißt es: „Die

.Erklärung zur gesamteuropäischen Politik' wurde von der Presse nicht als sensationell
empfunden. Das zeigte sich nicht nur daran, daß die Erklärung keine Schlagzeilen macht,typischer noch war die Reaktion des Ersten Deutschen Fernsehens, das den Baden-Bade-
ner Vertreter angewiesen hatte, nur dann ein Interview mit Baron Oppenheim aufzuneh-
men, ,wenn die EU die Anerkennung der DDR fordert'. Mit vereinten Kräften gelang es
dann doch, das Fernsehen zu überzeugen, daß die Erklärung der EU trotzdem Neues und
Interessantes zu bieten habe; das Plazet für das Interview mit Baron Oppenheim kam al-
lerdings erst nach drei Ferngesprächen mit der Redaktion der Tagesschau in Hamburg."316 Koppe, Karl-Heinz: Recht und Unrecht. Zum Austritt zweier Bundestagsabgeordneter
aus der Europa-Union, in: Europa-Union 18 (1967), Heft 2, S. 3. Hertsch, Helmut:
Nachhut und Avantgarde. Vertriebene protestieren gegen die Baden-Badener Erklärung,in: Europa-Union 18 (1967), Heft 1, S. 4. Vertriebene begrüßen Diskussion. Europa-Union Niedersachsen verteidigt Baden-Badener-Erklärung, in: Europa-Union 18 (1967),
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von der Positionsnahme der Europa-Union vor den Kopf gestoßen, von jenem
Europa-Verband, der in den fünfziger Jahren so eindeutig hinter der Regierungs-
politik der CDU/CSU gestanden hatte. So kam deutliche Kritik aus der Bundes-
geschäftsstelle der CDU: „Wir können nicht verhehlen, daß wir die Entwicklung
der Europa-Union angesichts der zutage tretenden Tendenzen mit Sorge verfol-
gen." Zwar wies die Europa-Union die Vorwürfe, sie würde sich etwa zum „Weg-
bereiter eines kommunistisch beherrschten Deutschlands" machen,317 entschie-
den zurück und verwies dabei auf die Tatsache, „daß sich die Europa-Union nie an
die Politik der Bundesregierung und der im Bundestag vertretenen Parteien ge-
bunden" gefühlt habe, dennoch wird deutlich, in welchem Maße sich die Positio-
nen in der Europa-Union verschoben hatten. Die Europa-Union konnte und
wollte bestimmte Kreise des konservativen Spektrums seit Mitte der sechziger
Jahre nicht mehr vertreten. Damit aber war jener Prozeß eingeleitet, der Anfang
der siebziger Jahre zu einem Wiederaufleben der Paneuropa-Union in der Bun-
desrepublik führte.

Unerwartete Konkurrenz: Coudenhove-Kalergi und die Paneuropa-Union
Richard Coudenhove-Kalergi hatte nach seiner Rückkehr aus dem Exil in den
USA 1946 darauf verzichtet, seine Paneuropa-Union wiederzubegründen und
sich statt dessen für ein Agieren auf parlamentarischer Ebene entschieden. Die aus

diesem Entschluß hervorgegangene Europäische Parlamentarier-Union (EPU)
hatte den Höhepunkt ihres Wirkens Ende der vierziger Jahre überschritten und
sich dann der Europäischen Bewegung angegliedert. Daraufhin entschied Cou-
denhove-Kalergi, seine Paneuropa-Union wiederzubeleben

-

wir haben es bereits
im Zusammenhang mit den Abendländern gesehen.318 Damit stieß er sofort auf
den Widerstand der übrigen Europa-Bewegungen, die unliebsame Konkurrenz
fürchteten. Dies galt auch für die Europa-Union in der Bundesrepublik, führten
doch Coudenhove-Kalergis Versuche, die Paneuropa-Union in Deutschland zu

revitalisieren, nicht allein zur Existenz zweier rivalisierender Europa-Verbände,
was in der westdeutschen Öffentlichkeit eher verwirrend wirken mußte, sondern
auch zu einer massiven Konkurrenz um Spendengelder, die für das organisatori-
sche Überleben der Verbände entscheidend waren. Entsprechend bezeichnete die
Europa-Union die „finanziellen Folgerungen" aller Verhandlungen mit Couden-
hove als die „eigentlichen Fragen".319 Die Konkurrenz zwischen Europa-Union
und Coudenhove-Kalergi war daher beinahe so alt wie die Europa-Union selbst.
Jahrelang versuchten beide Seiten immer wieder, das Miteinander der Verbände zu
regeln, allerdings von unvereinbaren Grundforderungen aus. Wollte Couden-

Heft 3, S. 10. Vgl. auch den Brief Oppenheim an Otto Freiherr von Fircks vom Landes-
verband des Bundes der Vertriebenen, 15. 2. 1967, ADSD EU/25.

317 Brief Gerold Rummler (CDU-Bundesgeschäftsstelle) an Müller, 28. 11. 1966, ADSD
EU/25.

318 Vgl. Teil I, Kap. II.3.
319 Aufzeichnung zum Besuch Graf Coudenhove-Kalergis, Köln, 22. 1. 1962, ACDP 1-148-

116/02.
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hove-Kalergi Zugang zu den bundesrepublikanischen Spendern erhalten, war die
Europa-Union gerade hier nicht bereit, den Platz, den sie sich selbst erobert hatte,
mit einem Konkurrenten zu teilen.
Als CoudenhoveMitte der fünfzigerJahre konsequenter als zuvor an die Reor-

ganisation der Paneuropa-Union ging, war er angesichts der gefestigten Stellung
der Europa-Union darauf angewiesen, inhaltliche Argumente zu finden, welche
die Gründung eines weiteren Europa-Verbandes in der Bundesrepublik rechtfer-
tigte. Außerdem brauchte er eine inhaltlich begründete „Publicity", die der Pan-
europa-Union die notwendige Aufmerksamkeit garantieren sollte. Sein erster

größerer Anlauf in diese Richtung erfolgte im Januar 1956, als er Ernst Fried-
länder und die Europa-Union wegen ihres „Deutschlandplans" scharf angriff.320
Die diesem Konzept fehlende eindeutige Verankerung des wiedervereinigten
Deutschlands im westlichen Bündnissystem versuchte Coudenhove-Kalergi aus-
zunutzen, indem er einen „Offenen Brief" an Ernst Friedländer richtete und ihn
bzw. die Europa-Union des Neutralismus bezichtigte. Coudenhove-Kalergi argu-
mentierte nicht unrealistisch, wenn er schrieb, daß „freie Wahlen in einem totali-
tären Ostdeutschland [...] praktisch unmöglich sind" und „die Sowjets [...] kei-
nen Friedensvertrag unterschreiben [würden], der nicht die NeutralisierungDeutschlands anerkennt". Er zog aus der inhaltlichen Kritik, ob nun gerechtfer-
tigt oder nicht, die einzige ihm genehme Konsequenz: „Hier trennen sich die
Wege der Paneuropa-Bewegung von denen der Europa-Union."321 Coudenhove-
Kalergi suchte eine Möglichkeit, die Paneuropa-Union in der Bundesrepublikwieder ins Spiel zu bringen. Dies erklärt auch seine Vorgehensweise, mit einem
„Offenen Brief", den er gleichzeitig an Presse, Verbände, Institutionen und Ein-
zelpersönlichkeiten in Politik undWirtschaft schickte, an die bundesdeutsche Öf-
fentlichkeit zu gehen.
Ernst Friedländer reagierte ebenfalls mit einem „Offenen Brief", der einerseits

den Neutralismus-Vorwurf zurückwies und dessen aggressiver Unterton anderer-
seits deutlich macht, daß die Spitze der Europa-Union durchaus verstanden hatte,welchem Zweck Coudenhoves Vorstoß diente. „Warum denn ,Offene Briefe'
schreiben, bevor auch nur versucht worden ist, etwaige Mißverständnisse aufzu-klären? Der Sache kann dies nur schaden. Der Paneuropa-Union wird es nichts
nützen. [...] Warum versuchen Sie, der Europa-Union etwas anzuhängen, unddann noch etwas so Ungereimtes wie den Hang zum Neutralismus? [...] Soll sich
jeder der Öffentlichkeit und eventuellen Geldgebern dadurch als ,guter Europäer'anpreisen, daß er den anderen als .schlechten Europäer' brandmarkt?"322 Trotz
dieser Kritik am Vorgehen des Paneuropäers kämpfte die Europa-Union aller-
dings mit den gleichen Bandagen. Die Antwortbriefe Friedländers (man tauschtenoch zwei weitere Briefe aus) gingen in mehreren tausend Exemplaren an Presse,

320 Vgl. FN 27.
321 Offener Brief Coudenhove-Kalergis an Ernst Friedländer, 2. 1. 1956, ACDP 1-148-116/

01.
322 Offener Brief Ernst Friedländers an Coudenhove-Kalergi, 5. 1. 1956, ADSD EU/141.
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Politik und Wirtschaft.323 Im April 1956 fand dann im Presseclub in Bonn, unter
der Gesprächsleitung des CDU-Politikers Franz Böhm, ein Streitgespräch zwi-
schen Coudenhove-Kalergi und Friedländer statt. Auch dieses Treffen jedoch ver-
stärkte die Verstimmungen nur, als Coudenhove am Ende der Diskussion ein
vorab gedrucktes Papier seiner Thesen unter dem Titel „Auszüge aus der Debatte
Coudenhove-Kalergi

-

Friedländer" verteilte und auch dies in der Bundesrepu-
blik breitgestreut verschickte. Die Europa-Union begriff dies als „ungemein ge-
fährlichen und mit unfairen Methoden vorgetragenen Angriff auf die Europa-
Union und Friedländer, ein Vorgehen, das darauf abzielt, uns vor der Öffentlich-
keit zu diskreditieren und das Licht der Coudenhoveschen Paneuropa-Union um
so heller leuchten zu lassen".324 Man zog mit einer eigenen Darstellung des Ge-
sprächs nach. Als auch Franz Böhm

-

der sich auf die Seite der Europa-Union
stellte

-

zur Feder griff, um seine Version der Debatte niederzuschreiben, ließ sich
die Europa-Union die Chance nicht entgehen, das Gutachten Böhms „einem klei-
neren Kreis maßgebender Persönlichkeiten, der an dem Komplex Coudenhove
ein besonderes Interesse haben könnte, zu übersenden".325
Aufgrund der gefestigten Stellung der Europa-Union und nicht zuletzt ihres

massiven Vorgehens gegen Coudenhove hatte dieser mit seiner Aktion zwar nicht
den Erfolg, den er sich möglicherweise gewünscht hatte. Doch andererseits
konnte auch die Europa-Union nicht verhindern, daß sich die Paneuropa-Union
in der Bundesrepublik zumindest formal rekonstituierte. Fortan versuchte man in
jahrelangen und immer wiederholten Verhandlungen, ein einvernehmliches Mit-
einander zu organisieren

-

die Vorstellungen darüber, wie dieses Miteinander aus-
sehen könnte, gingen allerdings auf beiden Seiten weit auseinander. Coudenhove
erhoffte sich, wenn schon eine Vorrangstellung der Paneuropa-Union in der Bun-
desrepublik nicht möglich schien, eine Teilung der Spendeneinnahmen zwischen
seiner Organisation und der Europa-Union. Jede darüber hinausgehende Einord-
nung verstand er als Unterordnung und lehnte sie ab. Für die Europa-Union kam
freilich eine Halbierung der Spendeneinnahmen nicht in Frage. Immer wieder ver-
suchte man, Coudenhove einzubinden, etwa, indem man ihm einen „Ehrensold"
zahlen wollte unter der Bedingung, „daß er sich nur im Rahmen der Europäischen
Bewegung betätigen" dürfe.326 Dies wiederum lehnte Coudenhove strikt ab.
Auch wenn die Paneuropa-Union in der Bundesrepublik organisatorisch nicht

323 Aktennotiz des Generalsekretärs der EU für Friedländer, Oppenheim, Lüders, Berger,
12. 1. 1956, OA Europa-Union: Friedländer

-

Coudenhove K.
324 Brief Generalsekretariat Europa-Union an Franz Böhm, 31.5. 1956, ADSD EU/140.
325 Pressemitteilung der Europa-Union, 20. 4. 1956, ADSD EU/140. Brief Franz Böhm an

Lüders, Generalsekretariat Europa-Union, 26. 5. 1956, OA EU: Friedländer
-

Couden-
hove K.

326 Brief Friedländer an Bethmann, 16. 12. 1955, ADSD EU/109. Im Januar 1959 versuchte
man, Coudenhove zum Halten von Vorträgen und Schreiben von Artikeln für die euro-päischen föderalistischen Verbände zu bezahlen und ihn auf diese Weise einzubinden.
Coudenhove wies das Ansinnen zurück, da es

-

in der Tat
-

„keine andere Gegenleistung
als unseren Verzicht auf Geldeinwerbung in Deutschland" verlange. Vgl. die Briefe zwi-
schen Coudenhove-Kalergi und Ornstein, 14. 1. 1959 und 19. 1. 1959, ACDP 1-148-116/
02. Eine weitere „Verhandlungsrunde" wurde Anfang 1962 abgehalten, vgl. in ACDP
1-148-116/02.



3. Gaullistische Herausforderung 375

recht vom Fleck kam, so hieß dies dennoch nicht, daß die Europa-Union ihre Sor-
genmit Coudenhove los gewesenwäre. Zwar konnte ihr die Paneuropa-Union als
Verband kaum ernsthafte Konkurrenz machen, der Paneuropäer selbst aber be-
schäftigte die Spitze der Europa-Union mit nicht nachlassender Hartnäckigkeit.
Die Verhandlungen mit Coudenhove trieben die Verantwortlichen in der Europa-
Union regelmäßig zur Weißglut, insbesondere aufgrund des typischen Verhaltens
Coudenhoves, getroffene Absprachen bereits am nächsten Tag nicht mehr als sol-
che zu akzeptieren bzw. völlig anders auszulegen als alle anderen Gesprächsteil-
nehmer.
Doch wurde die Situation für die Europa-Union seit Anfang der sechziger

Jahre, als die Politik de Gaulles ihre Wirkung entfaltete, noch bedeutend schwie-
riger. Denn Coudenhove hielt sich mit Mitteilungen über seine enge finanzielle
und ideelle Anlehnung an den Gaullismus nicht zurück, und je stärker in der Bun-
desrepublik die Spannungen zwischen „Atlantikern" und „Gaullisten" aufbra-
chen, auf desto offenere Ohren stieß der Paneuropäer. Die Europa-Union hatte
zwar bereits im Sommer 1958, etwa mit Eingaben an das Auswärtige Amt, zu ver-
hindern versucht, „daß Coudenhove-Kalergi in einer neuen Pariser Phase der Eu-
ropapolitik von vorneherein zum autorisierten Interpreten wird".327 Doch späte-
stens Anfang der sechziger Jahre, als die Europa-Union sich selbst auf der „atlan-
tischen" Seite positioniert hatte, waren die

-

bereits seit Jahren bestehenden
-Fronten erneut abgesteckt. Coudenhove versuchte, den Gegensatz zwischen

„Gaullisten" und „Antigaullisten" systematisch auszunutzen. Offenbar witterte
er vor allem im Frühjahr 1963, angesichts der politischen Debatten um den Ely-
sée-Vertrag, Morgenluft und startete einen erneuten Versuch, über inhaltliche Ar-
gumente für die Paneuropa-Union zu werben und auf diesem Wege der Europa-
Union Mitglieder und Spender abspenstig zu machen. So verkündete er: „Die Er-
neuerung der Paneuropa-Union Deutschland soll künftig jedem deutschen Euro-
päer die Möglichkeit geben, selbst darüber zu entscheiden, ob er Europa mit de
Gaulle, d.h. mit Frankreich, oder gegen de Gaulle errichten will."328
Als besonders schwierig erwies sich diese drohende Konkurrenzsituation ange-

sichts der Tatsache, daß die Europa-Union selbst in der ersten Hälfte der sechzi-
ger Jahre zunehmend finanzielle Probleme hatte. Die Bereitschaft, für „Europa"
zu spenden, ging offenbar in Industriekreisen deutlich zurück, und einige Unter-
nehmer nahmen die sich herauskristallisierende Polarisierung zwischen Europa-
Union und Paneuropa-Union zum Anlaß, die Zuweisungen an die Europa-Union
erst einmal ganz einzustellen.329 Insgesamt erwies sich die Spendeneinwerbungfür die Europa-Union selbst für einen dermaßen in Wirtschafts- und Finanzkrei-
sen vernetzten Mann wie Oppenheim seit der ersten Hälfte der sechziger Jahre als

327 Brief Koppe an Nostitz, Auswärtiges Amt, 6. 8. 1959, PAAA Ref. 201 (IA1V245.
328 Brief Coudenhove-Kalergi an Oppenheim, 20. 2. 1963, ACDP, 1-148-119/01.
329 Vgl. den vertraulichen Vermerk Müllers an Scheidgen, Eickhorn, Kopp, Focke, 16. 7.

1964, ADSD EU/227, nach welchem für das laufende Haushaltsjahr rund 100000- DMfehlten.
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„bedeutend schwieriger" als noch in den Fünfzigern.330 Der Gemeinsame Markt
war mehr oder weniger Realität, und damit das, was sich die Industrie von der
europäischen Integration versprochen hatte. Der Kampf für ein supranationales
politisches Europa hingegen hatte schon in den fünfziger Jahren (und den Jahr-
zehnten zuvor) nicht zu den wichtigsten Interessen der Industriellen gehört, ja,
mit supranationalen Elementen verband sich sogar die Sorge vor einer Einschrän-
kung wirtschaftlicher Freiheit. So nahm der Einfluß wirtschaftlicher Interessen in
der Europa-Union selbst eher ab, was die Organisation nicht zuletzt finanziell zu
spüren bekam.
Gerade aufgrund dieser Tatsache mußte die Europa-Union umso heftiger ihre

„Monopolstellung" in der Bundesrepublik gegenüber der Paneuropa-Union ver-
teidigen. Man tat, was man konnte, um weitere Erfolge Coudenhoves in der Bun-
desrepublik zu verhindern, vor allem, indem man gezielt auf mögliche Finanziers
und öffentliche Stellen zuging, um sie über den „wahren Charakter" des Paneuro-
päers aufzuklären. So stellte das Generalsekretariat 1963 eine Dokumentation mit
den wichtigsten politischen Äußerungen Coudenhoves zusammen, welche man

an jene Personen versandte, von denen man wußte, daß Coudenhove mit ihnen
wegen der Neugründung der Paneuropa-Union in Kontakt stand.331 Die Doku-
mentation bezog sich vor allem auf Coudenhoves Memorandum „Zur deutschen
Frage". Indem man Coudenhove verdächtigte, durch die von ihm geforderte An-
erkennung der DDR „Moskau in die Hände" zu arbeiten, versuchte man ihn über
den noch immer höchst wirksamen Antikommunismus unglaubwürdig zu ma-

chen.332 Gleichzeitig ließ Oppenheim seine Beziehungen spielen und versuchte
auf Spender Einfluß zu nehmen, etwa wenn er Hermann Josef Abs bat, „mit den
Herren des Vorstandes der Daimler-Benz AG in Sachen Paneuropa-Union" zu
sprechen.333 Auf diese Weise versuchte die Europa-Union konkret Coudenhoves
organisatorische Bemühungen zu unterwandern, ein Vorgehen, dem ein gewisser
Erfolg nicht abgesprochen werden kann.
Dennoch konnte die Europa-Union die Neugründung bzw. Wiederbelebung

der Paneuropa-Union in der Bundesrepublik nicht verhindern. Der Verband re-
stituierte sich langsam, und wenn es noch organisatorische Probleme und Rück-
schritte gab, so lag dies vor allem an internen Auseinandersetzungen um Couden-
hoves Führungsanspruch. In der PEU sollten sich aber langsam jene sammeln,
deren politische Vorstellungen ein atlantisches Europa westlicher Prägung, so wie
es die Europa-Union vertrat, nicht entsprach. Wie auch am CEDI bereits zu sehen

330 Protokoll der Sitzung der Finanzkommission, 9. 6. 1965, ADSD EU/227. Vgl. auch Pro-tokoll der Sitzung der Finanzkommission, 8. 12. 1964, ADSD EU/227
331 Vgl. Brief Oppenheim an Coudenhove, 19. 6. 1963, ACDP, 1-148-116/02, in dem er dies

ganz offen formuliert.
332 Protokoll der Sitzung des Präsidiums der EU, 8. 3. 1963, ADSD EU/92. Vgl. die Doku-

mentation „Paneuropa und Europa. Graf Coudenhove-Kalergi und die europäische Inte-
gration", ACDP 1-148-119/01. Coudenhove reagierte empört: „Ihr Rundschreiben stellt
mich als Gegner der Wiedervereinigung hin, was weder wahr noch fair ist und geeignetist, meinen Ruf in der Bundesrepublik zu untergraben." (ACDP, 1-148-116/02). Eben
dies lag ja auch im Interesse der Europa-Union.

333 Brief Oppenheim an Abs, 16. 2. 1967, ADSD EU/112.
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war, bestand in der Bundesrepublik der sechziger Jahre durchaus Interesse an Eu-
ropa-Ideen und Europa-Bewegungen, die die Europa-Union nicht zu vertreten
bereit war. Die eindeutigen politischen Stellungnahmen der Europa-Union gegen
de Gaulle und für eine europäische Entspannungspolitik, die der Europa-Union
nach einigen Jahren der ausschließlichen Konzentration auf wirtschaftliche Fra-
gen der europäischen Einigung wieder ein politisch konturiertes Profil gegeben
hatten, führten im Gegenzug dazu, daß bestimmte politische Kreise sich von ihr
nicht mehr repräsentiert sahen. Selbst wohlgesonnene Persönlichkeiten wie etwa
Heinrich von Brentano sahen die „antigaullistische" Positionsnahme der Europa-
Union zumindest kritisch. So warnte der frühere Bundesaußenminister noch kurz
vor seinem Tod: „Antigaullisten mag es in Frankreich geben, aber wir haben die
legitime Regierung unseres Nachbarvolkes und den großen Politiker an seiner
Spitze zu respektieren. Sonst wollen wir gleich wieder das fröhliche Lied singen:
Am deutschen Wesen soll die Welt genesen!"334 Die in der zweiten Hälfte der
fünfziger Jahre eindeutige Vormachtstellung der Europa-Union als Europa-Ver-
band in der Bundesrepublik geriet aufgrund der politischen Positionsnahme im
Umfeld der Auseinandersetzungen zwischen „Atlantikern" und „Gaullisten" ins
Wanken. Wäre Coudenhove-Kalergi nicht eine dermaßen schwierige Persönlich-
keit gewesen, hätte sich ihm bereits Mitte der sechziger Jahre in der Bundesrepu-
blik eine Chance geboten, die Machtposition der Europa-Union zu brechen. An-
fang der siebziger Jahre sollte dies dann der „abendländisch" erneuerten Paneu-
ropa-Union gelingen. Denn nun kamen mit der Entspannungspolitik und vor al-
lem den gesellschaftlichen Unruhen Ende der sechziger Jahre weitere Elemente
hinzu, die in konservativen Kreisen das Interesse an einem eigenen Europa-Ver-
band wachsen ließen. Doch nicht nur von dieser Seite sah sich die Europa-Union
Ende der sechziger Jahre in ihrem Selbstverständnis in Frage gestellt.

„Honoratiorenverband oder APO?"33*: die Europa-Union an der Schwelle der
siebzigerJahre

Im Gefolge der inhaltlichen Neupositionierung begann die Europa-Union in der
zweiten Hälfte der sechziger Jahre langsam ihr Selbstverständnis zu ändern. Ab-
gezeichnet hatte sich der langsame Wandel bereits in der ersten Hälfte der sechzi-
ger Jahre. Dies bezog sich zuvorderst auf das Verhältnis des Verbandes zur Politik.
Denn je mehr die Europa-Union inhaltlich wieder klarer Stellung bezog, desto
kritischer stand sie auch der Bundesregierung gegenüber. Hatten sich ihre Positio-
nen in der zweiten Hälfte der fünfziger Jahre mit jenen der Regierung eigentlich
vollständig gedeckt, so wurde knapp zehn Jahre später Kritik laut. Vor allem Bun-
deskanzler Erhard, der supranationalen Integrationsschritten immer ablehnend
gegenüberstand, hatte in der Europa-Union kaum Freunde, und sein Scheitern
führte man auch „auf die Nichtbeachtung europäischer Prioritäten zurück".336

Brief Brentano an Oppenheim, 1. 10. 1964, BA N 1239/37.
Eickhorn, Gerhard: Honoratiorenverband oder APO? Zum Selbstverständnis der Eu-
ropa-Union, in: Europa-Union 20 (1969), Heft 4, S. 11.
An Europa gescheitert. Der neue Kanzler muß Anschluß an die europäische Entwicklung
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Auf den Kanzler der Großen Koalition, Kurt Georg Kiesinger, hingegen setzte
der Verband größere Hoffnungen, auch weil er jahrelang Präsidiumsmitglied der
Europa-Union gewesen war.337 Schon bald stellte sich jedoch heraus, daß sich das
Verhältnis der Europa-Union zur Großen Koalition nicht so gut entwickelte, wie
man sich erhofft hatte. Beim XVIII. Kongreß im März 1968 waren „anders als bei
früheren Kongressen weder der Bundeskanzler noch der Außenminister noch ein
Kabinettsmitglied nach Köln gekommen".338
So ging die Bedeutung der Europa-Bewegung langsam zurück. Waren in den

fünfziger Jahren noch Politik und Verwaltung von der Wichtigkeit eines großen
Europa-Verbandes wie der Europa-Union überzeugt gewesen, zu dem gute Be-
ziehungen zu erhalten nur von Nutzen sein konnte, so war in der zweiten Hälfte
der sechziger Jahre davon kaum noch etwas zu spüren. Die europäische Integra-
tion wurde, trotz aller Rückschläge und Verzögerungen, zu diesem Zeitpunkt von
den politischen Parteien in der Bundesrepublik und auch breiten Bevölkerungs-
schichten nicht mehr in Frage gestellt. Da bedurfte es eines „europäischen Gewis-
sens", als das sich die Europa-Union sah, kaum mehr. Gleichzeitig gab es wichti-
gere Probleme als die europäische Einigung. Vor allem die Entspannungspolitik
bewegte die westdeutschen Gemüter in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre er-
heblich mehr als „Europa", und auch diese Entwicklung trug kaum dazu bei, den
Stellenwert und die Wirkungsmächtigkeit eines Europa-Verbandes zu erhöhen.
Die Europa-Union erklärte das Fehlen wichtiger Politiker auf dem Kongreß

1968 verständlicherweise anders, nämlich mit einem fehlenden Engagement der
Großen Koalition in europapolitischen Fragen: „Die Unsicherheit der Großen
Koalition auf allen europäischenWegen und ihre Zurückhaltung gegenüber jedem
klarem Engagement mußte nicht erst auf dem Jahreskongreß bewiesen werden.
Sie waren schon vorher deutlich zu erkennen." So war das Urteil über die Europa-
Politik der Großen Koalition bald gesprochen: „Eine kümmerliche Bilanz."339
Das ehemals so gute Verhältnis der Europa-Union zu Bonn war gestört.
Der nun in den Reihen der Europa-Union einsetzende Prozeß zeigt, daß sich

innerhalb des Verbandes die Positionen tiefgreifend zu verschieben begannen.
Denn bald wandelte sich die Kritik gegenüber der Regierungspolitik ins Grund-
sätzliche: „Alle Regierungen reden von Europa, aber alle betreiben die alte natio-
nale Souveränitätspolitik weiter."340 Das Mitte der fünfziger Jahre so starke Ver-

finden, in: Europa-Union 17 (1966), Heft 11, S. 1. Vgl. auch: Kanzlerworte über Europa.Erhards merkwürdiges Verhältnis zur EWG, in: Europa-Union 17 (1966), Heft 9, S. 1.
Vgl.: An Europa gescheitert. Der neue Kanzler muß Anschluß an die europäische Ent-
wicklung finden, in: Europa-Union 17 (1966), Heft 11, S. 1. Wünschenswert und mög-lich. Eine Nachbetrachtung zur Regierungserklärung, in: Europa-Union 18 (1967), Heft
1,S. 1.
Loch, Theo M.: Wider Resignation und Bequemlichkeit. Der Kongreß der Sachlichkeit,
in: Europa-Union 19 (1968), Heft 3, S. 1. Dort auch das nächste Zitat. Vgl. auch: Koppe,Karl-Heinz: Die Regierung drückt sich. Öffentliche Meinung steht hinter der Europa-Union, in: Europa-Union 19 (1968), Heft 3, S. 3.
Hertsch, Helmut: Kanzlerworte. Wir haben uns die Europapolitik der Großen Koalition
anders vorgestellt, in: Europa-Union 19 (1968), Heft 3, S. 1. Vgl. auch: Protokoll der Sit-
zung des Präsidiums, 9. 9. 1967, ADSD EU/93.
Sie haben alle versagt. Zur Aktion der Europa-Union, in: Europa-Union 19 (1968),
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trauen in die Regierungen und Parlamente schwand, und der Ton der Europa-
Union wurde rebellisch wie seit Anfang der fünfziger Jahre nicht mehr. Aus der
tiefen Unzufriedenheit der Europa-Union mit der Politik der Regierungen Euro-
pas entwickelte sich ein neues Selbstverständnis. Man wollte Widerstand leisten
gegen einen um sich greifenden Nationalismus, den man allenthalben in Europa
ausmachte. Dabei bezog man sich übrigens durchaus auf die „eigenen" Wurzeln
im europäischen Widerstand gegen den Nationalsozialismus: „Die Erkenntnisse,
die von denWiderstandskämpfern gegenHitler noch während des letzten Krieges
gewonnen wurden, sind niemals entwertet worden. Und so gilt es heute abermals
Widerstand zu leisten gegen den Nationalismus, gegen das Beharren in altge-
wohnten, längst überlebten Vorstellungen."341 Plötzlich war sogar das „Volk"
wieder im Gespräch, jenes Volk, dessentwegen man sich Mitte der fünfziger Jahre
von der UEF getrennt hatte: „Aber lebt in ihnen [den Völkern Europas] noch
etwas von dem Geist des Widerstands, der heute ein Widerstand [ist] gegen das
Vergangene, gegen die Enge des restaurierten Nationalstaates, gegen kurzsichtige
Interessenpolitik, gegen Gleichgültigkeit und falsche Versprechungen?"342 Diese
bereits Mitte der sechzigerJahre manifeste Stimmung in der Europa-Union erhielt
entscheidenden Auftrieb durch die Studentenunruhen der späten sechziger Jahre.
Daran hatte vor allem die jüngere Generation im Präsidium Anteil, die im Umfeld
der Studentenbewegung Protest gegen die Europa-Union als „Honoratiorenver-
band" erhob.343
Der Wandel, in dem sich die Europa-Union befand, ist offensichtlich. Die seit

einem guten Jahrzehnt praktizierten Arbeits- und Wirkungsweisen, die das Präsi-
dium Mitte der fünfziger Jahre eingeführt hatte, fanden plötzlich keinen Anklangmehr. Dabei gerieten die damals getroffenen Positionsentscheidungen in funda-
mentaler Weise auf den Prüfstand. Es konnte nach Auffassung der Reformkräfte
in der Europa-Union nicht darum gehen, weiterhin ein als zu harmlos begriffenes
„europäisches Gewissen" der Bundesrepublik zu sein: „Weg vom Status der vor-
parlamentarischen Hilfstruppe der Regierung

-

hin zur oppositionellen Aktions-
gemeinschaft!", vom „Establishment zur Opposition", „weg von der Unverbind-lichkeit!"344

-

das waren die Parolen, die „1968" in der Europa-Union umgingen.
Manch einer begriff die Arbeit in der Europa-Union als Opposition gegen den
Nationalismus und als Kampf für Europa: „Unser Vietnam ist Europa!"345

Heft 5, S. 1. Vgl. auch: Europas Regierungen haben versagt. Das Memorandum der Eu-
ropa-Union Deutschland zur diesjährigen Grenzaktion, in: Europa-Union 19 (1968),Heft 5, S. 4.

1 Friedländer, Ernst: Drei Aufgaben, in: Europa-Union 17 (1966), Heft 10, S. 2.2 Macht wieder Ernst mit Europa. Erklärung des XV. Kongresses der Europa-Union inBad Godesberg 1965, abgedruckt in: Für ein föderales Europa, S. 60 f., hier S. 60.3 1969 entstammten von insgesamt 16 Präsidialmitgliedern vier der JEF, im Hauptausschußkamen weitere fünf hinzu: Heinz Kramer (Bundesvorsitzender der JEF), Arno Krause,RudolfWoller, Axel N. Zarges.
4 Hertsch, Helmut: Der große Sprung nach vorn. Zur Strategie der permanenten politi-schen Aktion, in: Europa-Union 20 (1969), Heft 2, S. 3. Vom Establishment zur Opposi-tion. Unruhige Europäer demonstrieren, in: Europa-Union 19 (1968), Heft 5, S. 1.5 Koppe, Karl-Heinz: Unser Vietnam ist Europa, in: Europa-Union 19 (1968), Heft 5, S. 2.Bei den jüngeren Vertretern der Europa-Union und in der JEF schwang viel Sympathie
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Die alte Struktur der Europa-Union geriet dabei gehörig in die Kritik: „So um-
gibt sich die Europa-Union mit einem Strahlenkranz von Persönlichkeiten aus

Politik und Wirtschaft, denen [...] die hehren Ideale und Forderungen des Föde-
ralismus nahegebracht werden sollen, auf daß ihre europäische Fieberkurve steige
und einfließe in die Hitze ihrer täglichen Gefechte. Doch an Stelle der Bewegung
steht nicht selten statuarische Reserve."346 Damit tauchte auch die Idee der „Mas-
senbewegung" wieder aus der Versenkung auf. Es sollte nun darum gehen, „aus
der Europa-Union wieder

-

oder erstmals
-

eine wirkliche europäische Bewegung
zu machen".347 Vor dem Hintergrund der Tatsache, daß die Europa-Union sich
seit Jahren mit „eingeschlafenen" Kreisverbänden konfrontiert sah, die selbst ein
„Regionalbeauftragter" des Generalsekretariates nicht zu neuem Leben hatte er-
wecken können,348 schöpfte die junge Generation angesichts der APO und der
Studentenproteste, welche scheinbar die „Massen" zu mobilisieren vermochten,
neue Hoffnung. Dabei geriet jene Generation, welche Mitte der fünfziger Jahre
durch eine Kombination von wirtschaftlichen Interessen und „westlichen" Ideen
die Europa-Union reformiert hatte, in die Kritik. Es zeigte sich für die jungen Re-
former „zunehmend, daß sie [die ältere Generation in der Europa-Union] keine
Kraft mehr hatte, die zweite und dritte Stunde [nach der ersten Stunde in den An-
fangsjahren der Europa-Union] durch neue Initiativen zu gestalten. Sie neigte zu
Wiederholungen. Sie geriet in Gefahr, zu einer Sekte zu schrumpfen."

So sah sich ein Teil des Präsidiums, jene wenigen, die seit 1955 noch übrig ge-
blieben waren, nun mit genau jenen Anschuldigungen konfrontiert, die sie damals
selbst gegenüber der UEF geäußert hatten: nicht mehr als eine Sekte zu sein.349
Und die neuen, reformorientierten Kräfte wollten in vielem genau zu den Zustän-
den zurückkehren, die die Reformer von damals gezielt hatten überwinden wol-
len. Angesichts einer Regierungspolitik, die die überzeugten „Europäer" im Hin-
blick auf ihre Initiativen zur europäischen Einigung enttäuschte, kamen ganz ähn-
liche Frustrationen auf wie Ende der vierziger Jahre, als man ja ebenfalls gehofft
hatte, Europa auf Druck der Bevölkerung quasi an den Regierungen vorbei schaf-
fen zu können. Plötzlich hieß es wieder wie Ende der vierziger Jahre, die Europa-

für die demonstrierenden Studenten mit. So forderte der JEF-Vertreter im Präsidium der
Europa-Union, diese „möge sich von dieser pauschalen Verketzerung politisch Anders-denkender eindeutig distanzieren". Vgl. Bericht Müllers (Generalsekretär der Europa-
Union) an Oppenheim, 2. 5. 1968, ADSD EU/112.
Petermann, F.: Engführung

-

ein Beitrag zum Selbstverständnis der Europa-Union, in:Europa-Union 20 (1969), Heft 6, S. 10.
Schack, Alard von: Eine neue Lage

-

neue Bewegung. Eine Aufforderung zum Umden-
ken bei der Aktion, in: Europa-Union 20 (1969), Heft 10, S. 4 Dort auch das folgende
Zitat.
Koppe, Das grüne E, S. 104 und S. 123. Vgl. z.B. den Geschäftsbericht des Hauptverban-des, Kongreß 1964, ADSD EU/19, wo es hieß: „Während sich in den vergangenen JahrenPräsidium und Hauptausschuß in vielen Fällen auf Anträge, Anregungen oder Vorschlägeder Landesverbände und Kreisverbände stützen konnten, gingen solche Diskussionsbei-
träge in letzter Zeit völlig zurück."
Von dem alten Präsidium waren zu diesem Zeitpunkt noch Friedrich Carl von Oppen-heim, Hans Albert Kluthe, Otto Bach, Ludwig Rosenberg (wieder) und Ernst Friedlän-
der als Ehrenpräsident übrig.
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Union müsse eine wirkliche Massenbewegung werden. Wenn damals eine offen-
kundig europafreundliche Stimmung die Verantwortlichen in der Europa-Union
auf eine massenhafte Beteiligung an einer europäischen Einigungsbewegung hatte
hoffen lassen, so waren es Ende der sechziger Jahre die auf den Straßen demon-
strierenden Studenten. Die Zurückgezogenheit ins Private, welche die „Adenau-
erzeit" bestimmt hatte, schien überwunden, und damit schienen sich auch dem
politischen Engagement für „Europa" wieder neue Chancen zu eröffnen. Die
„Netzwerk"-Methoden, die die Europa-Union seit Mitte der fünfziger Jahre ent-
wickelt hatte und die ihr in allen politischen Parteien und öffentlichen Verbänden
Ansprechpartner vermittelt hatten, galten vor diesem Hintergrund als antiquiert
und überkommen.
Doch gingen die „jungenWilden" in der Europa-Union noch weiter. Nicht nur

die Wirkungsformen gerieten auf den Prüfstand. Vielmehr zeigte sich wiederum,
wie schon so häufig in der Geschichte der hier betrachteten Europa-Organisatio-
nen, daß die Ideen, die eine Gruppe vertrat, und ihre Wirkungsabsichten und -me-
thoden eng miteinander verbunden waren. So stellten die jungen Kräfte in der Eu-
ropa-Union auch ganz neue Ordnungsvorstellungen zur Diskussion. Sie forder-
ten, angelehnt an die Studentenbewegung, eine „Neuordnung der europäischen
Gesellschaft" und damit einhergehend die Klärung gesellschaftspolitischer Ziele
des Verbandes. Dabei klangen zum Teil sozialistische Parolen an

-

eine Tatsache,
die den älteren westlich-liberalen Vertretern in der Europa-Union ein Graus
war.350
Die Auseinandersetzungen waren auch ein Generationenkonflikt. Die Europa-

Union stand Ende der sechziger Jahre vor der Frage, was sie sein wollte: „Hono-
ratiorenverband oder APO?"351 Erstmals seit den frühen fünfziger Jahren stellte
sich damit für die Europa-Union wieder radikal die Frage nach ihrem Selbstver-
ständnis, und sie stellte sich, das ist beachtenswert, unter völlig veränderten poli-
tischen und gesellschaftlichen Gegebenheiten in ganz ähnlichen Konstellationen
wie damals. Für die ältere Generation in den Reihen der Europa-Union mußte
diese Entwicklung erschreckend sein. Die von ihnen seit Mitte der fünfziger Jahre
vorangetriebene „Pragmatisierung" und vermeintliche „Entideologisierung" sahsich plötzlich mit neu auflebenden Ideologien konfrontiert. Und was das
schlimmste war: Es handelte sich auch noch um sozialistische, gar marxistische
Modelle, die plötzlich nicht nur gesamtgesellschaftlich, sondern auch im eigenenVerband im Umlaufwaren. Die alten „Westernisierer" mußten diese Entwicklungals Niederlage empfinden. Und so spiegelt sich

-

ein letztes Mal
-

in den unter-
suchten Europa-Verbänden eine gesamtgesellschaftliche Entwicklung. Die ältere
„Gründergeneration" der Bundesrepublik reagierte auf die Ereignisse um das
Chiffrejahr „1968" mit Unverständnis und Erschrecken und sah sich um die
Früchte ihrer Arbeit betrogen. Daß auch die Abendländer in der „Studentenre-
volte" nur Auflösung und Chaos sahen, bedarf dabei kaum der Erwähnung.

Vgl. u.a.: Rahmen und Inhalt. Die politische Diskussion in Saarbrücken, in: Europa-Union 20 (1969), Heft 12, S. 4.
Eickhorn, Gerhard: Honoratiorenverband oder APO? Zum Selbstverständnis der Eu-
ropa-Union, in: Europa-Union 20 (1969), Heft 4, S. 11.
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Durchsetzen konnte sich die junge Fraktion in der Europa-Union indes nicht
vollständig. Man versuchte einen Kompromiß zu finden, „einen mittleren Kurs
[...] zwischen dem Beharren auf bisherigen Formen der Arbeit und progressiven
Methoden [.. .]".352 Es war angesichts der früher undenkbaren Abstinenz wichti-
ger Politiker bei Kongressen der Europa-Union, aber auch angesichts stagnieren-
der, teils sogar rückläufiger Mitgliederzahlen sogar der älteren Generation klar,
daß sich etwas ändern mußte. Der Verband mußte neue Mittel und Wege finden,
wenn er auch in den siebziger Jahren eine politische und gesellschaftliche Rolle
spielen wollte: „Das bisherige Selbstverständnis der Europa-Union als ideeller
Verein und als Expertengremium zu europäischen Fragen mag nach wie vor rich-
tig sein, nur reicht das heute und auf Dauer nicht mehr aus, um in der Öffentlich-
keit gehört zu werden und um uns Respekt bei den politisch Verantwortlichen zu
verschaffen." Sich zu einem Teil der APO oder der Studentenbewegung zu stili-
sieren und dabei gar die bestehende gesellschaftliche Ordnung in Frage zu stellen,
kam für einen Großteil der Europa-Union-Verantwortlichen allerdings nicht in
Frage. Argumentativ berufen konnten sich die „Gemäßigten" dabei einerseits auf
die Tatsache, daß die Europa-Union eben „keine homogene Gruppe, wie das nun
einmal Studenten sind", darstellte. Vielmehr war „sie in ihrer gegenwärtigen
Struktur ein Teil des Establishments, das von großen Teilen der Studenten be-
kämpft wird", und an dieser Tatsache war auch nichts zu ändern. Zum anderen
aber stellte sich schon bald heraus, daß die protestierenden Studenten sich für alles
interessierten, nur nicht für Europa. Die europäische Integration war „1968" kein
Thema, und so gab es auch für die Europa-Union keine Chance, sich diesem Pro-
test anzuschließen, selbst wenn sie es gewollt hätte.
Dennoch bemühte man sich, neue Aktionsformen zu entwickeln, um die Ein-

sicht, daß auf die neuen Zeiten in neuer Form zu reagieren sei, in die Tat umzuset-
zen. Genau das taten zur gleichen Zeit auch die Abendländer, die nun begannen,
in der Paneuropa-Union von ihren alten Wirkungsformen Abschied zu neh-
men.353 Bereits 1965 hatte man in der Europa-Union begonnen, über „zeitgemäße
Veranstaltungsformen" nachzudenken. Seit 1967 fanden jährliche „Aktionen" un-
ter spezifischen Themen statt: „Alle Europäer wollen

-

Reisen ohne Grenzkon-
trollen" (1967), „Eine Währung für Europa" (1968) und „Europas Regierungenhaben versagt" (1969). Zentren dieser Aktionen waren europäische Grenzüber-
gänge, an denen Europa-Unions-Mitglieder demonstrierten und Flugblätter ver-teilten. Dabei scheute man weder Kosten noch Aufwand: 1969 beispielsweise ver-teilten über 700 Mitglieder rund 500000 Flugblätter und Broschüren, 9000 Pla-
kate, 10000 Luftballons, 15000 Papierfähnchen, 8000 Europa-Wimpel, Transpa-
rente und Autoplaketten. Im gesamten Bundesgebiet gingen zusätzlich 800000
Flugblätter an Interessierte.354 Ziel war es zu „beweisen, daß unsere friedlichen
und zugleich militanten Bataillone im Kampf für Europa ein Wörtchen mitzure-

352 Ebenda. Hier auch die folgenden Zitate.
353 Vgl. Teil I, Kap. II.3.
354 Geschäftsbericht der Europa-Union Deutschland vom 20. 11. 1966 bis 22. 11. 1969, Bonn

o.J.,S.23f.
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den haben".355 Mit den Europa-Aktionen trat der Bundesverband der Europa-
Union nach Jahren erstmals wieder massiv der Öffentlichkeit ins Bewußtsein. Die
ideelle Neuorientierung im Verlauf der sechziger Jahre ging also, wie so häufig,
auch mit einem Wandel der Aktions- und Wirkungsformen einher.356
Und in noch einem Punkt sollte sich Ende der sechziger Jahre für die Europa-

Union etwas ändern. Die seit 1956, als die Europa-Union zusammen mit belgi-
schen und französischen Föderalisten aus der UEF ausgetreten war, bestehende
Spaltung innerhalb der europäischen Föderalisten ging 1967/1968 zu Ende. Denn
es stellte sich heraus, daß die UEF, mittlerweile in Europäische Föderalistische Be-
wegung (EFB) umbenannt, ihre Positionen gemäßigt und die Europa-Union die
ihren etwas „radikalisiert" hatte. Ein Miteinander wurde wieder möglich. So fand
mit der Grenzaktion 1967 erstmals in der Geschichte der Europa-Union eine Ver-
anstaltung statt, die international angelegt, d. h. von verschiedenen nationalen Ver-
bänden gemeinsam organisiert war. Bisher hatten, für Europa-Verbände auf den
ersten Blick erstaunlich, solche „grenzüberschreitenden" Aktionen nie stattgefun-
den.
Damit ging in den Reihen der Europa-Union die Hoffnung einher, nun auch

die „nationale Phase" des Verbandes überwinden zu können.357 Denn die AEF
war niemals ein starker Verband gewesen, da in ihr der Europa-Union gleichwer-
tige Verbände aus anderen Ländern nicht vertreten gewesen waren. Vor allem den
französischen Föderalistenverbänden waren unter der Präsidentschaft de Gaulles
die öffentlichen Mittel weitgehend entzogen worden.358 Insbesondere die jünge-
ren Mitglieder der Europa-Union forderten Ende der sechziger Jahre eine stärkere
Internationali tat. In ihren Augen konnte es nicht angehen, daß gerade die Europa-
Verbände national verhaftet waren und ausschließlich den nationalen Raum als ihr
Aktionsfeld begriffen.359 Tatsächlich war die Europa-Union, trotz ihres europäi-
schen Anspruchs, lange Zeit in stärkerem Maße national verankert gewesen als die
Abendländer mit ihrem CEDI. Dies lag nicht zuletzt in ihrem eigenen Selbstver-
ständnis als deutscher Verband, der auf die deutsche Öffentlichkeit und Politik
Einfluß nehmen und dabei nicht zuletzt deutsche Interessen vertreten wollte.
Aber war das nicht immer so gewesen, seit es in Deutschland Europa-Verbände

und -Gruppierungen gab? „Europa", das „Abendland", das „Reich", „Mitteleu-
ropa": All diese Begriffe waren, ebenso wie ihre Vertreter, überwiegend auf
Deutschland gerichtet, blieben in ihrem Denken und Handeln auf Deutschland
fixiert. Es ging um die beste Ordnung für Deutschland, es ging um die Beeinflus-

Hertsch, Helmut: Der Sturm auf die Grenzen. Wenn Europäer eine deutliche Sprachesprechen..., in: Europa-Union 18 (1967), Heft 6, S. 1.
Vgl. auch: Zarges, Axel N.: Aufgaben für morgen. Bericht über die künftige Arbeit der
Europa-Union, in: Europa-Union 18 (1967), Heft 4, S. 4.
Koppe, Das grüne E, S. 140. Vgl. auch: Schöndube, Claus, Der Erfolg gibt uns recht. Ge-danken zur Zusammenarbeit von AEF und EFB, in: Europa-Union 18 (1967), Heft 9,
S. 10.
Geschäftsbericht der Europa-Union Deutschland vom 20. 11. 1966 bis 22. 11. 1969, Bonn
O.J..S.3.
Vgl. u. a.: Hertsch, Helmut: Der große Sprung nach vorn. Zur Strategie der permanentenpolitischen Aktion, in: Europa-Union 20 (1969), Heft 2, S. 3.



384 //. Die Europa-Union in der Nachkriegszeit (1945-1970)

sung der deutschen Öffentlichkeit und Politik. Europäische Verbände waren

deutsche Verbände, von der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg bis in die siebziger
Jahre. Das nationalstaatliche Paradigma behielt über die Zäsuren des 20. Jahrhun-
derts hinweg seine Wirkmächtigkeit selbst für jene, denen es um seine Überwin-
dung ging. Daran änderte sich auch am Ende des Untersuchungszeitraums nichts.
Die Europa-Union hatte weiterhin ihr Wirkungszentrum in der Bundesrepublik.
Am Ende der sechziger Jahre befand sich der Verband im Umbruch. In welche

Richtung die Reise gehen sollte, war nicht abzusehen. Angesichts der massiver
werdenden finanziellen Probleme konnte die Europa-Union jedenfalls nicht sor-
genlos in die Zukunft blicken. Die Europaskepsis in der deutschen Bevölkerung
wuchs, der europäische Einigungsprozeß stagnierte. Hinzu kam die Konkurrenz
der stärker werdenden Paneuropa-Union. Sicher war, daß die „Hochphase" euro-
päischen Engagements in der Bundesrepublik vorüber war. Denn es stellte sich
bald heraus, daß der politische und gesellschaftliche Mobilisierungsschub in West-
deutschland, der auf „1968" folgte, anderen gesellschaftlichen Gruppen und Ver-
bänden zugute kommen sollte. Die Zeit, in der „Europa" als Synonym für gesell-
schaftliche Zukunftsentwürfe stand, in der „Europa" ähnlich aufgeladen war wie
lange Zeit die „Nation", war endgültig vorüber. Dies lag nicht zuletzt daran, daß
sich nun stärker als jemals zuvor in Deutschland ein Europaverständnis durchge-
setzt hatte: das einer freiheitlich-demokratischen, pluralistischen und liberalen
europäischen Gesellschaft. Andere, alternative Begriffe und Konzepte wie das
„Abendland", die andere Visionen für den europäischen Kontinent vertraten, wa-
ren in den Hintergrund getreten und konnten sich nur in veränderter, in „ange-
paßter" Form bis in die Gegenwart retten. Insofern hat sich die Europa-Union am
Ende doch durchgesetzt. Die von ihr in der Mitte der fünfziger Jahre vertretene
Europaidee, die ihren Ursprung in ganz unterschiedlichen Traditionen, Erfahrun-
gen und Interessen auch aus den Jahren vor 1945 hatte, war

-

und ist
-

zum ge-
samtgesellschaftlich dominierenden Europaverständnis der Bundesrepublik ge-
worden. Für die Europa-Union als Organisation indes war dieser Sieg eine Nie-
derlage. Denn gleichzeitig mit der gesellschaftlichen Akzeptanz der von ihr ver-
tretenen europäischen Idee schien diese auch ihren Reiz zu verlieren. „Europa"
war in den siebziger Jahren eben nicht mehr jenes „herrliche Thema, in dessen
Rahmen man alles sagen [konnte], was zu sagen nottut".360

Brief Spiecker an Kluthe, 14. 12. 1939, zitiert nach Runge, Politische Identität und natio-nale Geschichte, S. 111.


